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An die Bezieher der Juriſtiſchen Wochenſchrift! 


Auf Grund der von dem Präſidenten der Reichspreſſekammer unter dem 13. Dezember 1933 erlaſſenen 
Anordnungen wird folgendes bekanntgemacht: 


1. Die Beſtimmungen der von der Verlagsfirma W. Moeſer Buchhandlung in Leipzig als Verleger der 
Juriſtiſchen Wochenſchrift mit dem Deutſchen Anwaltverein E. V, jetzt: Reichsfachgruppe Rechtsanwälte des 
Bundes Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten E. V, abgeſchloſſenen Verträge ſind im Einvernehmen 
beider Vertragſchließenden inſoweit aufgehoben worden, als ſie mit den Anordnungen des Präſidenten 
der Reichspreſſekammer vom 13. Dezember 1933 nicht in Einklang ſtehen. 


2. Der Bezugspreis für die Juriſtiſche Wochenſchrift iſt von der W. Moeſer Buchhandlung für die Zeit ab 
1. Januar 1934 für ſämtliche Bezieher auf monatlich 3,50 . feſtgeſetzt worden. Nur Studenten, Refe⸗ 
rendare und unbeſoldete Aſſeſſoren zahlen einen Vorzugspreis von monatlich 3, — Aal. Für die Zeit ab 
1. Februar 1934 beträgt der allgemeine Bezugspreis nur noch monatlich 3, — , der Vorzugspreis für 
Studenten, Referendare und unbeſoldete Aſſeſſoren 2,50 .. Für die Folgezeit iſt unter der Voraus⸗ 
ſetzung, daß eine entſprechend hohe Auflage erzielt wird, eine weitere Herabſetzung des Bezugspreiſes in 
Ausſicht genommen. Der Preis des Einzelheftes iſt auf 1. — A. feſtgeſetzt. 


3. Die Juriſtiſche Wochenſchrift wird nach wie vor ihre vornehmſte Aufgabe darin erblicken, durch die Ver⸗ 
öffentlichung von Aufſätzen aus berufener Feder, durch Beſprechung aller wichtigen Neuerſcheinungen des 
juriſtiſchen Schrifttums und durch Veröffentlichung höchſtrichterlicher Entſcheidungen nebſt gutachtlicher 
Stellungnahme zum Verſtändnis und zur Auslegung des geltenden Rechts beizutragen, außerdem aber die 
Belange der deutſchen Rechtspflege und insbeſondere der deutſchen Anwaltſchaft mit allen Kräften zu 
fördern. 


4. Demgemäß hat der Verlag der Juriſtiſchen Wochenſchrift den Reichsfachgruppenleiter der Berufsgruppe 
Rechtsanwälte des Bundes Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten gebeten, auch weiterhin das verant⸗ 
wortungsvolle Amt als Herausgeber der Juriſtiſchen Wochenſchrift beizubehalten. 


5. Die Verlagsfirma hat ſich verpflichtet, einen Teil des etwaigen Überſchuſſes aus dem Vertriebe der Juriſti⸗ 
ſchen Wochenſchrift der Reichsfachgruppe Rechtsanwälte des BNS”. zur Förderung von Belangen der 
deutſchen Anwaltſchaft zur Verfügung zu ſtellen. 
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Aufſätze Juriſtiſche Wochenſchrift 


6. Die Reichsfachgruppe Rechtsanwälte des BNSDI. erwartet von allen deutſchen Anwälten, daß ſie auch 
weiterhin ohne jede Ausnahme die Juriſtiſche Wochenſchrift als das wiſſenſchaftliche und berufsſtändiſche 
Organ der deutſchen Anwaltſchaft im Einzelabonnement beziehen werden, um hierdurch der Juriſtiſchen 
Wochenſchrift eine möglichſt große Reſonanz zu verſchaffen und damit nicht nur der deutſchen Anwaltſchaft, 
ſondern auch der geſamten deutſchen Rechtspflege zu dienen. — 

Der nach dem Ausſcheiden der Juriſtiſchen Wochenſchrift aus dem Etat der Reichsfachgruppe für die 
Erfüllung ihrer ſonſtigen Aufgaben im Intereſſe der deutſchen Anwaltſchaft als notwendig verbleibende 
Fachgruppenbeitrag, gegen den auch in Zukunft das Mitteilungsblatt der Reichsfachgruppe, das demnächſt 
erſcheinende Anwalts verzeichnis und die Entſcheidungen des Ehrengerichtshofes geliefert werden, 
wird ſelbſtverſtändlich — unter Beibehaltung der progreſſiven Staffelung bei einem ſehr geringen Mindeſt⸗ 
beitrag — entſprechend herabgeſetzt und in der nächſten Ausgabe des Mitteilungsblattes der Reichsfach⸗ 


gruppe bekanntgegeben werden. 
Berlin, den 30. Dezember 1933. 


gez. W. Moeſer Buchhandlung, 


als Verleger 
der Juriſtiſchen Wochenſchrift. 


Der Reichsfachgruppenleiter 
der Berufsgruppe Rechtsanwälte des BNS DJ: 


gez. Dr. W. Raeke, 


als Herausgeber 
der Juriſtiſchen Wochenſchrift. 


Das negative Intereſſe. 


Von Oberlandesgerichtsrat Karl Wilhelm, Zweibrücken. 


Jehring prägte den Ausdruck „Negatives Vertrags⸗ 
intereſſe“ (Dogm Jahrb. IV, 16; ſ. Staudinger, Anm. 1 
zu 8307 B B.). Der Begriff fol nach Windſcheid ſich 
ſchon bei Savigny finden !). Natürlich war der Gedanke auch 
ſchon vor dieſen Bearbeitern und Fortbildnern des römiſchen 
Rechts dieſem bekannt. Windſcheid bezeichnet den Ausdruck 
als nicht einwandfrei (Pandekten, 8. Aufl., Bd. II 8 307 
Fußn. 5 S. 230). Trotzdem hat er ſich durchgeſetzt, ja ſogar 
im Schuldrecht des BGB. eine große Bedeutung erlangt. 
Darum müſſen wir in dem modernen Beſtreben volkstümliches 
Recht zu ſchaffen, gegen dieſen Fremdkörper in unſerem Recht 
mißtrauiſch fein und achtgeben, ob er nicht Unheil ftiftet. Man 
muß zu dem Zweck dieſer Unterfuhung auf das römiſche 
Recht zurückgehen. Daß dieſes jetzt in Deutſchland nicht mehr 
in ſo übertriebenem Anſehen ſteht wie ehemals, iſt berechtigt. 
Denn der Deutſche iſt ſich bewußt geworden, daß ſeine hoch⸗ 
entwickelte Rechtshandhabung in Geſetzgebung, Wiſſenſchaft 
und Gerichtstätigkeit nicht auf fremde Geiſtesarbeit zurückzu⸗ 
greifen braucht, um Erſprießliches zu leiſten. Aber gerade der 
Begriff des Intereſſes im Rechtsſinn ift vom römischen Recht 
und ſeinen deutſchen Bearbeitern im 19. Jahrhundert mit 
großer Feinheit durchdacht worden. Überhaupt kann es auch 
dem modernen Rechtsbefliſſenen nur zum Vorteil ſein, wenn 
er den geltenden Rechtszuſtand mit einem anderen vergleicht. 
Denn in der Rechtswiſſenſchaft bleibt jener immer ein Stüm⸗ 
per, der nur weiß, wie eine Entſcheidung nach dem von ihm 
anzuwendenden Rechte getroffen werden ſoll, und nicht, wie es 
auch anders gemacht werden könnte. Gerade das römiſche 
Rechtsſyſtem und ſeine Nachfolger, das franzöſiſche und ita⸗ 
lieniſche, find eine gute Schule des Geiſtes. Die Vergleichung 
ſpielt für die Rechtsausübung eine ähnliche Rolle wie in der 
modernen Chemie der Katalyſator, um eine Reaktion zu er⸗ 
leichtern oder zu ermöglichen. 

Dem negativen Intereſſe entgegengeſetzt ift das poſitive, 
in der jetzigen Rechtsſprache auch Erfüllungsintereſſe genannt. 
Ich finde beide Ausdrücke nicht glücklich gewählt, weil ſich der 
Laie bei ihnen nichts denken kann und namentlich den Unter⸗ 


) Ich Kann ihn allerdings an der von Windſcheid an⸗ 
geführten Stelle bei Savigny nicht entdecken. 


ſchied nicht herausfindet. Wie einfach und deutlich ſind dagegen 
die beiden (etwas anderes beſagenden) Gegenſätze vom mittel⸗ 
baren und unmittelbaren Schaden. Der Ausdruck „negatives 
Intereſſe“ iſt aber geradezu irreführend. Denn der durch eine 
unerlaubte Handlung verurſachte Schaden iſt doch etwas Poſi⸗ 
tives und der Schädigung ſoll doch die Ent ſchädigung genau 
entſprechen. Aber gerade bei der unerlaubten Handlung foll 
der Getäuſchte, von Ausnahmen abgeſehen (RG. 66, 335 
= 3%. 1907, 670) nur den negativen Schaden erſetzt verlan⸗ 
gen können. 

Das Intereſſe als Rechtsbegriff, der Schaden und der 
daraus entſpringende Anſpruch auf Erſatz haben zwei Wur⸗ 
zeln, Vertrag und außervertragliches Handeln (oder Unter⸗ 
laſſen). Dieſe Unterſcheidung machte ſchon das römische Recht. 
Der Schadenserſatz wird behandelt bei der allgemeinen Lehre 
von den Verträgen und bei einzelnen Vertragsarten, beſonders 
beim Kauf. Bei den Verträgen kann Irrtum unterlaufen oder 
argliſtige Täuſchung und Zwang verübt werden oder es wird 
mangelhaft oder nicht rechtzeitig erfüllt. Es gibt Mängel nicht 
bloß der Sache, ſondern auch im Recht (Eviktionslehre). Der 
Schaden kann auch auf unerlaubter Handlung beruhen. Beide 
Schadensurſachen können auch gleichzeitig wirken. Beim Ver⸗ 
trag kann eine unerlaubte Handlung begangen worden ſein. 
Die argliſtige Täuſchung braucht nicht unerlaubte Handlung 
zu ſein. Außerdem gibt es nach BGB. auch eine Schädigung 
durch ſittenwidrige Handlung (§ 826). Der Hauptfall der 
unerlaubten Handlung iſt die ſchuldhafte Verletzung (Delikt). 
Es gibt aber auch ſchadenſtiftende Verurſachung ohne Ver⸗ 
ſchulden (Handlungen Geiſteskranker, Minderjähriger, Scha⸗ 
den, der verurſacht iſt durch Tiere oder Sachen — Quaſi⸗ 
delikte). Je nach der Urſache des Schadens kann auch der 
Umfang ſeines Erſatzes verſchieden zu bemeſſen ſein ?). 

Schaden iſt im römiſchen Recht id quod interest (quod 


2) Intereſſant find die Schwierigkeiten, die noch jetzt dieſe Ab⸗ 
grenzung bereitet und die Erörterungen darüber in verſchiedenen großen 
Prozeſſen und Prozeßſerien in unſerer Zeit, ſo die ſchiedsgerichtliche 
Erledigung der Alabama⸗Claims, der Klagen aus Anlaß der Tätig⸗ 
keit des im nordamerikaniſchen Sezeſſionskrieg von den Südſtaaten 
ausgerüſteten Kaperſchiffes, die die Seeverſicherungsraten in die Höhe 
ſchnellen ließ, weil die Alabama das einzige Kaperſchiff der Südſtaaten 
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oder quantum alicuius interest). Innerhalb dieſer allgemei⸗ 
nen Begriffsfeſtſtellung ändert ſich der Umfang der Schadens⸗ 
erſatzpflicht im Einzelfall, je nachdem es ſich um ſchuldhafte 
oder nicht ſchuldhafte Schädigung handelt. Die Erſatzpflicht 
bei einfachem unverſchuldetem Irrtum war weniger groß als 
bei dolus oder culpa. Dabei pflegten die Pandektenlehrer zur 
Erheiterung der Studenten die Schlußfolgerungen beim Ver⸗ 
kauf des vermeintlich goldenen, in Wirklichkeit aber nur 
ehernen Gefäßes und den im 19. Jahrhundert ſehr zeitge⸗ 
mäßen Irrtum über die Jungfräulichkeit der verkauften Skla⸗ 
vin abzuwandeln (. 11 8 1 de contr. emt. [ogl. Vangerow, 
Pandekten III, 8 604 Anm. II, 2 dJ). Die wichtigſten Quellen⸗ 
ſtellen über den Umfang des Schadenserſatzes im allgemeinen 
find 1. 19 de peric. et comm. rei vend. (18, 6) und J. 21 
$3 de act. emti et vend. Die daran anknüpfenden, ſich ein⸗ 
ander widerſprechenden Stellen über den Umfang des mittel⸗ 
baren Schadens ſollte eine Konſtitution Juſtinians abſchließen, 
Cod. VII, 47 l. un. C. de sententiis quae pro eo quod 
interest, proferuntur (Vangerow a. a. O. S. 49). Durch 
dieſes Geſetz wollte man einer übermäßigen Ausdehnung des 
mittelbaren Schadens vorbeugen. Wer das Geſetz verſtehen 
will, muß ſich in die Seele des Südländers verſetzen können 
und nicht bloß den toten Buchſtaben, ſondern auch die Ge⸗ 
bräuche der ſüdländiſchen Juriſten kennen. Schon in der Zeit 
des ſpäteren römiſchen Reiches war die Begabung für for⸗ 
males Recht und Prozeßführung weit verbreitet. Auch jetzt 
noch ſind die ſüdländiſchen Advokaten Meiſter in der Anwen⸗ 
dung jener vielgeübten Unſitte, bei Einwendungen gegen 
Kaufpreisforderungen nicht bloß Mängelrügen, ſondern auch 
überſetzte Schadenserſatzanſprüche zu ſtellen. Wer je Ge⸗ 
legenheit hatte, dieſe Advokaten bei der Prozeßführung zu 
beobachten, muß die vornehme Zurückhaltung ihrer nordiſchen 
Kollegen in der Art der Prozeßführung beſtaunen. Das Ju⸗ 
ftinianifche Geſetz (Cod. VII, 47 J. un . . .) ſchob der Unſitte 
einen Riegel vor, indem es beſtimmte, daß der Schadenserſatz⸗ 
anſpruch in omnibus casibus, qui certam habent quanti- 
tatem vel naturam das Doppelte des Gegenſtandswertes nicht 
überſteigen darf. Das Doppelte wird gebildet durch die Summe 
des Wertes der Leiſtung und des Schadens durch die verſpätete 
Leiſtung (RO. 4, 181). Wenn Juſtinian gemeint haben 
ſollte, daß er damit eine alte Streitfrage beſeitige, ſo hat er 
ſich getäufcht. Denn die Auslegung ging jetzt von vorn an. 
Man kam mit Recht zu dem Schluß, daß wohl für Kauf 
und Miete, nicht aber für Delikts⸗ und Quaſideliktsanſprüche 
dieſe ſtarre Grenze gelte (RG. 6, 204). Feſtzuhalten ift der 
Grundgedanke, daß der Schadenserſatzanſpruch bei Delikt nicht 
begrenzt werden darf wie bei Vertrag. Das römiſche Recht 
kannte auch bereits die doppelte Berechtigung des argliſtig 
Getäuſchten, den Gegner beim Vertrage feſtzuhalten oder den 
Vertrag anzufechten. Scharfſinnige Erörterungen knüpften ſich 
an den Fall, daß der Betrug nicht vom Verkäufer, ſondern 
von dem verkauften Sklaven ausging, ein heute unmöglicher 
Fall, deſſen Bedeutung in der Lehre von dem nicht durch 
einen Vertragſchließenden, ſondern von einem Dritten (3. B. 
von dem Vertreter einer juriſtiſchen Perſon oder dem geſetz⸗ 
lichen Vertreter eines Minderjährigen) verübten Betrug fort⸗ 
wirkt. Eine aus dem Syſtem herausfallende Beſonderheit iſt 


war; die Verſicherungsprozeſſe im Gefolge des Erdbebens von San 
Franzisko, wo ein Teil des Schadens durch Erdbeben, ein Teil durch 
Feuer entſtanden und mangels Eingreifens der anderswo beſchäftigten 
Feuerwehr vergrößert worden war, und zuletzt die Anſprüche nach 
der Verſenkung der Luſitania und die anderen von der deutſch⸗ 
amerikaniſchen Kommiſſton entſchiedenen Klagen. Wenn auch damals 
auf Grund des mit Amerika geſchloſſenen Friedensvertrages indirekter 
Schaden erſetzt werden mußte, ſo doch nur der, bei dem eine deutſche 
Handlung die wirkſame und nahe Urſache war (the efficient and 
proxima te cause; Administrative Decision No. II). Seeliſche Leiden 
mußten nach der Luſitania⸗Opinion v. 1. Nov. 1923 (der allgemeinen 
Vorentſcheidung) real and actual (nicht bloß sentmental and vague) 
ſein. Hinſichtlich des Schadens der Verſicherungsgeſellſchaften wurde 
entſchieden (18. Sept. 1924) daß ihr Vermögensverluſt mit dem durch 
die Verſenkung des Schiffes verurſachten Schaden abgeſchloſſen iſt 
(The aggregate amount of the property loss became fixed wen 
the ship sank and is neither increased nor diminished nor in any 
wise influenced by the amount of the insurance or re-insurance 
thereon). 
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die lex Aquilia, die von der Zufügung des Schadens an kör⸗ 
perlichen Sachen handelt. Es war ein altes Geſetz, deſſen 
Inhalt nicht mehr vollſtändig bekannt, ſondern nur durch die 
römiſchen Kommentare überliefert iſt. Ins Syſtem wurde es 
eingefügt, um dabei die Quaſideliktsanſprüche (Beſchädigung 
eines fremden Grundſtücks, die auch im römiſchen Recht vor⸗ 
handenen Tierhalterbeſtimmungen und die Beſitzſtörungen) 
zu erörtern (Windſcheid, Pandekten, Bd. 2 88 455—61). 

Die Schadenserſatzbeſtimmungen des BGB. unterſcheiden 
ſich von denen des römiſchen Rechts und der ihm folgenden 
romaniſchen Geſetzgebungen dadurch, daß ſie im Allgemeinen 
Teil und im erſten (allgemeinen) Abſchnitt des Obligationen⸗ 
rechts beſonders ins Einzelne gehende Vorſchriften enthalten, 
die ein Eingehen bei den einzelnen Vertragsarten des Schuld⸗ 
rechts entbehrlich machen. Das iſt ein ſyſtematiſcher Vorzug 
und eine Folge der philoſophiſchen, aufs Allgemeine gerich⸗ 
teten Begabung der Deutſchen, kann natürlich in der Praxis 
ſeine Nachteile haben, weil die Beſtimmungen zu allgemein 
gehalten und verſchwommen werden und die Richter manch⸗ 
mal in Zweifel kommen, welche aus der Fülle der allgemeinen 
Vorſchriften auf den einzelnen Fall paſſen. Das BGB. ent⸗ 
hält außer den in allen Rechtsſyſtemen notwendigerweiſe vor⸗ 
handenen Beſtimmungen über Mangel der Ernſtlichkeit der 
Erklärung und Irrtum (118, 119, 122), argliſtige Täuſchung 
und Zwang (123) die beſonders wichtigen, aber auch be⸗ 
ſonders verhängnisvollen Grundſätze über den Inhalt des 
Schadenserſatzanſpruchs (249—253, 281), über die Folgen 
des Verſprechens einer unmöglichen Leiſtung (307, Begriffs⸗ 
beſtimmung des negativen Intereſſes), über nachträglich ein⸗ 
tretende Unmöglichkeit der Leiſtung (323325) und Schuld⸗ 
nerverzug (326) bei gegenſeitigen Verträgen. Bei den ein⸗ 
zelnen Vertragsarten ſind dann noch von Bedeutung 463 
(Schadenserſatz wegen Mangels einer zugeſicherten Eigen⸗ 
ſchaft RG. 66, 335 und die daran ſich anſchließende Literatur, 
Modestus Lipsiensis]), 538, 557 (Schadenserſatz bei Miete), 
597 (Pacht), 627, 628 (Dienſtvertrag; unzeitgemäße Kündi⸗ 
gung, vertragswidriges Verhalten), 635 (Werkvertrag), 671 
(Auftrag), 682, 687 (Geſchäftsführung ohne Auftrag, Beſor⸗ 
gung eines fremden Geſchäftes wichtig RG. 132, 760). Dann 
kommen noch Delikte und Quaſidelikte (823853). Die fa⸗ 
milien- und erbrechtlichen Haftungsgrundſätze ſcheiden hier 
aus. In unſerer Zeit ſpielen im Schuldrecht eine große Rolle 
die wegen der Umkehrung der Beweislaſt veränderten Grund⸗ 
läge des HaftpflG. und KraftfG., da durch die Technik Ein- 
richtungen mit großer Betriebsgefahr für die Allgemeinheit 
Schadensurſache wurden. 

Der Fortſchritt im BGB. beruht außer in einigen Neben⸗ 
umſtänden, wie der Möglichkeit der Zubilligung von Geld⸗ 
renten auch an unterhaltsberechtigte Hinterbliebene, Berück⸗ 
ſichtigung eines Schadens, der nicht Vermögensſchaden iſt, in 
der Hervorkehrung des Grundſatzes der Wiederherſtellung des 
alten Zuſtandes ). Er ſteht in 8 249 BGB. an der Spitze des 
Schadenserſatzrechtes. Auch bei der Aufwertung wurde er in 
den letzten Jahren wichtig. Der Schadenserſatzanſpruch unter⸗ 
liegt der freien Aufwertung, da er urſprünglich nicht auf 
Geld geht, ſondern in einen Geldanſpruch erſt umgewandelt 
wird, wenn Wiederherſtellung in natura nicht möglich oder 
zur Entſchädigung des Gläubigers nicht genügend iſt oder dem 
Verpflichteten wegen übermäßiger Höhe des Naturalerſatzes 
nicht zugemutet werden kann (8 251). 

Durch dieſe Forderung der Wiederherſtellung des alten 
Zuſtandes gewinnt die Frage nach dem Umfang des negativen 
Intereſſes beſondere Bedeutung und ihre Beantwortung wird 
recht ſchwierig. Den Umfang des negativen Schadens bei 
argliſtiger Täuſchung hat für das geltende Recht unter 
Berückſichtigung der reichsgerichtlichen Rechtſprechung RGR. 
Dr. Krauße: JW. 1929, 557 dargeſtellt. Ihm kam es bei 
ſeiner ſyſtematiſch geordneten Darſtellung der verſchiedenen 
Möglichkeiten auf die Prüfung der Frage an, ob oder unter 
welchen Umſtänden der Getäuſchte, wenn er beim Vertrage 
ſtehenbleibt, alſo z. B. die Kaufſache behalten will, daneben 
auch noch das negative Intereſſe verlangen kann. 

In der Mehrzahl der Fälle, die die Rechtſprechung be⸗ 


) Vgl. Prot. z. Entw. d. BGB. Bd. I Nr. 45 S. 293; Mot. II, 
19, 228. 
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ſchäftigen, ift der Käufer getäuſcht worden. Es iſt ganz natür⸗ 
lich, daß die überwiegende Zahl der Fälle, die an das RG. 
kommen, in denen es ſich um höhere Streitwerte handelt, aus 
dem ernſthaften Großhandel ſtammen und dabei nicht man⸗ 
gelnde Zahlungsfähigkeit oder ⸗willigkeit des Käufers Schaden 
verurſacht hat. Dieſe Fälle ſpielen mehr bei den unteren Ge⸗ 
richten eine Rolle. Bei dem durch den Verkäufer verurſachten 
Schaden ſind die Möglichkeiten reichhaltiger. Neben Mangel⸗ 
haftigkeit der Sache, Fehlen zugeſicherter Eigenſchaften kommt 
verſpätete Lieferung in Betracht. Auf ſeiten des Käufers 
kommt meiſtens nur die Verpflichtung zur rechtzeitigen Zah⸗ 
lung von Geld in Frage. Nicht nur in der Rechtſprechung, 
ſondern auch in der Wiſſenſchaft und in den Erläuterungs⸗ 
büchern iſt die am Käufer verübte Täuſchung beſonders aus⸗ 
führlich behandelt. Man hat den Eindruck, daß der Käufer 
durch Geſetzgebung und Rechtſprechung beſſer geſtellt iſt als 
der Verkäufer. Der Käufer hat gegenüber dem Betrug des 
Verkäufers nicht nur die Rechte aus §8 123, 823, 826, ſon⸗ 
dern auch die Anſprüche aus 463. Der Käufer kann hier beim 
Vertrage ſtehenbleiben, alſo die Kaufſache behalten und das 
poſitive Erfüllungsintereſſe beanſpruchen (ſo ſchon Mot. II 
©. 229; RGRKomm. Anm. 4 zu § 463; 5b zu 8 123; 
RG. 66, 335 — JW. 1907, 670; 103, 160; 132, 78 = JW. 
1931, 2232). Die reichsgerichtliche Rechtſprechung führt in 
dieſem Fall zu ganz befriedigenden Ergebniſſen. Die Bedenken 
in dem Erläuterungsbuch von Staudinger ſcheinen mir 
für ſich allein nicht gerechtfertigt. Die Gerechtigkeit verlangt 
aber, daß dann auch die Rechte des getäuſchten Verkäufers 
entſprechend geſtaltet werden. 

Der Käufer kann nach der reichsgerichtlichen Recht⸗ 
ſprechung in Ausnahmefällen auch beim Vertrage ſtehen⸗ 
bleiben, alſo die Kaufſache behalten und Erſatz des negativen 
Schadens verlangen (Krauße: JW. 1929, 558 unter II, 
le; dies ſoll allerdings nach II, 2a und Fall bb) eine Aus⸗ 
nahme fein; vgl. dagegen Fall dd)). Die Rechtſprechung iſt 
übrigens nach Krauße nicht einheitlich. Dafür paßt ſie ſich 
jedem Einzelfall gut an, und das iſt mehr wert, als aus 
grundſätzlichen Erwägungen zu unbefriedigenden Ergebniſſen 
zu kommen. 

Dagegen hat der getäuſchte Verkäufer nur den Anſpruch 
auf das negative Vertragsintereſſe, nämlich bei Anſechtung 
nach 123 und — wenn die Vorausſetzungen dazu gegeben ſind; 
dies iſt aber nicht immer der Fall; denn argliſtige Täuſchung 
iſt nicht gleich Betrug — den Anſpruch aus unerlaubter Hand⸗ 
lung nach 823 oder wegen ſittenwidrigen Verhaltens des 
Gegners (826). In dieſen Fällen (823 und 826) kann der 
Getäuſchte auch beim Vertrage ſtehenbleiben. Eine Geldent⸗ 
ſchädigung kann er aber dann nur in Ausnahmefällen ver⸗ 
langen (vgl. Krauße a. a. O. Fall II, 1a gleich III [richtig 
IV, 5 = RG. 83, 245 = JW. 1914, 140), wenn der 
getäuſchte Verkäufer nämlich beweiſen kann, daß er von dritter 
Seite beſſere Zahlungsbedingungen bekommen hättet). In der 
Praxis wird er dann auch noch beweiſen müſſen, daß dieſer 
dritte Reflektant zahlungskräftig war. Krauße tritt mit 
feinem Gerechtigkeitsgefühl und ſcharfſinniger Begründung 
dafür ein, daß 249 nicht ſtarr im Sinne der Rückgabe der 
Kaufſache ausgelegt werde, ſondern es ſoll nur „wirtſchaftlich“ 
die frühere Lage wiederhergeſtellt werden. Dieſe elegante Lö⸗ 
ſung ſieht auch die Möglichkeit der Geldentſchädigung vor. 
Bemerkenswert iſt, daß dieſer Kenner des Problems den 
Grundſatz der Naturalreſtitution lockern will. 

Begrifflich und praktiſch müßten beide Vertragsteile gleich 
behandelt werden. Denn der Betrug des Käufers iſt doch nicht 
weniger verwerflich als der des Verkäufers. Man ſollte alſo 
auch bei Argliſt und ſtrafbarer Handlung des Käufers wenig⸗ 
ſtens in manchen Fällen das Erfüllungsintereſſe und nicht 
nur das negative Intereſſe zubilligen. Gerechtfertigt wäre die 
Behandlung des getäuſchten Verkäufers nur dann, wenn das 
negative Intereſſe ſo groß wäre wie das poſitive. Das kann 
der Fall ſein, iſt es jedoch nicht immer. Das negative Intereſſe 
iſt nach oben durch das poſitive Intereſſe begrenzt ($ 307 
Satz 1). Im Regelfall iſt das negative Intereſſe geringer (vgl. 


) Vgl. für Täuſchung des Käufers durch den Verkäufer die 
in dieſem Punkt noch geltende Entſch. RG. 56, 51. 
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Krauße a. a. O. II [richtig III] 4. Abſatz S. 560, 2. Spalte). 
In der Regel iſt das negative Intereſſe der Unterſchied zwi⸗ 
ſchen dem Kaufpreis und dem Wert der Sache (Krauße, II 
lrichtig III] S. 561, 1. Spalte oben). 

Für beide Arten des Intereſſes gilt im BGB. der 
Grundſatz der relativen Schätzung. Der Schaden iſt nicht im 
allgemeinen, ſo wie er bei jedem Geſchädigten eintreten würde, 
zu bemeſſen, ſondern wie er bei dem beſtimmten im Einzelfall 
vorhanden geweſenen Vermögen eingetreten iſt (Staudin⸗ 
ger, 9. Aufl., Anm. III, 1 Vorbem. vor 249 S. 116). Die 
rein individuellen Verhältniſſe ſind zu berückſichtigen. Schaden 
iſt nicht bloß damnum emergens, ſondern auch lucrum ces- 
sans ($ 252). Seine Grenze findet das poſitive Intereſſe an 
dem Grundſatz des adäquaten Kauſalzuſammenhangs, unter 
deſſen Herrſchaft das BGB. ſteht. Die Deliktshaftung geht 
natürlich mit Recht bei vorſätzlicher Handlung ſehr weit (ngl. 
das Beiſpiel von der Körperverletzung durch Beſchädigung 
einer Kiſte, die mit irreführender Aufſchrift als Inhalt Por⸗ 
zellan anzeigt, während tatſächlich ein Sprengſtoff darin iſt). 
Es fragt ſich noch, ob oder inwieweit die poſitive Schadens⸗ 
haftung den mittelbaren Schaden bei Schädigung auch dritter 
Perſonen und im Vermögen des unmittelbar Geſchädigten 
umfaßt. Nach Staudinger (9. Aufl., Anm. III 22 — c, Vor⸗ 
bem. vor 249) umfaßt die poſitive Schadenshaftung auch den 
Schaden eines Dritten. Die obere Grenze liegt in dem geſetz⸗ 
lich zurechenbaren Kauſalverlauf. 


Dieſe einfache und zu befriedigenden Ergebniſſen führende 
Schlußfolgerung wird nun in den Fällen, in denen nur nega⸗ 
tives Intereſſe erſetzt werden muß, dadurch unterbunden, daß 
vorher gefragt werden muß, ob das Geſchäft auch ohne die 
Täuſchung zuſtande gekommen wäre. Dieſe Frage braucht nicht 
geſtellt zu werden beim Betruge des Verkäufers, weil hier der 
Käufer, wenn er beim Vertrage ſtehenbleibt, das poſitive Er⸗ 
füllungsintereſſe verlangen kann. 


Beſonders lehrreich ſind die Fälle, bei denen mittelbarer 
Schaden in Frage kommt. Das iſt dann der Fall, wenn der 
getäuſchte Vertragsteil im Vertrauen auf die vertragsgemäße 
Erfüllung des einen Geſchäfts ein neues eingegangen iſt, wie 
dies bei flottem Geſchäftsgang die Regel und überhaupt wirt⸗ 
ſchaftlich wünſchenswert iſt. Der eine Vertrag, der gerade 
Gegenſtand des Rechtsſtreits iſt, ſteht ja nicht abgeſondert für 
ſich allein, ſondern bildet nur ein Glied einer Kette von an⸗ 
deren Geſchäften. Dabei ſoll nicht an den übelberüchtigten 
Kettenhandel der Kriegszeit und der Zeit der Nahrungsmittel⸗ 
und Textilienknappheit, ſondern an ernſthaften Handel zur 
Weiterverarbeitung gedacht werden, der ſich heute häufig nicht 
in der Form des Kaufvertrags, ſondern des Werkvertrags 
abſpielt. 


Bei Haftung für negatives Intereſſe ſoll der Erſatz einer 
Vertragſtrafe ausgeſchloſſen ſein, die der getäuſchte Käufer 
einem Dritten zu zahlen hat (Staudinger, 9. Aufl., Anm. 
II, 1 zu 8 307 BGB.). Wenn ſich der Getäuſchte die Ware 
anderweitig beſchaffen kann und die Vertragsſtrafe nicht zah⸗ 
len muß, kann er ſie natürlich vom Vertragsgegner des erſten 
Vertrags nicht verlangen. Falls der Käufer ſich aber die Ware 
anderweitig nicht verſchaffen kann, muß er doch die wirklich 
zu zahlende Strafe erſetzt verlangen können. Wenn der Ver⸗ 
käufer ſchon bei Vertragsſchluß wußte, daß er nicht rechtzeitig 
liefern könne, und wußte, daß der Käufer die Vertragsſtrafe 
zahlen müſſe, hat doch das gleiche zu gelten, wie wenn der 
Verkäufer wider beſſeres Wiſſen eine Eigenſchaft der Kauf⸗ 
ſache zugeſichert hat (8463). Wenn der Käufer eine Sache mit 
beſtimmten Eigenſchaften braucht, der Verkäufer dies weiß und 
die Eigenſchaft zuſichert, und wenn der Käufer im Vertrauen 
darauf, daß er eine Sache mit der zugeſicherten Eigenſchaft er⸗ 
halte, dieſe in Kenntnis des Verkäufers nach Verarbeitung 
weiterveräußern will, dann aber, weil er nicht vertragsgemäß 
liefern kann, ſchadenserſatzpflichtig wird, haftet der Erſtver⸗ 
käufer nach 463 für den ganzen Schaden im Ausmaße des 
poſitiven Erfüllungsintereſſes. Aber wenn der Verkäufer einem 
Käufer gegenüberſteht, der über ſeine Zahlungsfähigkeit un⸗ 
wahre Angaben macht, etwa die Belaſtung ſeines Grundbeſitzes 
zu niedrig angibt, falſch geführte Bücher vorlegt, und auch 
verſchweigt, daß er gar nicht zahlen will, etwa vom Verkauf 


62. Jahrg. 1933 Heft 53] 
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der gelieferten Ware leben oder in einem Vergleichsverfahren 
die Maſſe durch die auf Kredit erſchlichenen Waren vergrößern 
will (was heutzutage oft vorkommt), ſo kann der Verkäufer 
nur das negative Intereſſe verlangen. Dieſes umfaßt nicht 
einmal den Kaufpreis, wenn er etwas höher als gewöhnlich 
iſt. Dies iſt aber in der Praxis der häufigſte Fall. Denn heute 
zahlen die großen altbekannten Firmen die geringſten Preiſe. 
Danach kann allerdings ein Kaufmann, wenn er gute Preiſe 
zugeſtanden bekommt, vermuten, er ſtehe einem faulen Zahler 
gegenüber. Wo iſt aber die Grenze? Wenn nun der Verkäufer 
in berechtigtem Vertrauen auf den Eingang der Zahlung 
ſeinerſeits Rohmaterialien beſtellt hat und der Käufer dies 
auch weiß, der Erſtverkäufer dann ſchadenserſatzpflichtig wird, 
weil er nicht rechtzeitig zahlen kann, dann kann er nicht Erſatz 
verlangen, weil das Geſchäft ohne den Betrug nicht zuſtande 
gekommen wäre. Seine berechtigten Schadenserſatzforderun⸗ 
gen prallen ab an der Wand des negativen Intereſſes. Er iſt 
ja nur Verkäufer. Ihm ſteht nicht § 463 zur Seite. 

Für den Betrug des Käufers gelten nach der Entſch. RG. 138, 
45 JW. 1933, 42 die Grundſätze der ungerechtfertigten Be⸗ 
reicherung (3816). Das Geſchäft iſt als von Anfang an nichtig 
zu behandeln. Wenn der Käufer die Sache (allenfalls nach Aus⸗ 
beſſerung) weiterveräußert, beſorgt er ein fremdes Geſchäft. 
Der Erſtverkäufer kann die Anſprüche aus 88 677, 678, 681, 
682 erheben und Herausgabe deſſen verlangen, was der Erſt⸗ 
käufer aus der Geſchäftsführung erlangt hat. Dies iſt für den 
getäuſchten Erſtverkäufer aber nur dann von Wert, wenn der 
Erſtkäufer die Ware gut weiterveräußert hat, nicht aber, wenn 
er ſie z. B. verſchleudert hat, etwa um Bargeld zu bekommen. 
Gerade dieſer Fall kommt aber heute ſo oft vor. Einen ge⸗ 
rechten Ausgleich bekommt der getäuſchte Verkäufer nur dann, 
wenn der bedungene Kaufpreis angemeſſen war. Bei der Entſch. 
NE. 138, 45 JW. 1933, 42 handelte es ſich um ein wert⸗ 
volles altes Meiſterbild. Der Erſtverkäufer hatte es ohne Kenntnis 
feines hohen Wertes um 1500 RM losgeſchlagen. Der Käufer 
ließ es reſtaurieren und dann um 109 250 RM verſteigern. 
Dieſes Vorkommnis iſt nicht alltäglich. Es iſt der umgekehrte 
Pandektenfall von dem Verkauf des ehernen Gefäßes und der 
jungfräulichen Sklavin. Rückgabe der Ware nützt dem ge- 
täuſchten Verkäufer dann nichts, wenn er ſie in abſehbarer 
Zeit, weil ſelten ein Intereſſent kommt oder weil es ſich um 
einen inzwiſchen veralteten Modeartikel handelt, um den alten 
Preis nicht mehr verkaufen kann. 

Die Beſchränkung des Schadenserſatzes auf das negative 
Intereſſe kann aber auch bei der vom Verkäufer verübten 
Täuſchung zu unerquicklichen Ergebniſſen führen. Dies kann 
vor allem vorkommen, wenn der Käufer z. B. als juriſtiſche 
Perſon durch einen Vertreter handelt und der Vertreter ge⸗ 
meinſam mit dem Verkäufer den Käufer ſchädigt. Das RG. 
ſagt dann, der Käufer könne als Schadenserſatz von dem un⸗ 
getreuen Vertreter oder dem Verkäufer nur das negative 
Intereſſe verlangen. Der Verkäufer und der ungetreue Ver⸗ 
treter hätten aber natürlich das Geſchäft überhaupt nicht ge⸗ 
ſchloſſen, wenn fie nicht Gelegenheit gehabt hätten, den Käufer 
durch ihre ſtrafbare Handlung zu ſchädigen und damit für ſich 
einen ſtrafbaren Gewinn zu erzielen. Das Geſchäft wäre alſo, 
wenn man rechtmäßige Bedingungen hätte vereinbaren müſſen, 
überhaupt nicht zuſtande gekommen. Der ungetreue Vertreter 
und der betrügeriſche Verkäufer können alſo unter dem 
Schutze der Rechtſprechung ihren auf ſtrafbare Weiſe erwor⸗ 
benen Gewinn behalten. Derartige Geſchäfte ſind während der 
Inflationszeit gerade von volksfremden Elementen zum Scha⸗ 
den des deutſchen Volksvermögens gern geſchloſſen worden. 
Damals wurden z. B. täglich zwiſchen 12 und 15 Uhr die 
Preiſe neu notiert. Wenn ein Verkäufer nachmittags eine 
Ware lieferte und der ungetreue Angeſtellte behandelte das 
Geſchäft als Vormittagsgeſchäft, ſo konnte er bei ausnahms⸗ 


weiſe ſteigendem Kurſe der Mark, den der Verkäufer am Nach⸗ 
mittag durch Beobachtung des nachbörslichen Freiverkehrs feſt⸗ 
ſtellen konnte, die Ware zum Vormittagskurſe teurer abſetzen; 
der Verkäufer bekam mehr Papiermark dafür, als er erhalten 
hätte, wenn er die Ware, wie es hätte geſchehen ſollen, zum 
Nachmittagskurſe verkauft hätte. Zu dieſem Kurs hätten aber 
der Verkäufer und der Angeſtellte das Geſchäft nicht gemacht, 
weil es für ſie unrentabel geweſen wäre. Somit kann der 
Käufer keinen Schadenerſatz verlangen, weil das negative 
Intereſſe keinen Schaden ergibt. Dieſe Art der Entſcheidung 
ſteht mit dem Geiſte der durch RG. 66, 335 JW. 1907, 
670 eingeleiteten Rechtſprechung in Widerſpruch. 

Ich möchte daher vorſchlagen, die Rechtſprechung über 
den Schadenerſatz einer Anderung zu unterziehen und vor 
allem die Beſchränkung auf das negative Intereſſe fallen zu 
laſſen oder die Anwendung dieſes Begriffes etwa auf die 
ſeltenen Fälle des § 307 einzuſchränken. Es kommt mir vor, 
als ſei er dem deutſchen Rechtsempfinden fremd und wie in 
der Phyſik die Einſtein ſche Relativitätstheorie nichtariſchem 
Denken angepaßt. Unſer Recht könnte mit den klaren, ver⸗ 
hältnismäßig einfachen Gedankengängen des mittelbaren und 
unmittelbaren Schadens und des adäquaten Kauſalzuſammen⸗ 
bangs auskommen. Wenn die Zubilligung des negativen 
Intereſſes zu einem richtigen Ergebnis führt, kann man ja 
den Schadenerſatz auf den Umfang des negativen Intereſſes 
beſchränken. 

Zur Rechtsvergleichung ſei noch ein kurzer Blick in andere 
Rechtsordnungen geſtattet. Wenn es auch bei der hohen Ent⸗ 
wicklung des deutſchen Rechts, ſoweit es von fremden Ein⸗ 
flüſſen frei iſt, nicht von ausſchlaggebender Bedeutung iſt, 
was andere Rechtsordnungen beſtimmen, ſo iſt es bei dem 
Vorſchlag einer Anderung doch gut, zu wiſſen, daß andere 
längſt anwenden, was als Neuerung oder Rückkehr zu Altem 
vorgeſchlagen wird. Frankreich und Italien kommen in dem 
erörterten Zuſammenhang, ſo viel ich ſehe, mit dem poſitiven 
Erfüllungsintereſſe und mit dem mittelbaren und unmittel⸗ 
baren Schaden aus. Ich weiſe nur auf folgende Beſtimmungen 
hin: c. c. fr. 1109, 1116, 1117 entſprechen BGB. 119, 123 
(Anfechtung); Schadenerſatz wegen Nichterfüllung beim Ver⸗ 
trag 11461154, über den Umfang des Schadenerſatzes 1151, 
nur unmittelbarer Schaden wird erſetzt, entſpricht im Syſtem 
den 88 249, 307 BGB.; beim Kauf 1641—1649, insbeſondere 
1644, 1645 unbeſchränkter Schadenerſatz, wenn der Verkäufer 
die Fehler kannte, entſpricht 463 BGB. Der C. C. ital. enthält 
faſt wörtlich die gleichen Beſtimmungen: c. C. ital. 1108, 
1115 (Anfechtung) entſpricht dem o. c. kr. 1109, Mil , 
ital. 1229 gleich c. o. fr. 1151; c. c. ital. 1501, 1502 gleich 
e. c. fr. 1644, 1645. Deliktſchaden: c. C. kr. 1382, 1383 gleich 
e e ee e 

Mein Hinweis macht nicht eine Anderung des Geſetzes, 
ſondern nur ſeiner Anwendung, der Rechtſprechung notwendig. 
Es muß doch zu Bedenken Anlaß geben, daß alsbald nach Ein⸗ 
führung des BGB., nämlich in einem Urteil v. 21. Nov. 
1903 (RG. 56, 47/51) das RG. in einer grundſätzlichen, in 
der Praxis häufig vorkommenden Frage der argliſtigen Täu⸗ 
ſchung des Käufers durch den Verkäufer einen Standpunkt 
eingenommen hat, den es bald darauf (in einem Urteil vom 
12. Nov. 1904: RG. 59, 155, vgl. 63, 110/113) wieder ver⸗ 
laſſen hat. Die Scheidung der Schadenserſatzfälle in ſolche, 
bei denen das poſitive Erfüllungsintereſſe verlangt werden 
kann, und in ſolche, bei denen nur das negative Vertrags⸗ 
intereſſe beanſprucht werden darf, iſt ſehr ſchwierig. Bei un⸗ 
erlaubter Handlung in Verbindung mit Verträgen führt die 
Notwendigkeit der Prüfung, ob das Geſchäft auch ohne die 
Täuſchung zuſtande gekommen wäre, oft zu unbefriedigenden 
Ergebniſſen. Überſpitzte Rechtsbegriffe ſchaffen ein volksfrem⸗ 
des Recht, und das iſt das Grundübel. 
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Die Rechtskraft der Entſcheidungen der Anerben- 
behörden. 


841 der 1. DurchfVO. zum RErbhof®. beſtimmt: „Die Höfe, 
gegen deren Eintragung kein Einſpruch eingelegt iſt, oder bei denen 
der Einſpruch rechtskräftig abgewieſen iſt, werden in die Erb⸗ 
höferolle eingetragen.“ Zu ergänzen iſt: „Ferner ſind die Höfe in die 
Erbhöferolle einzutragen, welche in das gerichtliche Verzeichnis nicht 
aufgenommen ſind, deren Eintragungsfähigkeit aber auf Einſpruch hin 
rechtskräftig feſtgeſtellt iſt.“ 

Iſt der Einſpruch darauf geſtützt, der Hof ſei zu Unrecht in das 
gerichtliche Verzeichnis aufgenommen, ſo hat die den Einſpruch ab⸗ 
weiſende rechtskräftige Entſcheidung zur Folge, daß der Hof in die 
Erbhöferolle aufzunehmen iſt. Die gleiche Wirkung hat die dem Ein⸗ 
ſpruch ſtattgebende rechtskräftige Entſcheidung, wenn der Einſpruch 
darauf geſtützt iſt, der Hof ſei zu Unrecht nicht in das gerichtliche 
Verzeichnis aufgenommen. 

Die Eintragung in die Erbhöferolle ſelbſt hat nur rechts⸗ 
erklärende, nicht rechtsbegründende Bedeutung (81 Abſ. 3 RErbhofGG.); 
nicht die Eintragung bringt den Erbhof zur Entſtehung, vielmehr legt 
das Geſetz mit ſeinem Inkrafttreten dem Hof die Erbhofeigenſchaft 
bei. Der Eintragung in die Erbhöferolle iſt auch nicht — gleichgültig 
ob fie auf Anordnung des Vorſitzenden oder auf rechtskräftiger Ent- 
ſcheidung des Anerbengerichts beruht — die Bedeutung beigelegt, daß 
die Eintragung für jedermann die bindende Feſtſtellung der Erbhof⸗ 
eigenſchaft habe: Das Verfahren betreffend Anlegung der Erbhöfe⸗ 
rolle ſtellt ein Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit dar (§ 46 
RErbhof®.), deren Beſchlüſſe wohl formelle, aber keine materielle 
Rechtskraft erlangen (vgl. Schlegelberger, RFGG., 3. Aufl., 
816 Anm. 8). 

Die Rechtskraft, von der 8 41 der 1. DurchfVO. ſpricht, ift 
danach nur eine formelle. Bei Nachweis der Unrichtigkeit wird eine 
Eintragung in die Erbhöferolle, auch wenn ſie auf rechtskräftigen 
e des Anerbengerichts beruht, ſpäter gelöſcht werden 

önnen. 

Daß die Eintragung in die Erbhöferolle keine völlige Sicherheit 
über die Erbhofeigenſchaft bringt, iſt, von manchen Geſichtspunkten 
aus betrachtet, unerfreulich (es bleiben Zweifel, wie die Erbfolge ſich 
geſtaltet, ob zur Veräußerung, Belaſtung und Verpachtung die Ge⸗ 
nehmigung des Anerbengerichts erforderlich iſt). Es fragt ſich daher, 
ob die für den geſchäftlichen Verkehr wünſchenswerte Sicherheit auf 
andere Weiſe ein für allemal erreicht werden kann. 

Außer dem Anlegungsverfahren Rennt das Geſetz noch ein an⸗ 
deres Verfahren, in welchem bei beſtehendem Zweifel über die Erb⸗ 
hofeigenſchaft zu entſcheiden iſt (8 10 NErbhoi®.). Da die Friſten 
der 8S 34, 36 der 1. DurchfVO. bis zum Frühjahr 1934 laufen und 
nicht vor April 1934 mit der Anlegung der Erbhöferolle im ganzen 
Reich zu rechnen iſt, ſo iſt es erwünſcht, daß die Erbhofeigenſchaft in 
der Zwiſchenzeit gemäß § 10 KErbhof®. feſtgeſtellt werden kann. Zum 
anderen iſt, wie ausgeführt, die Eintragung in die Erbhöferolle nicht 
bindend, während die ordentlichen Gerichte zur Entſcheidung über die 
Erbhofeigenſchaft nicht berufen find (8 40 Abſ. 2 RErbhofG.). 

Unterſchiede der beiden Verfahrensarten beſtehen einmal hinſicht⸗ 
lich des Koſtenanſatzes (8849, 51 Ziff. 2 der 1. Durchf VO.) und 
zweitens darin, daß in dem Verfahren nach § 10 RErbhofc G. der 
Kreis der Antragsberechtigten erweitert iſt (8 61 der 1. Durchf VO. ). 
Außer dem Eigentümer und dem Kreisbauernführer iſt jede Perſön⸗ 
lichkeit antragsberechtigt, welche ein rechtliches Intereſſe an der Feſt⸗ 
ſtellung nachweiſt. Dazu werden unter Umſtänden die Erben ſowie 
die Gläubiger des eingetragenen Eigentümers zu rechnen ſein. — 
Der wichtigſte Unterſchied würde ſich indeſſen ergeben, wenn feſt⸗ 
zuſtellen wäre, daß die Entſcheidungen aus § 10 ReErbhofG. der 
materiellen Rechtskraft fähig wären. Die Frage nach ſolcher Rechts⸗ 
kraft wird ſich auch in anderen Fällen einſtellen, welche von den Anerben⸗ 
behörden zu entſcheiden ſind: Entſcheidung über Raſſereinheit, über 
Bauernfähigkeit einer Perſon, Entſcheidung, ob nach dem in einer Gegend 
geltenden Brauch Alteſten⸗ oder Jüngſtenrecht gilt, ob bei Inkraft⸗ 
treten des RErbhofG. in einer Gegend Anerbenrecht Brauch und ob 
freie Beſtimmung des Anerben durch den Bauern üblich geweſen iſt 
— 88 13, 18, 21 Abſ. 3, 25 Abſ. 1 Ziff. 1 und 2 Abſ. 2 RErbhofG. 
— (zu der Bauernfähigkeit gehört auch die Raſſereinheit — jo 8 51 
Abſ. 1 Ziff. 1 der 1. DurchfVO. —; 5 13 Abſ. 3 Satz 2 RErbhofG. 
ift daher, weil durch § 18 gedeckt, zweckmäßig zu ſtreichen; bei der 
jetzigen Faſſung fällt das Fehlen des § 13 Abſ. 3 im § 48 Abſ. 2 
RErbhofc g. auf). Selbſtverſtändlich find alle dieſe Entſcheidungen 
der formellen Rechtskraft fähig; ſie konnen nach Ablauf der Rechts⸗ 
mittelfriſten nicht mehr angefochten werden. Das Eigenartige an den 
Entſcheidungen iſt, daß ſie für weite Perſonenkreiſe von größter Be⸗ 
deutung ſind, und daß ſie nach Form und Inhalt ſehr wohl den Ein⸗ 
druck erwecken konnen, als beanſpruchten ſie Allgemeingültigkeit. 
Die nach § 21 Abſ. 3 RErbhofc g. mögliche Entſcheidung eines An⸗ 
erbengerichtes: „In dem (in Weſtfalen gelegenen) Orte K. gilt nach 
beſtehendem Brauch Jüngſtenrecht“ erinnert an die altdeutfchen 
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Weistümer etwa des Inhalts: „Wir Schöppen zu Magdeburg ſprechen 
vor Recht, daß an einem Orth Landes über der Elben Flemig genand 
nach Übunge, Gebrauch und alter verwerter Gewohnheit desſelben 
Orths Landes dermaßen gehalten wird, nehmlich...“ Während es 
ſonſt das Weſen des Rechtsſtreits iſt, daß das Gericht über das Be⸗ 
ſtehen ſubjektiver Rechte zu befinden hat, wird in dieſen Entſchei⸗ 
dungen und Sprüchen das beſtehende objektive Recht feſtgeſtellt. Und 
es gewinnt den Anſchein, als ſolle die ergehende normartige Entſchei⸗ 
dung bindend ſein für jeden, den es angeht, in Sonderheit für alle 
Einwohner des Ortes X. In der Tat wäre es im Intereſſe der 
Stetigkeit der Rechtspflege zu begrüßen, wenn eine derartige Zweifels⸗ 
frage über örtliches Gewohnheitsrecht durch eine einmalige Entſchei⸗ 
dung für alle Zeiten geklärt werden könnte, ſo daß widerſprechende 
Entſcheidungen nicht möglich wären; wenn ſowohl die Anerben⸗ 
behörden als auch die ordentlichen Gerichte an die erfolgte formell 
rechtskräftige Entſcheidung der Anerbenbehörde bei künftigen Streit⸗ 
fällen gebunden wären. Solche Bindung könnte das Vertrauen des 
Volkes in die Rechtspflege nur fördern. 

Verfehlt wäre es m. E., die Frage nach der Rechtskraftfähigkeit 
der in Rede ſtehenden Entſcheidungen damit abtun zu wollen, daß es 
fih auch hier (wie bei dem Verfahren betreffend Anlegung der Erb⸗ 
höferolle) um Entſcheidungen in Angelegenheiten der freiwilligen Ge⸗ 
richtsbarkeit handele: Zwar erfolgt das Verfahren vor den Anerben⸗ 
gerichten in Anlehnung an die Grundſätze des R GGG. (846 RErb⸗ 
hofG.), doch handelt es ſich, wie zu erörtern fein wird, um echte 
Streitigkeiten unter den Beteiligten, und es iſt nicht der Rechtsweg, 
auf dem eine Entſcheidung ergeht, für ihre Wirkung ausſchlaggebend. 

Die Entſcheidungen aus $$10, 13, 18, 21, 25 RErbhoi®. 
werden mehrfach zuſammengefaßt und einheitlichen Grundſätzen unter⸗ 
ſtellt (S 48 Abſ. 2 RErbhofGG.; § 49 Abſ. 2 der 1. Durchf VO.) . Sie 
laſſen ſich in zwei Gruppen einteilen: 

a) Entſcheidungen über Erbhofeigenſchaft und Bauernfähigkeit 
(Raſſereinheit mit umfaſſend) (58 10, 13, 15, 18). Hier handelt es ſich 
um die Feſtſtellung beſtimmter Tatſachen, die von rechtlichen Geſichts⸗ 
punkten aus zu beurteilen und zu bewerten ſind. 

b) Entſcheidungen über das Beſtehen beſtimmter Gebräuche 
(88 21, 25). Hier handelt es ſich um die Feſtſtellung objektiven 
Rechts, eines Gewohnheitsrechts. 

Ein Vergleich mit der Feſtſtellungsklage des $ 256 ZPO. ergibt, 
daß dort die Feſtſtellung bloßer Tatſachen oder Rechtsfragen aus⸗ 
geſchloſſen iſt und daß dort Gegenſtand der Feſtſtellung nur ein be⸗ 
ſtimmtes Rechtsverhältnis — das rechtliche Verhältnis einer Perſon 
zu einer anderen Perſon oder zu einem Sachgut — ſein kann. Es be⸗ 
deutet alſo eine bewußte Abkehr von den Grundſätzen des Zivil⸗ 
prozeſſes, wenn die Anerbenbehörden auf beſtimmte Zweifelsfragen 
tatſächlicher oder rechtlicher Natur Antwort zu geben haben (iſt der 
Hof A. als Erbhof anzuſehen? Iſt in X. Anerbenrecht Brauch ge⸗ 
weſen ?). Hatten wir feſtgeſtellt, daß die Entſcheidungen der Anerben⸗ 
behörden in ihrer Form an die altdeutſchen Weistümer erinnern, ſo 
erkennen wir jetzt, daß dieſe Ahnlichkeit nicht nur eine außerliche ift, 
daß ſie ſich vielmehr auch auf den Inhalt bezieht. War es doch das 
Weſen der Schöffengerichte, daß der Richter bei den Schöffen das 
Recht erfragte, und daß die Schöffen als das Urteil die Antwort auf 
ſolche Fragen zu finden hatten. 

Allerdings ſind auch die Anerbenbehörden nicht zu bloßen 
Rechtsbelehrungen berufen: Nicht weil es im Dorfgerede (oder am 
Biertiſch) ſtreitig geworden iſt, welcher Brauch beſteht, wird das 
Anerbengericht angerufen. Es muß vielmehr ſtets eine Beziehung 
der zu entſcheidenden Frage zu einem beſtimmten Tatbeſtand be⸗ 
ſtehen, aus dem heraus der zu löſende Zweifel entſtanden iſt und für 
den die Entſcheidung Bedeutung haben ſoll. Für die zu a genannte 
Gruppe ergibt ſich das aus ihrer Natur, für die zu b genannte 
Gruppe ergibt es ſich aus dem Aufbau des Geſetzes: 88 21 und 25 
ſtehen im 3. Abſchnitt des Geſetzes — Erbfolge kraft Anerbenrechts —, 
der beim Tode eines beſtimmten Bauern zur Anwendung kommt. 
Daraus ergibt ſich der Kreis der Beteiligten, welche antrags⸗ und 
beſchwerdeberechtigt und welche vor der Entſcheidung zu hören ſind 
(88 21, 48 RErbhof®., 8 12 Abf. 2 der 1. DurchfVO.). Dafür, daß 
auch nicht etwa der Kreisbauernführer zu Zwecken der Rechts⸗ 
belehrung das Anerbengericht anrufen kann, ſpricht 8 52 Abſ. 5 der 
1. DurchfVoO., welcher vorausſetzt, daß in dem Verfahren ein Gegner 
des Kreisbauernführers vorhanden iſt. — Sehr wohl möglich iſt es, 
daß die zu entſcheidende Zweifelsfrage in einem anhängigen Rechts⸗ 
ſtreit oder im Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit aufgetaucht 
iſt; gefordert wird ſolche Anhängigkeit nicht. 

1. Beiſpiel: Anläßlich eines in der Familie A. im Orte K. eins 
tretenden Erbfalls entſcheidet auf Antrag des A. das Anerbengericht 
durch formell rechtskräftig werdenden Beſchluß: „In dem Orte X. gilt 
nach beſtehendem Brauch Jüngſtenrecht.“ 

Eine Rechtskraftwirkung für ein fpäteres Verfahren konnte 
dieſe Entſcheidung nur äußern, wenn in dem zweiten Verfahren die⸗ 
ſelben Perſonen — alſo Angehörige der Familie A. beteiligt ſind 
(vgl. 88 325 ff. ZPO.). * Y 

Taucht die gleiche Frage nach einiger Zeit in der ebenfalls in 
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dem Orte K. wohnenden Familie B. auf, die in dem früheren Ver⸗ 
fahren nicht gehört iſt, ſo kann eine Bindung an die frühere Ent⸗ 
ſcheidung nicht in Betracht kommen. . 

2. Beiſpiel: Der Bauer A., deſſen Hof in die Erbhöferolle ein⸗ 
getragen iſt, beantragt Eintragung einer Hypothek auf ſeinem Grund⸗ 
beſitz. Als das Grundbuchamt die Eintragung von der Genehmigung 
des Anerbengerichts abhängig macht, legt A. gegen dieſer Zwiſchen⸗ 
verfügung Beſchwerde ein mit der Begründung, ſein Hof ſei kein 
Erbhof, da er bereits ſeit 12 Jahren und noch auf ſechs Jahre ver⸗ 
pachtet ſei. — Über die Kernfrage: „Iſt der Hof Erbhof“ hat nicht 
das Beſchwerdegericht, ſondern das Anerbengericht zu entſcheiden (8 40 
Abſ. 2 RerbhofGG.). Da dieſe Entſcheidung nicht etwa auf Erſuchen 
des Beſchwerdegerichts, ſondern auf Antrag des Beteiligten erfolgt, 
wird das Beſchwerdegericht das Verfahren auszuſetzen und dem An⸗ 
tragſteller aufzugeben haben, die Entſcheidung des Anerbengerichts 
einzuholen (ähnlich 88 95, 127 R.; vgl. Stein⸗Jonas 
8148 IV; Baumbach 8 148 Anm. 6 B 38 O.). 

Das angerufene Anerbengericht erwägt, daß verpachtete Höfe 
erfahrungsgemäß in beſonderem Maße der Gefahr der Zerſtückelung, 
der Veräußerung und des Verluſtes der Hofeigenſchaft ausgeſetzt ſind, 
und daß es nicht der Sinn des Geſetzes ſein kann, die freie Veräuße⸗ 
rung verpachteter Höfe zu begünſtigen. In Anwendung des 8 56 
RErbhofch. legt es den § 1 Abſ. 2 RerbhofG. eng aus, ſieht 
„ſtändige“ Verpachtung nicht als vorliegend an und entſcheidet: Der 
Hof des A. iſt Erbhof. Damit erledigt ſich die Beſchwerde ſowie der 
Eintragungsantrag des A. in der Hauptſache. Iſt aber die Entſchei⸗ 
dung des Anerbengerichts, welche formell rechtskräftig wird, für die 
Anerben⸗ und Grundbuchbehörden bindend, wenn A. nach Jahresfriſt 
einen neuen Eintragungsantrag ſtellt? Iſt ſie auch bindend, wenn A. 
die Erbhofeigenſchaft jetzt deswegen in Frage ſtellt, weil der Hof 
keine Ackernahrung bilde? (A. ſagt: Der Hof weiſt zwar grundbuch⸗ 
mäßig eine Fläche von 7½ ha auf, dabei iſt indeſſen mit vermeſſen 
das Gebiet eines Sees, einer Tongrube, Unland, Bruchacker. Die 
landwirtſchaftlich genutzte Fläche [SI RErbhofc.] beträgt nur 6 ha 
bei geringer Bodenklaſſe). Und iſt die Entſcheidung auch nach dem 
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Theodor von der Pfordten an die deutſche Nation. Fünf 
Aufſätze, eingeleitet von Staatsminiſter Dr. Frank. Mün⸗ 
chen, Berlin, Leipzig 1933. J. Schweitzer Verlag (Arthur 
Sellier). 70 S. Preis broſchiert 2,40 N. 


Zum Andenken an den am 9. Nov. 1923 vor der Feldherrn⸗ 
halle in München als Kämpfer für die Fahne Adolf Hitlers ge⸗ 
fallenen Oberſtlandesgerichtsrats von der Pfordten veranlaßte der 
bayriſche Staatsminiſter und Reichsjuſtizkommiſſar Pr. Frank 
die Herausgabe von fünf auch heute noch beachtlichen Aufſätzen 
des Verblichenen Damit hat ſich Reichsjuſtizkommiſſar 
Dr. Frank, der ſelbſt das Vorwort ſchrieb, ein A ere ventliches 
Verdienſt erworben. In ſeinem Aufſatz „Bureaukrat und Streber“ 
hat von der Pfordten mit feinem Spott den Bürokraten und Stre⸗ 
ber in all ſeinen Erſcheinungsformen dargeſtellt und ihm jenen 
Beamten entgegengeſetzt, der als Ritter und Kämpfer, als Menſch 
mit Verſtändnis für die großen Fragen der Volksgemeinſchaft 
mutig ſeinen geraden Weg geht. Als guter Kenner von Platos 
Staatslehre erweiſt ſich von der Pfordten in ſeinem Aufſatz „Das 
Beamtenideal bei Plato und ſeine Bedeutung für die Gegen⸗ 
wart“ Er zieht aus der Lehre Platos die Erkenntnis, daß die 
Herrſchaft der geiſtig und ſittlich Tüchtigſten, ein Beamtenadel, 
notwendig ſei, der allen wirtſchaftlichen Kämpfen entrückt, aus⸗ 
ſchließlich der hohen Aufgaebe lebt, den Staat zu ordnen und zu 
lenken, nichts für ſich, alles für das Gemeinwohl zu erreichen ſucht, 
dem aber auch die Machtmittel zu Gebote ſtehen, um das als 
richtig erkannte durchzusetzen. In ſeinem Aufſatz „Die Tragik des 
Idealtsmus“ bekennt ſich von der Pfordten klar und eindeutig 
zum ſteten idealiſtiſchen Streben, das auch dann den Menſchen er⸗ 
füllen müſſe, wenn er auch vorübergehend Enttäuſchung erlebe, 
denn ein Handeln ohne den Glauben an Ideale wäre ein ohn⸗ 
mächtiges Dahingleiten in den reißenden Strudel eines ſinn⸗ und 
zweckloſen Geſchehens. Von der Pfordten hatte Ideale und ſtarb 
für ſie als leuchtendes Beiſpiel eines idealiſtiſchen Kämpfers. 
Mahnend und werbend wendet ſich von der Pfordten in ſeinem 
Aufſatz „Aufruf an die Gebildeten deutſchen Blutes“, der im 
„Völkiſchen Beobachter“ am 27. Juli 1923 erſchien, an die Gebil⸗ 
deten Deutſchlands, fordert ſie auf, nicht abſeits zu ſtehen und ihre 
Kraft einzuſetzen für die Wiedergeburt des deutſchen Volkes. Be⸗ 
deutſam ſchließt er mit den Worten: „Die Stunde iſt da, ſorgt 
dafür, daß ſie euch auf der rechten Stelle, auf der Seite eurer 
deutſchen Brüder findet!“ Als Vermächtnis hinterließ von der 


Tode des A. bei einem Streite über die Erbfolge bindend? Dieſe 
Fragen aufwerfen, heißt, ſie verneinen. 5 

Bei den Entſcheidungen aus 8810, 18, 21, 25 RErbhofe. 
handelt es ſich, wie erörtert iſt, nur darum, eine Antwort auf ge⸗ 
wiſſe Zweifelsfragen von zuſtändiger Stelle zu erhalten. Ein Urteil 
in dem Sinne einer Verurteilung — daß der Bekl. verurteilt oder 
daß der Kl. abgewieſen werde — ergeht nicht. Solche Verurteilung 
kann nur in einem anderen Verfahren ergehen, in dem die von dem 
Anerbengericht gefundene Entſcheidung zur Urteilsunterlage gemacht 
wird. Das Anerbengericht ſpricht die Rechtsfolgen der von ihm ge⸗ 
fundenen Zweifelslöſung nicht aus — auch nicht etwa nach Art 
eines Urteils auf eine Inzidentfeſtſtellungsklage nach 8280 ZPO. 
hin. Mit anderen Worten, das Anerbengericht ſchafft nur die Bau⸗ 
ſteine — freilich die Eckſteine — herbei, die eine friedliche Verſtändi⸗ 
gung oder die Entſcheidung eines ſtreitigen Rechtsverhältniſſes er⸗ 
möglichen; es trägt nur die Urteilselemente zuſammen. Dieſe Urteils⸗ 
elemente aber nehmen an der Rechtskraft nicht teil: Weder gelten 
Tatſachen deswegen als erwieſen, weil ſie in einem früheren Ver⸗ 
fahren feſtgeſtellt ſind; noch hat der Richter einen Rechtsſatz deswegen 
als gültig anzunehmen, weil er einer früheren Entſcheidung zugrunde 
gelegt iſt. 

Das Ergebnis iſt danach, daß die Entſcheidungen der Anerben⸗ 
behörden aus 88 10, 18, 21, 25 RErbhofcg. der materiellen Rechts⸗ 
kraft nicht fähig ſind, und daß in Sonderheit auch durch ein Ver⸗ 
fahren nach 8 10 RErbhof®. nicht in einer jeden Zweifel für alle Zeit 
ausſchließenden Weiſe feſtzuſtellen iſt, ob ein Hof als Erbhof an⸗ 
zuſehen iſt. 

Unabhängig davon iſt ſelbſtverſtändlich die Frage, inwieweit die 
einmal ergangene Entſcheidung kraft ihrer überzeugenden Gründe oder 
kraft des Anſehens des entſcheidenden Gerichts (Erbhofgerichts, Reichs⸗ 
erbhofgerichts) für künftige Fälle von Einfluß und Bedeutung iſt. Die 
Gründe können ſo überzeugend ſein, daß ein Zweifel im Sinne der 
genannten Geſetzesvorſchriften nicht mehr beſteht, und daß daher die 
Vorausſetzung für ihre Anwendung fehlt. 

AGR. Bode, Eisleben. 
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Pfordten ſeinen Aufſatz „Der weltgeſchichtliche Sinn der völkiſchen 
Bewegung“, der an ſeinem Todestag im „Heimatland“ erſchien. 
„Wir ſtehen heute an einer Weltenwende“, ſo ſagt er, „ein Zeitalter 
ſtirbt, ein neues wird unter furchtbaren Wehen geboren.“ Die 
Weltenwende, für die Theodor von der Pfordten gekämpft und 
gelitten hat, iſt inzwiſchen wie ein Frühlingsbrauſen über Deutſch⸗ 
land gekommen. Die Sehnſucht des aufrechten deutſchen Mannes, 
des charaktervollen Beamten und Richters, des mutigen Streiters 
für Deutſchlands Auferſtehung iſt erfüllt. In ſeinen Aufſätzen bat 
er ſich ein bleibendes Denkmal geſetzt. 
ORegR. Schraut, Berlin. 


Dr. E. Schwinge, o. Prof. des Strafrechts und Dr. W. Siebert, 
Privatdozent für Bürgerliches Recht: Das neue Untreue⸗ 
ſtrafrecht in ſtrafrechtlicher und zivilrechtlicher Beleuchtung. 
Berlin 1933. Verlag Franz Vahlen. 73 S. Preis 2,20. 


Die Fülle neuer Geſetze und Novellen, die infolge der Revolution 
faſt jeden Tag veröffentlicht werden, ſtellt die Praxis, die Lehre und, 
wie ganz ſicher nicht überſehen werden darf, auch den Unterricht vor 
außerordentliche Schwierigkeiten. Das vorhandene Material der Lite⸗ 
ratur und Judikatur veraltet zuſehends. Die Zweifel, wie weit nament⸗ 
lich die Novellengeſetzgebung ihre Wirkung über die unmittelbaren 
Materien ausdehnt, tauchen allerorts auf. Und die wiſſenſchaftliche 
Arbeit iſt einfach nicht in der Lage, den ungeheueren Stoff ſo raſch 
und ſo entſprechend zu verarbeiten, wie es die Praxis verlangt, eine 
Tatſache, die dem Geſetzgeber auch unſerer Tage die ernſte Frage 
nahelegt, ob nicht die Reform des Rechtes in ruhigere Bahnen gelenkt 
werden müßte. Dies um ſo mehr, als doch ſicher nicht alle Novellen 
der letzten Zeit durch weltanſchauliche oder andere Notwendigkeiten 
bedingt ſind. 

Sind nun dieſe Gefahren der Jetztzeit nicht zu überſehen, ſo iſt 
es um ſo erfreulicher, wenn ernſthafte wiſſenſchaftliche Arbeit eine 
Einzelmaterie in durchdringender Dogmatik fo vorzüglich zur Dar- 
ſtellung gebracht hat, wie das die vorliegende Arbeit mit dem Untreue⸗ 
ſtrafrecht getan hat. Es war ein ausgezeichneter Gedanke, daß ſich 
der Kriminaliſt mit dem Ziviliſt zuſammengefunden hat, um geſetz⸗ 
liche Beſtimmungen inhaltlich zu entwickeln, bei denen ſich Fragen 
des Strafrechts und des Privatrechts auf das engſte verbinden und 
ſo eine Fülle von Schwierigkeiten und Problemen entſtanden iſt, die 
die Praxis und Theorie ſchon lange beſchäftigt haben. Die Verf. haben 
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es dabei in anerkennenswerter Weiſe verſtanden, einmal die Verbindung 
mit dem bisherigen Recht herauszuarbeiten und damit aufzudecken, 
was an Fragen von dieſem noch übriggeblieben iſt, was daher von 
Literatur und Judikatur zu § 266 a. F. noch verwertbar iſt; ferner 
beſonnen kritiſch auch zu dem neuen Recht Stellung zu nehmen; 
endlich die Einwirkungen der neuen Geſetzesbeſtimmung auf die ſtraf⸗ 
rechtlichen Nebenbeſtimmungen zu verfolgen, wenngleich dieſer Teil 
der Arbeit mir etwas weniger erſchöpfend behandelt und daher noch 
weiter ausbaufähig zu ſein ſcheint. Die Methode der Darſtellung iſt 
ſtets eine überaus erfreuliche. Bei aller Begriffsſchärfe, die wiſſen⸗ 
ſchaftliche Dogmatik niemals vermiſſen laſſen darf, treffen wir nirgends 
eine Überſpitzung, eine Selbſtzweckwerdung des Begrifflichen. Alle Pro⸗ 
blematik, der die Verf. nachgehen, ſtammt aus dem Leben und endet 
im Leben. Die reiche Kaſuiſtik (vgl. insbeſ. S. 62—71) macht die 
Arbeit zu einem wirklich vorzüglichen Hilfsmittel für die Praxis und 
beweiſt, welch richtige Vorſtellung die Verf. von den Funktionen ihrer 
Wiſſenſchaft haben, einer Wiſſenſchaft, die moderne Vertreter des Straf⸗ 
rechts ſehr zu Unrecht als Rechtskunde im Gegenſatz zu einer uns 
anderen unverſtändlichen Rechtswiſſenſchaft ſetzen zu können glauben. 
Kurz alles in allem: eine wirklich gelungene dogmatiſche Arbeit, die 
in keiner Gerichts⸗ oder Anwaltsbibliothek fehlen ſollte, eine Arbeit, 
die man geradezu als Muſterbeiſpiel richtiger dogmatiſcher Unter⸗ 
ſuchung bezeichnen kann. 

Auf die Einzelheiten der Ausführungen der Verf. einzugehen, 
verbietet die Fülle des Stoffes, der in zwölf gut gegliederten Ab⸗ 
ſchnitten zur Darſtellung gebracht wird. Es mag nur auf beſonders 
wichtige Ergebniſſe hingewieſen werden. Zutreffend werden aus § 266 u. F. 
drei Einzeltatbeſtände entwickelt, die untereinander im Verhaltnis 
ſtrenger Subſidiarität ſtehen: der Mißbrauchstatbeſtand, ſeinem Weſen 
nach notwendig an das Zivilrecht gebunden; der zivilrechtlich ge⸗ 
bundene Treubruchstatbeſtand, d. h. Verletzung einer kraft Geſetzes, 
behördlichen Auftrags oder Rechtsgeſchäftes zivilrechtlich gültigen Pflicht, 
fremde Vermögensintereſſen wahrzunehmen; der rein ſtrafrechtliche oder 
tatſächliche Treubruchstatbeſtand, d. h. Verletzung einer kraft eines tat⸗ 
ſächlichen Treuverhältniſſes beſtehenden Pflicht, fremde Vermögens⸗ 
intereſſen wahrzunehmen. Daß der dritte Tatbeſtand die Gefahr der 
Überſpannung in ſich trägt, iſt nicht zu verkennen, wie denn auch die 
Verf. durchaus mit Recht vor einer ſinnwidrigen Überſpannung des 
Tatbeſtandes warnen (S. 17). Ob ſie allerdings ihrer Warnung ſelbſt 
immer eingedenk geblieben ſind, kann bei einzelnen Entſcheidungen 
zweifelhaft erſcheinen (S. 49 f., 56 u. a. m.). — Gut herausgearbeitet 
iſt bei Darſtellung der Pflichtwidrigkeit der Untreuehandlung der Satz, 
daß zwiſchen den vom Täter zu wahrenden und den von ihm ver⸗ 
letzten Intereſſen Identität beſtehen muß (S. 38). Ebenſo iſt zutreffend 
für den zivilrechtlich gebundenen Treubruchstatbeſtand der Sat ent⸗ 
wickelt, daß die Pflicht, fremde Vermögensintereſſen wahrzunehmen, 
der typiſche und weſentliche Inhalt des Innenverhältniſſes ſein muß 
(S. 38), ein Satz, deſſen Anwendung allerdings infolge ſeiner nicht 
zu vermeidenden Relativität ganz beſonders ſchwierig ift. — So könnte 
ich noch auf manche wertvolle Ergebniſſe hinweiſen. Der Raum reicht 
nicht aus. Das Ausgeführte mag genügen; ſoll es ja doch auch im 
weſentlichen nur die Berechtigung unſerer Geſamtwertung dartun. 

Daß bei dem inhaltlichen Reichtum der Arbeit der Widerſpruch 
im einzelnen nicht ausbleiben kann, iſt ſelbſtverſtändlich. Auch hier 
Können, ohne zu erſchöpfen, nur einzelne Punkte und auch dieſe nur 
mehr andeutend herausgegriffen werden. Fraglich erſcheint mir, ob 
wirklich der Vormund, der die Intereſſen der Gläubiger des Mündels 
benachteiligt, deshalb keine Untreue begehen kann, weil deren Ver⸗ 
mögensintereſſen nicht in ſeinen Pflichtenkreis hineingehören (S. 39). 
Muß nicht der, der fremdes Vermögen zu verwalten befugt iſt, dies in 
objektiver Weiſe tun? Iſt ihm, indem ihm das fremde Vermögen 
ausgeantwortet ift, nicht auch die Intereſſenwahrung der Gläubiger 
anvertraut, und könnte man von dieſem Geſichtspunkt aus nicht zur 
Beſtrafung eines rein ſtrafrechtlichen Treubruchstatbeſtandes kommen? 
Die Verf. werden das Problematiſche der Frage, die ich hier nicht 
entſcheiden will, anerkennen. Ferner: Unmöglich erſcheint mir der 
Satz, daß der Teſtamentsvollſtrecker, der die Nachlaßſchulden in der 
Abſicht, die Glaubiger um ihr Geld zu bringen, erledigt, nach $ 266 
nicht geſtraft werden kann (S. 40). Fremde Vermögensintereſſen 
nimmt doch auch der wahr, der in einem Liquidationsverfahren Gläu⸗ 
biger zu befriedigen hat. Ebenfalls lehne ich den Satz ab, daß ſich 
der Konkursverwalter durch Schädigung der Intereſſen der Aus⸗ und 
Abſonderungsberechtigten keiner Untreue ſchuldig machen kann (S. 41). 
Durch die Konkursbeſchlagnahme geht das Vermögen, ſo wie es da 
iſt, rein körperlich betrachtet, in die Hand des Konkursverwalters 
über. Die Ausſonderungsgegenſtände gehen mithin auch in ſeine Hand 
über. Hier ſcheint mir die Annahme unzutreffend, daß ſeine Verpflich⸗ 
tung, fremde Gegenſtände aus der Maſſe auszuſcheiden, keine Pflicht 
ſei, die zum weſentlichen Inhalt ſeines Amtes gehörte. Seine weſentliche 
Verpflichtung iſt, wie die Verf. doch nicht leugnen können, Bereitſtellung 
der Verteilungsmaſſe, damit denn aber auch untrennbar verbunden 
Bereinigung der vorgefundenen Maſſe. Ebenſo nehme ich Möglich⸗ 
keit der Untreue des Zwangsverwalters hinſichtlich der Mieter und 
Pächter an (S. 42). Auch Widerſprüche prinzipieller Art wären an⸗ 


zuwenden, ſo wenn die Verf. Rechtswidrigkeit als materielle Sozial⸗ 
ſchädlichkeit auffaſſen (S. 46), oder wenn die Verf. die mutmaßliche 
Einwilligung des Verletzten als Rechtfertigungsgrund annehmen (S. 51). 
Aber es würde zu weit führen, auf dieſe Fragen hier einzugehen. Das 
Geſagte muß daher genügen, um zu beweiſen, welche Schwierigkeiten 
die Einzelentſcheidung auch heute noch macht. Zum Erlaß der Einzel⸗ 
entſcheidung das notwendige Material aber bereitgeſtellt zu haben, 
und zwar in muſtergültiger Weiſe, ift das unbeſtreitbare Verdienſt der 
hier beſprochenen Arbeit, die daher als wertvolle Neuerſcheinung der 
ſtrafrechtlichen Literatur, ſo beſchränkt auch ihr Thema iſt, nur mit 
Freude begrüßt werden kann. 
Prof. Dr. Heinrich Gerland, Jena. 


Dr. iur. Dr. phil. Guſtav Adolf Walz, Privatdozent an der 
Univerſität Marburg: Völkerrecht und ſtaatliches Recht. 
Stuttgart 1933. Verlag von W. Kohlhammer. XXI u. 
503 S. Preis broſch. 18 HN, in Halbleder 21 RM. 


In der Ergründung des Verhältniſſes von Völkerrecht und 
ſtaatlichem Recht iſt die wiſſenſchaftliche Forſchung nie zur Ruhe 
gekommen. Seit dem Erſcheinen des fundamentalen Werkes von 
Heinrich Triepel im Jahre 1899 haben ſich die verſchiedenen 
wiſſenſchaftlichen Schulen mit dieſem Problem befaßt und ſind 
dabei zu den verſchiedenſten Theorien gekommen. Das Werk von 
Walz hat ſich daher die verdienſtvolle Aufgabe geſetzt, all dieſe 
theoretiſchen Grundeinſtellungen einmal zuſammenfaſſend darzu⸗ 
ſtellen, ſich kritiſch mit ihnen auseinanderzuſetzen, um dann, unter 
weitgehendſter Berückſichtigung der ſeitherigen Entwicklung im 
zwiſchenſtaatlichen Rechtsleben und unter ſtärkſter Beachtung der 
reichhaltigen und vielverzweigten Rechtspraxis, neue Wege zu 
gehen und eigene Erkenntniſſe zu entwickeln. Sein Werk iſt eine 
erneute umfaſſende Prüfung all der Probleme, die, ſowohl theo⸗ 
retiſch als auch praktiſch, von der Beurteilung des Verhältniſſes 
zwiſchen Völkerrecht und ſtaatlichem Recht abhängen. Damit hat 
er, in Fortführung feines 1930 erſchienenen Buches „Das Weſen 
des Völkerrechts“, ein ſchwieriges, aber praktiſches und bedeutungs⸗ 
volles Problem bearbeitet und für die weitere Diskuſſion gefördert. 


Im erſten Teil ſeines Werkes gibt Walz eine eingehende 
Auseinanderſetzung mit den Theorien von Triepel, Anzilotti, 
Verdroß, Kelſen, Wenzel, Krabbe, Iſay, deren Haupt⸗ 
wert in der gedrängten und prägnant formulierten Darſtellung der 
bisher vertretenen Anſchauungen liegt und die überdies eine weſent⸗ 
liche Klärung der Begriffe bringt. Sie iſt eine logiſch⸗konſequente 
und klare Entwicklung der verſchiedenen Konſtruktionsmöglich⸗ 
keiten des Verhältniſſes Völkerrecht und Landesrecht. Das Be⸗ 
ſondere des Walz ſchen Werkes it die weitgehende Berückſich⸗ 
tigung, ja man muß ſogar ſagen Zugrundelegung eines umfaſſenden 
Rechtstatſachenmaterials, mit anderen Worten, ein theoretiſches 
Erkenntnisſtreben auf Grund der praktiſchen Rechtserfah⸗ 
rung. Dabei bekennt ſich Walz zu einer ſtreng poſitiviſtiſchen 
Rechtskonſtruktion, die in ihrer Konſequenz ſogar ſoweit geht, 
jeden Verſuch einer direkten Zurückführung des Rechts auf die 
Ethik als dem Poſitivismus widerſprechend zu erklären. Der eigent⸗ 
liche Sinn des richtig verſtandenen Rechtsbegriffes liegt darin, 
„daß alles poſitiv gewordene Recht um ſeiner Poſitivität willen 
gelten ſoll und zu achten iſt“ (S. 258). Dieſe Konſequenz geht 
wohl zu weit, denn wie wollte das Recht auf die Dauer die ihm 
zugewieſene ethiſche Ordnungsfunktion erfüllen, ohne den tiefern 
und ſtändig fließenden Zuſammenhang mit dem Reich der objek⸗ 
tiven Werte. Das Recht, und ſei es auch nur in einer theoretiſchen 
Analyſe, lediglich unter dem Geſichtswinkel der jeweiligen poſitiven 
Seinsform zu betrachten, wäre zu rechtsformaläſtiſch gedacht 
und dem Weſen des Rechts als der jeweiligen Koller eg 
normethiſchen Denkens abträglich. 


Was aber das eigentliche Verhältnis zwiſchen Völkerrecht und 
ſtaatlichem Recht angeht, ſo bekennt ſich Walz zu einem refor⸗ 
mierten Dualismus, oder, wie er es nennt, zu einer 
„pluraliſtiſchen Gliederung des Rechtsuniverſums“. 
Er bekämpft die moniſtiſche Rechtskonſtruktion, und zwar vor 
allen Dingen den radikalen Monismus, den er als mit dem „poſi⸗ 
tiven Rechtsmaterial“ unvereinbar betrachtet und gegen den er 
den wohlberechtigten Vorwurf erhebt, daß er die ſtaaklichen Rechts⸗ 
ordnungen nur als „Ausgliederungen“ der Völkerrechtsordnung 
„delegiere“. Schon weniger ablehnend wird ſeine Argumentation 
gegen den og. relativen Monismus, der einen ziemlich ſtarken 
Anhängerkreis hat, und der die grundſätzliche Pflicht der „Gel⸗ 
tungsmediatiſierung“ des Völkerrechts durch die Staatsrechts⸗ 
ordnungen ebenſo wie das Faktum der ſtaatsrechtlichen Poſitivität 
der völkerrechtswidrig geſetzten Staatsakte anerkennt, gleichwohl 
aber die Völkerrechtsordnung als eine über den Staaten ſtehende 
Univerſalrechtsordnung vorausſetzt. Walz gibt ſchließlich auch zu, 
daß dieſe Konſtruktion, „ſolange ſie den vorgefundenen Tatſachen 
Er 2 ng voll Rechnung trägt, zweifellos möglich iſt“ 
So. 28 
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Für Walz bleibt alſo nur die dualiſtiſche oder plu⸗ 
raliſtiſche Konſtruktion als letzte theoretiſche Möglichkeit, wobei er 
ſich aber von der herkömmlichen dualiſtiſchen Rechtskonſtruktion 
dadurch unterſcheidet, daß er ſie in ihrer „reinen Form“ ablehnt, 
angeſichts der Tatſache, daß das Völkerrecht die Staatsrechts⸗ 
ordnungen doch immerhin rechtlich verpflichtet. Er bekennt ſich 
ſtatt deſſen zu einem revidierten, man könnte auch ſagen 
moderniſierten Dualismus, oder wie es Walz darſtellt, zu 
einer „pluraliſtiſchen Gliederung des Rechtsuniverſums“, innerhalb 
deſſen die einzelnen Staatsrechtsordnungen doch teilweiſe der 
Obergeltung des Völkerrechts unterworfen ſind, ſelbſt wenn auch 
faktiſch gleichwohl die Möglichkeit diſſentierender einzelſtaatlicher 
Normierungen innerhalb dieſer partiellen Rechtsgebundenheit gegeben 
iſt. Das Rechtsuniverſum ſtellt ſich nach Walz alſo dar als eine 
nur partielle Völkerrechtsunterworfenheit auf dua⸗ 
liſtiſcher Grundlage. Wo dieſe partielle Volkerrechtsunterworfenheit 
endigt, da beginnt aber für Walz die Sphäre „de la competence 
exclusive“, d. h. der „ausſchließlichen nationalſtaatlichen Zuſtändig⸗ 
keit“. Walz unterſcheidet ſich von der herkömmlichen dualiſtiſchen 
Rechtskonſtruktion alſo doch immerhin dadurch, daß er, trotz ent⸗ 
ſchiedener Zurückweiſung des völkerrechtlichen Primats, in dem 
aufgezeigten Umfang eine rechtliche Kontinuität im Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Völkerrecht und ſtaatlichem Recht anerkennt. 

Vielleicht hätte Walz noch einen Schritt weiter getan und 
wäre der moniſtiſchen Rechtskonſtruktion noch etwas näher ge⸗ 
kommen, wenn er den Begriff des „Rechtsmißbrauches“ unterſucht 
hätte, demzufolge eine Frage der ausſchließlichen nationalſtaatlichen 
Kompetenz möglicherweiſe dann in die Sphäre der völkerrechtlichen 
Erheblichkeit kommt, wenn die dem Einzelſtaat belaſſene Kom⸗ 
petenz offenſichtlich mißbräuchlich ausgeübt wird. Ohne Zweifel 
hätte eine ſolche Prüfung dazu geführt, die zugeſtandene partielle 
Bindung der einzelſtaatlichen Rechtsſyſteme an das derzeitig gel⸗ 
tende Völkerrecht auszuweiten oder wenigſtens eine ſolche Aus⸗ 
weitung für die Zukunft in Ausſicht zu ſtellen. Dann wäre in 
dieſem Zuſammenhang auch die Frage zu prüfen geweſen, wer, 
d. h. welche Rechtsordnung über die Grenzziehung der partiellen 
Völkerrechtsgebundenheit und der abſoluten nationalſtaatlichen Zu⸗ 
ſtändigkeit zu entſcheiden hat. Denn davon hängt für die Be⸗ 
urteilung des Verhältniſſes Völkerrecht und Landesrecht ſehr viel ab. 


Beachtenswert und vor allen Dingen auch für den Praktiker 
von Bedeutung iſt auch die von Walz behandelte Frage der 
Völkerrechtsgeltung für das Individuum. Bekanntlich gewinnt 
dieſe Frage in der letzten Zeit in der theoretiſchen Diskuſſton an 
Bedeukung. Es iſt Walz vollſtändig beizupflichten, wenn er das 
Individuum in erſter Linie der Gehorſamspflicht gegenüber der 
Geſetzgebung ſeines Nationalſtaates unterwirft. In Erkenntnis 
deſſen bejaht Walz, ganz in Übereinſtimmung mit verſchiedenen 
Fällen in der Rechtspraxis, die Möglichkeit der Normierung völker⸗ 
rechts widrigen Landesrechts mit verpflichtender Wirkung für 
die Einzelperſon. Völkerrechtswidriges Landesrecht iſt zwar eine 
Verletzung zwiſchenſtaatlicher Bindungen durch die Ganzheit „Staat“, 
beſitzt aber für das ſtaatsunterworfene Individuum volle rechtliche 
Gültigkeit und kann nur auf dem üblichen Weg ſtaatlicher Rechts⸗ 
ſetzung völkerrechtsgemäß umgeſtaltet werden. Wenn aber die 
Staatenpraxis, entgegen dieſer allgemeinen Erkenntnis, aber gleich⸗ 
wohl Ausnahmen zeigt, in denen Normen des Völkerrechts 
ſich vermeintlich an einzelne wenden (Gemiſchte Schiedsgerichte, 
Minderheitenkonventionen), ſo handelt es ſich hier nach Walz um 
formelles Völkerrecht, im Gegenſatz zu dem nur die Geſamt⸗ 
heit „Staat“ verpflichtenden materiellen Völkerrecht, in Wirklich⸗ 
keit aber um Sätze, die nur deshalb als völkerrechtliche er⸗ 
ſcheinen, weil ihre ſtaatsrechtliche Geltung für den einzelnen 
irgendwie mit dem zwiſchenſtaatlichen Normſetzungsakt verkoppelt iſt. 

Es würde zu weit führen, hier, über allgemeine Andeutungen 
hinaus, auch noch auf die vielſeitigen im zweiten Teil des Wer⸗ 
kes behandelten und teils ſehr umfaſſend geprüften Fragen ein⸗ 
zugehen. Der Verfaſſer geht hier insbeſ. auf die Art und Weiſe 
ein, in der die einzelſtaatlichen Rechtsordnungen die Realiſierung 
ihrer völkerrechtlichen Verpflichtungen in bezug auf ihre Gewalt⸗ 
unterworfenen durchführen. Er vermittelt, wiederum unter weit⸗ 
ehendſter Berücksichtigung der Praxis in den wichtigſten Kultur⸗ 
ſtaaten, ein aufſchlußreiches Bild über die Methode der Völker⸗ 
rechtsrealiſierung durch die verſchiedenen Staatsrechtsordnungen, 
um dann in einer Schlußbetrachtung auf die vielſeitigen Streit⸗ 
fragen über die Anwendung des Völkerrechts durch ſtaatliche 
Gerichte einzugehen, wobei die dem Verfaſſer eigene Trennung 
zwiſchen materiellem und formellem Völkerrecht eine entſcheidende 
Rolle ſpielt. Nach Walz iſt es dem Richter nicht erlaubt, ſeine 
Entſcheidungen für die Hauptſache dem materiellen Völkerrecht 
zu entnehmen, aber er wird u. U. genötigt ſein, bei der Aus⸗ 
legung des völkerrechtsgemäßen Landesrechts den eigentlichen Wil⸗ 
len des Geſetzgebers aus dem ſog. Mutterrecht, d. h. aus dem der 
Delegation zugrunde liegendem Staatsvertrag und damit alio 
mittelbar aus dem Völkerrecht zu erforſchen. 


Das Werk von Walz iſt für den Theoretiker wie für den 
Praktiker eine wichtige Fundgrube, und der Verfaſſer, der ſeit 
Jahren nicht nur wiſſenſchaftlich, ſondern auch publiziſtiſch um das 
Recht Deutſchlands kämpft, hat ſich damit um die deutſche Völker⸗ 
rechtswiſſenſchaft ein beſonderes Verdienſt erworben. 


Dr. jur. Elfried Härle, Frankfurt a. M. 


Privatdozent Dr. Guſtav Adolf Walz: Das Ende der Zwi⸗ 
ſchenverfaſſung. Stuttgart 1933. Verlag von W. Kohl⸗ 
hammer. Preis 1,50 Ku. 


Der Verf. betrachtet auf rund 50 Seiten den Zuſam⸗ 
menbruch des Weimarer Syſtems und den Aufbau des national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staates. 

Wie ſchon der Titel der Broſchüre ergibt, billigt der Verf. 
der grundgeſetzlichen Regelung von Weimar nicht den Cha⸗ 
rakter einer echten Verfaſſung zu, „weil fie eine bekenntnisloſe 
wertneutrale Verfaſſung war, die einzig auf dem mathematiſch 
berechenbaren Funktionsprinzip der 51 bzw. 66 % beruhte“ (S 10). 
Unter einer echten Verfaſſung verſteht Walz mithin nur ein 
ſolches Grundgeſetz eines Staates, in dem eine einheitliche, in⸗ 
haltlich beſtimmte Wertanſchauung endgültig zum tragenden Sinn⸗ 
prinzip des Staats⸗ und Volkslebens erhoben wird. Walz läßt 
alſo aus der bunten Vielheit der Verfaſſungsbegriffe (vgl. Carl 
Schmitt, Verfaſſungslehre, S. 42) nur denjenigen gelten, der 
eine endgültige, unverbrüchliche materiale Deziſion bezeichnet. Da 
dies auf die Weimarer Verfaſſung nicht zutrifft, bezeichnet er ſie 
als bloße „Zwiſchenverfaſſung“. Eine zweite Rechtfertigung dieſer 
Bezeichnung findet Walz darin, daß die Weimarer Verfaſſung 
die einzige politiſche Miſſion gehabt habe, Wegbereiterin der 
neuen nationalſozialiſtiſchen Verfaſſung zu ſein und damit ſich 
ſelbſt überflüſſig zu machen (S. 13). 

Den Eingang und den Abſchluß der Bvoſchüre bilden Be⸗ 
trachtungen über das Verhältnis der Weimarer Verfaſſung zur 
revolutionär geſchaffenen neuen Rechtslage. Zur Kennzeichnung 
dieſes Verhältniſſes bedient ſich Walz des Ausdrucks „Verfaſ⸗ 
ſungsüberlagerung“ (S. 45; vgl. auch Walz: DYZ. 1933, 1334 ff.). 
Dieſe Kennzeichnung ſoll zum Ausdruck bringen, daß „gleichzeitig 
zwei völlig verſchiedene Verfaſſungsſchichten nebeneinander in 
Geltung ſtehen, ſofern die legale Revolutionierung in den Ver⸗ 
fahrensformen der Zwiſchenverfaſſung nur unter beſtimmten Vor⸗ 
behalten für zuläſſig erklärt worden iſt“ (S. 45). Ob dieſer Aus⸗ 
druck glücklich gewählt iſt, wird ſich bezweifeln laſſen; er fördert 
m. E. die irrige Vorſtellung, als ob es noch zwei konkurrierende 
— auf verſchiedenem Geltungsgrund beruhende — Verfaſſungs⸗ 
ſyſteme gäbe. Es iſt aber zweifellos, daß die Verfaſſungslage des 
neuen Reiches bereits jetzt durch eine ſyſtematiſche Einheit, ein 
einheitliches Verfaſſungsſyſtem, gekennzeichnet iſt; im Rahmen 
dieſes Verfaſſungsſyſtemes leiten auch die vorrevolutionären 
Rechtsnormen, ſoweit ſie nicht durch die derogatoriſche Kraft der 
Revolution überhaupt außer Geltung geraten ſind, ihre Ver⸗ 
bindlichkeit nicht mehr aus ihrem alten, ſondern aus dem neuen 
Geltungsgrunde ihrer Anerkennung durch die revolutionäven 
Machthaber und ihrer Übernahme in das revolutionäre Rechts⸗ 
ſyſtem her. Es handelt ſich bei ihnen um die Subſtitution eines 
neuen Geltungsgrundes, mithin um einen Fall von Rezeption 
(vgl. Carl Schmitt, Staat — Bewegung — Volk, S. 5; der⸗ 
ſelbe in Preuß. Juſtiz 1933, 479). Dieſe Abhängigkeit der Fort⸗ 
e aller noch gültigen vorrevolutionären Rechtsnormen von 
ihrer Übernahme in das neue Rechtsſyſtem läßt dieſes als eine 
auf gleichem Geltungsgrund beruhende ſyſtematiſche Einheit er⸗ 
ſcheinen, was in dem inneren Dualismus des Wortes „Verfaſ⸗ 
ſungsüberlagerung“ m. E. verwiſcht wird. 

In ſeiner Stellungnahme zum Rechtsſtaat⸗Begriff (S. 44) 
wie zum Begriff des „autoritären“ und des „totalen“ Staates 
(S. 11—15, S. 44) haftet Walz zu ſehr an zufälligen, hiſtori⸗ 
ſchen Beſonderheiten, ſtatt hinter den zeitbedingten Abwandlungen 
dieſer Begriffe ihre überzeitliche, kategoriale Bedeutung zu er⸗ 
faſſen. Das führt zu einer unbegründeten und unfruchtbaren Dis⸗ 
kriminierung von Begriffen und Einrichtungen, die der theoreti⸗ 
ſchen Einſicht und der praktiſchen Arbeit an der Erneuerung des 
Rechts gleichermaßen abträglich iſt. 

Insbeſondere gilt dies von Walz’ Auffaffung des Rechts⸗ 
ſtaatsbegriffs, den er unzuläſſigerweiſe mit dem Begriff des libe⸗ 
ralen oder bürgerlich⸗individualiſtiſchen Rechtsſtaates gleichſetzt. 
Nur dieſe mangelnde Differenzierung verleitet Walz in ſeiner 
Polemik gegen Koellreutter (S. 44) zu der völlig unzu⸗ 
treffenden Feſtſtellung, der nationale Rechtsſtaat ſei „lediglich die 
andere Seite des bürgerlichen Rechtsſtaates“. Gegen Wal z 
ſtimme ich Ule (R.⸗ u. PrVerwBl. 1933, 919) zu, wenn dieſer 
in dem Koellreutter ſchen Begriff des nationalen Rechts⸗ 
ſtaats eine „Verbindung des zeitloſen Rechtsſtaatsbegriffs mit dem 
mationalſozialiſtiſchen Ideengut“ erblickt und es als ein Verdienſt 
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Koellreutters bewertet, daß er den zeitlofen Wert des 
Rechtsſtaates aus der ihm widerfahrenen liberaliſtiſchen Umklam⸗ 
merung befreit habe. Daß der Liberalismus gern behauptet hat, 
der Rechtsſtaat ſei eine ſpezifiſch liberale Erfindung, braucht nicht 
zu verwundern; denn jedes Zeitalter hat noch ſtets alles Gute als 
Geiſt von ſeinem Geiſt ausgegeben. Außerdem iſt die Beſchlag⸗ 
nahme überzeitlicher Begriffe und ihre Verknüpfung mit den je⸗ 
weils eigenen Sonderauffaſſungen ein bekannter politiſcher Trick, 
mit deſſen Hilfe man nicht nur die eigene politiſche Macht zu 
ſtabiliſieren, ſondern auch dem überzeitlichen Begriffsinhalt die 
eigene Sonderauffaſſung beizufälſchen verſucht. Dieſe politiſch mo⸗ 
tivierte Begriffsräuberei ſcheint Walz nicht durchſchaut zu haben; 
auch Huber (AHORN. NF. 24. Bd. 2. Heft S. 248), der gleich⸗ 
falls ſämtliche liberaliſtiſchen Abwandlungen in den Inhalt des 
Rechtsſtaatsbegriffs hineinzwängt, dürfte dieſer liberalen Uſur⸗ 
pation des Rechtsſtaatsbegriffs nicht genügend kritiſch gegenüber⸗ 
geſtanden haben. 

Mit Koellreutter (Der nationale Rechtsſtaat, 1932; 
derſelbe: DJ Z. 1933, 517 ff.) und Ule (a. a. O.) dürfte dem über⸗ 
zeitlichen Rechtsſtaatsbegriff allein die Anerkennung und organi⸗ 
ſatoriſche Sicherung eines „Rechtswertes“ eigentümlich ſein. Die 
inhaltliche Geſtaltung dieſes Rechtswertes kann verſchieden ſein: 
orientiert er ſich am einzelnen, beruht er auf dem Prinzip des 
Individualismus, dient er primär der Sicherung individueller 
Rechtspoſitionen, fo iſt damit der bürgerlich⸗liberale Rechtsſtaat 
gegeben; erhält dagegen der Rechtsſtaat ſeine Wertakzente von der 
Volksgemeinſchaft her, ſo daß alſo der „primäre Rechtswert in der 
rechtlichen Geſtaltung und Sicherung der nationalen Lebensord⸗ 
nung“ (Koellreutter: DIZ. 1933, 517) beſteht, dann liegt ein 
nationaler Rechtsſtaat vor. Dieſer nationale Rechtsſtaat verneint 
mithin alle ſpezifiſchen Merkmale des bürgerlich⸗liberalen Rechts⸗ 
ſtaates und erſetzt ſie durch eine völlig gegenſätzliche Grundorien⸗ 
tierung des Rechtes. Von dieſer neuen Grundorientierung einer 
folgerichtig durchdachten Gemeinſchaftsidee aus iſt das individuelle 
Recht nur die Kehrſeite einer prävalierenden, allumfaſſenden und 
daher nicht näher ſpezialiſierbaren Treuepflicht des Einzelnen 
gegenüber Volk und Staat. Die Ausſtattung des einzelnen mit 
ſubjektiven Rechten ſtellt ſich daher nicht als die Zubilligung einer 
individuellen Willkürſphäre, ſondern als ein vom Staat dem ein⸗ 
zelnen gegebenes Mittel zu ſeiner ſozialen Ertüchtigung dar, in 
deſſen Gebrauch der einzelne zugleich ſich ſelbſt entfalten und 
ſeinen Gemeinſinn bewähren ſoll. Auch die Zubilltigung von 
Rechten iſt ſomit ein Mittel der ſozialen Verpflichtung und der 
Indienſtſtellung für die Gemeinſchaft. 

In dem von Walz verkannten Begriff des nationalen 
Rechtsſtaates liegt aber neben der erörterten Entliberaliſierung 
des Rechtsbegriffs durch Betonung der Gemeinſchaftsbezogenheit 
aller Rechte noch eine entſcheidende weitere Komponente: die Ab⸗ 
ſage an einen übernationalen Rechtsbegriff durch Anerkennung 
der völkiſchen Bedingtheit aller Rechtsanſchauung und aller Ge⸗ 
rechtigkeitsideale. So gibt der nationale Rechtsſtaat ſeinem Be⸗ 
griffe gemäß im Inhalt des Rechtes den Beſonderheiten der na⸗ 
tionalen Rechtsgemeinſchaft Raum und verknüpft hierdurch gemäß 
dem völkiſchen Poſtulat (vgl. die Referate von Schraut und 
Nicolai auf dem Deutſchen Juriſtentag in Leipzig: Dt. Recht 
1933 Nr. 6 S. 196) den Rechtsgedanken mit dem Raſſegedanken, nach 
dem „das Recht von der blutmäßigen Einſtellung des Menſchen 
und ſeiner Raſſe“ abhängt (Schraut a. a. O.) und ſomit die 
innere Würde und Legitimität von „Gottes heiliger Ordnung“ er⸗ 
hält (Nicolai a. a. O.). 

Bei dieſer begrifflichen Eigenart und inhaltlichen Fülle des 
nationalen Rechtsſtaatsbegriffs iſt es nicht recht verſtändlich, wie 
Walz es rechtfertigen will, den nationalen Rechtsſtaat als „ledig⸗ 
lich die andere Seite des bürgerlichen Rechtsſtaats“ abzutun! 


Nicht minder verzeichnet iſt das Bild, das Walz vom „auto⸗ 
ritären“ und „totalen“ Staat entwirft; auch hier bleibt ſeine 
Auffaſſung in der Enge zeitbedingter Erſcheinungen haften. Für 
ihn iſt der „autoritäre“ und der „totale“ Staat kein Typus, kein 
kategorialer Begriff, ſondern gleichbedeutend mit der hiſtoriſchen 
Einmaligkeit des Brüning-, von Papen⸗ und von Schleicherſchen 
Syſtems (S. 11—15, 44). In unklarer Abgrenzung des „autori⸗ 
tären“ vom „totalen“ Element ſieht er im „totalen autoritären 
Staat“ (S. 13) oder im „totalen Staat autoritärer Haltung“ 
einen „Moratoriumsverſuch“ des liberalen Syſtems, eine „inter⸗ 
ventioniſtiſche Erſcheinung im Intereſſe und zur Aufrechterhal⸗ 
tung der eigentlichen bürgerlichen Sphäre und ihrer wirtſchaft⸗ 
lichen Ordnung“ (S. 11), eine „Erſcheinungsform des liberalen 
Staates auf diktatoriſcher Grundlage mit dem Ziel der Fernhal⸗ 
tung des revolutionären nationalſozialiſtiſchen Staates“ (S. 44). 

Damit tut Walz dem Begriff des „autoritären“ und des 
totalen“ Staates Gewalt an und ſtellt ſich in unfruchbaren 
Gegenſatz zur herrſchenden Terminologie. Dieſe verſteht unter 
einem „totalen“ Staat das Gegenbeiſpiel zum wertindifferenten 
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„neutralen“ Staat des Liberalismus (vgl. Ziegler, Autoritärer 
oder totaler Staat; und dazu die Beſprechung von Ule: Arch Off. 
N. F., Bd. 24 Heft 1 S. 122 ff.). Im Gegenſatz zum neutralen 
Staat fällt der totale Staat eine nationale Wertentſcheidung, 
macht ſie zum beherrſchenden Sinnprinzip des Staats⸗ und Volks⸗ 
lebens und verlangt für ſie in allen Kulturbereichen ihre durch⸗ 
gängige Anerkennung als Grund⸗ und Ausgangspoſition. Der 
totale Staat iſt ſomit auf eine allſeitige integrative Einbeziehung 
der einzelnen und aller kulturellen Sphären in den Kosmos der 
Volksgemeinſchaft und ihre politiſche Lebensform, den Staat, aus⸗ 
gerichtet. Er enthält damit — wenigſtens in nuce — auch die 
Forderung nach Organiſation einer totalen Herrſchaft über die 
Seelen“ (Ziegler a. a. O.) und „ergreift den ganzen Inhalt 
der geſellſchaftlichen Exiſtenz“ (Scheuner: WAHR N. F. 
Bd. 24 Heft 2 S. 203/04). In dieſem herrſchend anerkannten Sinne 
(vgl. auch Gerber, Staatsrechtliche Grundlinien des neuen 
Reiches, S. 26—28) erhebt der neue Staat ohne Zweifel den 
Anſpruch auf Totalität, iſt alſo ein „totaler Staat“. Darauf be⸗ 
ruht auch das Wort Hitlers auf dem Deutſchen Juriſtentag in 
Leipzig (Dt. Recht a. a. O. S. 199), daß ſich die richterliche Un⸗ 
abhängigkeit nur „im Rahmen der Weltanſchauung“ verftehe. Im 
totalen Staat ſind die „eigenen Geſetze von Wiſſenſchaft, Kunſt, 
Wirtſchaft uſw. dem ſtaatlichen Lebensgeſetz gegenüber nicht ſelbſt⸗ 
herrlich, ſondern werden von ihm durchdrungen und mitgeprägt; 
es gibt Autonomie nicht abſolut und abſtrakt, ſondern nur in 
konkreter Zuordnung zum autoritären und totalen Staat“ (Hu⸗ 
ber a. a. O. S. 250). Selbſtverſtändlich iſt es ein Irrtum, daß 
der totale Staat wie ein Moloch alle Kulturbereiche verſchlingen 
oder ihnen doch wenigſtens ihre Eigenſtändigkeit rauben und fie 
dadurch entwerten wolle; deshalb ſind auch die von U le (a. a. O.) 
geäußerten Bedenken über die vom totalen Staate her für die 
innere Sinnhaftigkeit beſtimmter Kulturbereiche drohenden Gefah⸗ 
ren, worauf Peters (JW. 1933, 2322) bereits mit Recht hin⸗ 
gewieſen hat, nicht durchſchlagend. 

Es bedeutet m. E einen Mangel, daß Walz dieſem Begriff 
des totalen Staates nicht genügend nachgegangen, ſondern über 
ſeine Verwertbarkeit zur Kennzeichnung des neuen Reiches mit 
unzulänglicher Begründung und apodiktiſcher Ablehnung hinweg⸗ 
gegangen iſt. 

Auch dem Begriff des „autoritären“ Staates wird Walz 
mit der oben wiedergegebenen Auffaſſung nicht gerecht. Dieſen 
Begriff konſtituiert eine Mehrheit begrifflicher Komponenten. Ihm 
iſt zunächſt eigentümlich, daß die Regierung eines „autoritären“ 
Staates vor den blind waltenden Tücken eines parlamentariſch⸗ 
plebiſzitären Mechanismus geſchützt iſt. Dieſer autoritäre Cha⸗ 
rakter kann verfaſſungsorganiſatoriſch feſtgelegt fein — wie z. B. 
im Führerſtaat —, er kann aber auch ein Ergebnis bloßer Re⸗ 
gierungspraxis ſein. Letzteres traf auf die „autoritären“ Diktatur⸗ 
regierungen Brünings und von Papens zu, die gegen die ge⸗ 
nannte Gefahr mit dem perpetuum mobile ſtändiger Reichs⸗ 
tagsauflöſungen angekämpft haben. Das erſte Merkmal des autori⸗ 
tären Staates richtet ſich alſo gegen die demokratiſche Struktur 
des Staates durch Proklamation der „Unabhängigkeit und Eigen⸗ 
verantwortlichkeit herrſchaftlicher Entſcheidung und Führung“ 
Ziegler a. a. O.). Ihr Ziel iſt „die Befreiung ſchöpferiſcher 
Initiative von der verhängnisvollen Einwirkung majoritativer 
Beſchlüſſe“ (Hitler, Rede vom 1. Mai 1933). In dem „autori⸗ 
tären“ Prinzip verbirgt ſich noch ein weiteres Merkmal, nämlich 
eine innere Beziehung zur Legitimation des Staates und ſeiner 
Regierung. Im autoritären Staat wird dieſe Legitimation nicht 
aus dem quantitativen Moment einer zahlenmäßig ſtarken Stütze 
im Volk, ſondern aus der ſittlichen Orientierung am abſoluten 
Wertideen, z. B. der Idee des Volkstums, geſchöpft, als deren 
Vollſtrecker die Regierung ſittlich und rechtlich verpflichtet er⸗ 
ſcheint (vgl. Freisler, Führertum und Verantwortlichkeit: 
Dt. Juſtiz 1933, 669 ff.). Der autoritäre Staat ſtellt die ihn 
tragenden Wertanſchauungen nicht mehr zur parlamentariſchen 
Debatte und Dispoſition, ſondern ſchöpft ſeine Autorität aus der 
„Erfüllung des objektiven Lebensgeſetzes, des Nomos der Nation“ 
Huber a. a. O. S. 246); er iſt „der aus innerer Legitimität 
heraus unbedingt befehlende Staat“ (Huber a. a. O.). 

Bei dieſer begrifflichen Klarlegung bleibt über die autori⸗ 
täre Struktur des neuen Reiches kein Zweifel übrig. 

Seltſam an der Polemik gegen die vorgenannten Begriffe 
bei Walz iſt vor allem, daß die von ihm vorgeſchlagene Bezeich⸗ 
nung des neuen Reiches als „völkiſcher Führerſtaat“ — die in der 
Tat glücklich gewählt erſcheint — nach der von Walz ſelbſt im 
Laufe ſeiner Darlegungen gegebenen Analyſe alle begrifflichen 
Elemente enthält, die bei richtiger Erfaſſung der von Walz kri⸗ 
tiſierten Begriffe gerade auch deren innerſter Inhalt ſind. Der 
völkiſche Führerſtaat iſt ebenſo „autoritär“ und „total“ wie auch 
ein „nationaler Rechtsſtaat“. Die alternative Entgegenſetzung 
dieſer Begriffe iſt m. E. verfehlt. r 

RA. Reuß, Berlin. 
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Dr. Carl Hans Barz: Das Klagezurücknahmeverſprechen. 
(Beiträge zum Zivilprozeß, herausgegeben von Kiſch, 
Mendelsſohn Bartholdy und Pagenſtecher, Heft 15.) Mann⸗ 
heim 1933. Deutſches Druck⸗ und Verlagshaus Gmbh. 
IX u. 73 S. Preis 4 H. 


Das Grenzgebiet von materiellem und zivilprozeſſualem Recht 
ſteckt voller Probleme. Insbeſondere handelt es ſich einmal darum, 
wieweit prozeſſuale Vorſchriften, etwa über Beweislaſt und Ver⸗ 
mutungen, „unter der falſchen Flagge von Sätzen des bürgerlichen 
Rechts“ ſegeln (Stein, Privates Wiſſen, S. 49; Sauer, Grund⸗ 
lagen, 2. Aufl. S. 201; Hedemann, Vermutung, S. 229), und 
wieweit umgekehrt ſachlich⸗rechtliche Beſtimmungen unter das Pro⸗ 
zeßrecht gemiſcht find, wie in § 323 ZPO. (Rc. 140, 167 JW. 
1933, 1772). Dann ſteht aber auch die Frage der gegenſeitigen 
Einwirkung von materiellem und formellem Recht zur Erörterung. 
Die Bedeutung des Prozeſſes für die Geſtaltung des materiellen 
Rechtsverhältniſſes iſt reichlich beſprochen worden. Dagegen hat die 
Einwirkung des materiellen Rechts auf das Verfahren weniger Be⸗ 
achtung gefunden. Hierhin gehört z. B. das pact. d. n. pet., aber 
auch das Klagezurücknahmeverſprechen (Klzv.), und es wäre dan⸗ 
kenswert geweſen, wenn Barz ſeine Einzeldarſtellung mehr in 
dieſen Rahmen hineingeſtellt hätte. Trotzdem iſt ſeine Schrift, die 
ſorgfältig in der Methode und durchweg praktiſch im Ergebnis iſt, 
ſehr verdienſtlich. Durch ihre umfaſſende Syſtematik hat ſie die 
Klärung zweifellos weſentlich gefördert. t 

Barz unterſucht zunächſt die ſachlich⸗rechtliche Bedeutung des 
Klzv. Hierbei taucht die Frage auf, ob das Klzv. als Verfügung 
(Erlaß, Stundung uſw.) gedeutet werden kann, eine Frageſtellung, 
die vom pact. d. n. pet. her geläufig it (Windſcheid 8 357). 
Mit Recht überläßt Barz dies der Ausdeutung des Einzelfalles 
(S. 2). Zutreffend lehnt Barz die Auffaſſung ab, das Algo. erzeuge 
eine materielle Einrede mit rein materiellen Wirkungen (S. 40 f.). 
Auch konſtruiert er überzeugend das Klzv. als einen ſchuldrechtlichen 
Vertrag, deſſen Erfüllung in der Vornahme einer „dinglichen“ 
Prozeßhandlung beſteht. Dieſer Leiſtungsgegenſtand raube dem 
Verkrage keineswegs ſeinen Charakter; denn für die Rechtsnatur 
eines Vertrages komme es nicht entſcheidend darauf an, welchem 
Rechtsgebiete die zu regelnden Verhältniſſe angehören (S. 6). Gegen 
dieſen Vertrag könnten auch dem Prozeßrechte Bedenken nicht ent⸗ 
nommen werden; denn das Klzv. regele eine beſtehende, nicht eine 
erſt entſtehende prozeſſuale Situation (S. 10 ff.). M. E. iſt nicht 
einzuſehen, weshalb man nicht grundſätzlich auch ein Verhalten in 
kommenden Prozeßſituationen, 3.8. den Rechtsmittelverzicht, ver⸗ 
traglich regeln kann. Dem ſteht auch nicht, wie Barz meint, RG. : 
JW. 1932, 2287 entgegen; denn der vorgängige Verzicht einer 
Verfahrensrüge iſt aus anderem Grunde nichtig: weil man ſonſt 
die zwingenden Vorſchriften der ZPO. praktiſch abdingen und einen 
Konventionalprozeß führen könnte. 

Der Anſpruch aus dem Klzv. ſei durch Klage, evtl. Wider⸗ 
klage, geltend zu machen (S. 18 ff.). Bezüglich der Vollſtreckung 
lehnt Barz § 894 3PO. ab, da die geſchuldete Prozeßhandlung 
keine reine Willenserklärung ſei, ſondern „auch Teil eines form⸗ 
gebundenen Verfahrens und als ſolche enthält ſie neben der Er⸗ 
klärung noch andere Beſtandteile“ (S. 24). Welche, ſagt Barz 
leider nicht. Allerdings iſt die Stellung von Anträgen keine bloße 
Willenserklärung, ſie enthält auch andere Elemente (Kipp, Kieler 
Feſtg. f. Shering, S. 83), aber die Klz. iſt lediglich prozeſſuales 
Rechtsgeſchäft (Seuffert Walsmann, 12. Aufl., N. 2 zu 
8894), und fo gelangt man zu dem praktifch erfreulichen Ergebnis, 
daß 8894 anwendbar iſt. 

Trotzdem wäre es unbefriedigend, wenn dieſe Löſung das letzte 
Wort wäre. Auch Barz erkennt an, daß praktiſches Bedürfnis und 
Billigkeit verlangen, dem Verſprechensempfänger darüber hinaus 
eine prozeßrechtliche Einrede zu gewähren (S. 28 ff.). Barz lehnt 
es freilich ab, eine ſolche Einrede aus Treu und Glauben her⸗ 
zuleiten, weil „die Geltung des Grundſatzes von Treu und Glauben 
als einer prozeſſualen Wertungsnorm zu verneinen“ ſei 
(S. 46). Dieſer Begründung muß entſchieden widerſprochen werden. 
Barz ſagt auf S. 60 ſelbſt, auch eine prozeſſuale Betrachtungs⸗ 
weiſe müſſe den allgemeinen Prinzipien und Zwecken der Rechts⸗ 
ordnung eingeordnet ſein. Unter dem Prinzip von Treu und Glau⸗ 
ben ſteht aber die ganze Rechtsordnung! Das beweiſt nicht nur die 
cl. reb. 8. stant., ſondern wir finden dieſen Grundſatz auch ſonſt 
außerhalb des Privatrechts (Fleiner, Inſtitutionen, 4. Aufl., 
S. 190; Jellinek, Verwaltungsrecht, 3. Aufl., S. 447; Schüle, 
Verwarch. 38, 399 ff.). Das kann im Prozeßrecht nicht anders ſein, 
und die von Barz vertretene Gegenauffaſſung iſt überdies unzeit⸗ 
gemäß (Nicolai, Raſſengeſetzl. Rechtslehre, 2. Aufl., S. 35 ff.). 
Welche Folgerungen allerdings daraus für das Prozeßrecht im ein⸗ 
zelnen zu ziehen ſind, iſt eine andere Frage, und Barz hat m. E. 
methodiſch recht, wenn er die Schwierigkeit in erſter Linie durch 
Heranziehung von Maßſtäben meiſtern will, die das Geſetz ſelbſt 
zur Verfügung ſtellt. Er hätte ſich auch auf Reichel, Vertrags⸗ 


rücktritt, S. 28 f. N. 34 und Heck, Intereſſenjurisprudenz, S. 20 ff. 
berufen können. Einen ſolchen objektiven Maßſtab hätte ſich Barz 
in der Lehre vom Rechtsſchutzintereſſe dargeboten: wer einen Pro⸗ 
zeß weiterführt, obgleich er verpflichtet iſt, ſeinem Gegner die 
Früchte des etwaigen Sieges wieder herauszugeben und ihm allen 
weiteren Schaden aus der Prozeßführung zu erſetzen, hat kein 
ſchutzwürdiges Intereſſe an der Herbeiführung einer richterlichen 
Entſcheidung. Wir haben es hier mit einem prozeſſualen Gegen⸗ 
ſtück zum redditurus (D. 50, 17, 173, 3) zu tun. Die von Barz 
ſelbſt vorgeſchlagene Löſung iſt konſtruktiv zu umſtändlich und auch 
bedenklich. Sie beruht auf drei anfechtbaren Theſen: 1. Forde⸗ 
rungsrecht und Anſpruch ſeien nicht identiſch dagegen H. Leh⸗ 
mann, Allg. T., 4. Aufl., S. 87). 2. „Wenn die Rechtsordnung 
einer Perſon das Recht verleiht, die Aufhebung eines gegen ſie ge- 
richteten Rechtes von deſſen Inhaber zu verlangen, ſo verleiht ſie 
ihm mit dem Mehr des Anſpruchs auch das Weniger einer gegen 
die trotzdem erfolgende Rechtsausübung gerichteten Einrede“ (S. 54). 
Dieſe Einrede iſt kein Weniger, ſondern ein Mehr: ſie nähert den 
bloß ſchuldrechtlichen Anſpruch auf Rechtsvernichtung „dinglicher“ 
Wirkung an, und ſomit iſt ihre Exiſtenz grundſätzlich zu verneinen. 
3. Dieſe materielle Einrede ſoll prozeſſuale Wirkungen haben — 
ein zum mindeſten gewagter Satz. Eine Löſung aus mangelndem 
Rechtsſchutzintereſſe wäre vorzuziehen. Allerdings wäre eine ſolche 
Einrede unverzichtbar, da das Rechtsſchutzintereſſe nicht der Partei⸗ 
verfügung unterliegt. Aber ſeine tatſächlichen Vorausſetzungen ſind 
der Parteieinwirkung nicht entzogen, und ſo kann man ſich hier 
helfen, indem man im allgemeinen dann Verwirkung des Klzv. 
und demgemäß Fortbeſtand des Rechtsſchutzintereſſes annimmt, 
wenn ſich der Verſprechensempfänger im anhängigen Verfahren 
nicht darauf berufen hat. 

Endlich zieht Barz die Folgerung feiner Lehre für die Be⸗ 
rufungs⸗ und Reviſionszurücknahme ſowie für den Prozeßvergleich. 

Der Schrift liegt noch die ZPO. a. F. zugrunde. Das führt 
aber nur ganz vereinzelt (vgl. § 529 IV auf S. 21, 23, 30, 33, 
69) zu anderer Beurteilung. 

Prof. Dr. Wilhelm Herſchel, Köln. 


Wechſelgeſetz v. 21. Juni 1933. Erläutert von Dr. Friedrich 
Keßler, Privatdozent an der Handelshochſchule Berlin, 
Referent am Inſtitut für ausländiſches und internationales 
Privatrecht. Mannheim, Berlin, Leipzig. Deutſches Druck⸗ 
und Verlagshaus G. m. b. H. Preis 4,80 K. 

A. Das Werk Keßlers iſt eine nach Form und Inhalt durch⸗ 
aus erfreuliche Leiſtung. Es wird der Wiſſenſchaft und Praxis gleicher⸗ 
maßen gute Dienſte leiſten. Schon ein Blick in das Abkürzungs⸗ 
verzeichnis zeigt, daß Keßler ſorgfältig in⸗ und ausländiſches Schrift⸗ 
tum und Geſetzgebungsmaterial verarbeitet hat. Die Anmerkungen zu 
den einzelnen Artikeln des Wechjel®. berückſichtigen aber auch in 
erfreulicher Gründlichkeit die deutſche Rechtſprechung. 

In der Einleitung ſpricht Keßler unter A über „Die Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte des Wechſelch.“, unter B über „Grundzüge des 
WechſelG.“. 

Die Darſtellung der Entſtehungsgeſchichte iſt anſchaulich und ver⸗ 
mittelt eine klare Vorſtellung über die Grundlagen der Rechtsentwick⸗ 
lung auf dem Gebiete des Wechſelrechts. Der für Einzelheiten inter⸗ 
eſſierte Leſer findet eine Fülle von Schrifttumsnachweiſungen. 

In dem Abſchn. B befindet ſich u. a. auf S. 13 eine kurze Mit⸗ 
teilung der weſentlichen Anderungen gegenüber dem bisherigen deut⸗ 
ſchen Recht. je 

Weiter bringt Keßler auf . 15 ff. eine kurze, aber inftruk- 
tive Darſtellung der weſentlichen Unterſchiede des neuen Geſetzes 
gegenüber dem engliſch⸗amerikaniſchen Syſtem; weitere weſentliche 
Verſchiedenheiten, vor allem gegenüber dem engliſchen und dem fran⸗ 
zöſiſchen Recht, werden bei der Behandlung der einzelnen Artikel des 
WechſelGG. erörtert. 

B. Im einzelnen iſt folgendes zu bemerken: 

1. Im Gegenſatz zur Rechtſprechung des ROG. (ROG. 21, 
165) und des RG. (JW. 1904, 497) vertritt Keßler in Anm. 2 zu 
Art. 7 im Anſchluß an Mansfeld (LZ. 1914, 801 ff.) die Anſicht, 
daß die gefälſchte Unterſchrift in Verbindung mit einer nachträglichen 
Genehmigung des Berechtigten wechſelrechtliche Wirkungen erzeuge; 
ſchwerlich mit Recht. M. E. wird nicht berückſichtigt, daß der Fälſcher 
zwar unter fremdem Namen, aber in eigenem Namen handelt, die 
Genehmigung nach § 177 BGB. aber ein Handeln in fremdem Namen 
vorausſetzt. Auch aus dem bekannten Beſchluß der Ver ZivSen.: RG. 
74, 69 läßt ſich nicht entnehmen, daß das RG. hier anderer Anſicht 
wäre. Es behandelt hier nicht die Frage der Wirkungen der Willens⸗ 
erklärungen des Fälſchers, ſondern die der Erforderniſſe der Form 
i. S. des 8126 BGB. 

2. Auch die Ablehnung der Auffaſſung von RG. 81,2 — JW. 
1913, 127 durch Keßler in Anm. 2 zu Art. 8 überzeugt nicht. Der 
Hinweis darauf, daß es ſich um eine „Literalobligation“ handelt, ge⸗ 
nügt nicht. Trotz dieſer Tatſache iſt § 164 Abſ. 2 BGB. zu beachten. 
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3. In der Anmerkung zu Art. 9 wäre eine kurze Stellungnahme 
zu den ſog. „Wechſelrechtstheorien“ erwünſcht geweſen. 

4. Ich ſtimme Keßler zu, wenn er ſich mit Michaelis, 
Anm. 22 zu Art. 9 gegen die Auffaſſung des RG. wendet, daß die 
Wirkſamkeit der bürgerlich⸗rechtlichen Abtretung der Wechſelforderung 
von der Übergabe der Wechſelurkunde abhängig ſei. 

5. In Anm. 2 zu Art. 18 nimmt auch Keßler an, daß das 
RG. die Einrede der Argliſt nur dann gewähre, wenn der Wechſel⸗ 
kläger mit ſeinem Vormanne argliſtig zuſammenwirkt, und beruft 
ſich zum Beweiſe hierauf auf RG. 111, 202 JW. 1925, 2764 und 
96, 191 — JW. 1919, 725. RG. 111, 202 iſt ein Fehlzitat, und 
RG. 96, 191 kann nicht eindeutig für die „Kolliſionstheorie“ in An⸗ 
ſpruch genommen werden. Das RG. ſagt an der erwähnten Stelle: 

„Das RG. hat zwar für das . Rechtsverhältnis zwiſchen dem 
Akzeptanten und dem durch Indoſſament legitimierten Inhaber eines 
Wechſels mehrfach ausgeſprochen, daß erſterem die Einrede der Argliſt 
gegen den letzteren nicht nur dann zuſtehe, wenn dieſer bei dem Er⸗ 
werb des Wechſels argliſtig handelte, inſofern als er wußte, daß er 
als eine vorgeſchobene Perſon, als Werkzeug dazu dienen follte, einen 
unbegründeten Anſpruch des Indoſſanten geltend zu machen und dem 
Wechſelſchuldner begründete Einreden abzuſchneiden, ſondern daß es 
ſchon genügt, wenn er vor Anſtrengung des Wechſelprozeſſes oder auch 
erſt in deſſen Verlauf die von dem Wechſelſchuldner gegen den In⸗ 
doſſanten in Anſpruch genommenen Einreden erfahre und das ihm 
zuſtehende formale Recht dazu mißbraucht, die Geltendmachung der 
Einreden kraft ſeiner eigenen wechſelrechtlichen Legitimation zum Vor⸗ 
teil des Indoſſanten und zum Nachteil des Wechſelſchuldners zu ver⸗ 
hindern. ... Der Indoſſatar muß aber, wenn ihn der Vorwurf der 
Argliſt treffen ſoll, damit gerechnet haben, daß er ſich durch Ab⸗ 
ſchneiden berechtigter Einreden an einem unſauberen Geſchäft beteilige, 
während ſeine bloße Kenntnis von dem Entgegenſtehen von Einreden 
gegenüber dem urſprünglichen Nehmer des Papiers, die ihm gegenüber 
nicht erhoben werden Können, nicht genügt. ...“ 

Aus dem zuerſt genannten Satz dieſer Entſcheidung iſt m. E. 
eher zu folgern, daß das RG. die Einrede der gegenwärtigen all⸗ 
gemeinen Argliſt der Einrede der vergangenen Argliſt in gewiſſem 
Umfange gleichſtellen will. (Dies würde auch feiner ſonſtigen neueren 
Rechtſprechung zur Argliſteinrede im Gebiete des bürgerlichen Rechts 
entſprechen.) 

Im übrigen ſtellen die beiden Satze allerdings (worauf ich hier 
nicht weiter eingehen will) einen Widerſpruch in ſich ſelbſt dar. 

6. In Anm. 7 zu Art. 28 bringt Keßler erfreulicherweiſe auch 
eine kurze (aber mit ausreichenden Schrifttumsnachweiſen verſehene) 
Darſtellung der Wirkung der Annahme des Wechſels auf die zugrunde 
liegende Zahlungsverpflichtung. 

7. In Anm. 3 zu Art. 29 wäre die Erörterung von RG. 134, 33 
JW. 1932, 740 erwünſcht geweſen. 

8. In Anm. 1 zu Art. 32 meint Keßler, daß der Geſetzes⸗ 
wortlaut irreführend ſei. Das Wort „auch“ müßte in Abſ. 2 fehlen, 
ſonſt beſtehe zu Abſ. 1 ein unlöslicher Widerſpruch. Das überzeugt 
mich nicht. M. E. würde der Wortlaut des Abſ. 2 gerade dann zu 
Mißverſtändniſſen Anlaß geben, wenn das Wort „auch“ fehlen würde. 

9. In der Vorbemerkung zu Art. 91 behandelt Keßler die 
allgemeinen Grundſätze der Regelung des Geltungsbereiches der Ge⸗ 
ſetze, indem er das vorhandene Schrifttum bis auf die neueſte Zeit 
gründlich berückſichtigt. Zu bisher im Schrifttum noch nicht erörterten 
Fragen nimmt Keßler mit meiſtens vollkommen überzeugenden 
Gründen ſelbſtändig Stellung. 

RA. Dr. Matzke, Berlin. 


Dr. Werner Bormann: Die rechtliche Stellung des Leiters 
der Sparkaſſe bei Sparkaſſen mit öffentlich ⸗ rechtlichen 
Gewährträgern. Berlin 1933. Carl Heymanns Verlag. 
109 S. Preis 4,50 K. 


Unter Beſchränkung auf die Sparkaſſen mit öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Gewährträgern als dem in Deutſchland vorwiegenden Spar⸗ 
kaſſentypus gibt der Verf. eine recht leſenswerte Überficht über die 
Stellung des Sparkaſſenleiters aufbauend auf den grundlegenden, 
neueren Arbeiten über das Sparkaſſenweſen von Cremer, 
Kleiner, Marquardt und Perdelwitz, Nicolai, 
Oehler, Sommer, Ziegler u. a. Das Buch erfreut durch 
klare Syſtematik und gründliche Verarbeitung der in den einzelnen 
Ländern vorhandenen mannigfaltigen Beſtimmungen (vgl. z. B. 
Teil 5 Kap. J 3. Not O. v. 6. Okt. 1931 [RGBl. I, 537] und die 
dazu ergangenen Abänderungen; BO. des RPräſ. v. 13. März 1933 
[RG Bl. I, 103]; PrVO. über Sparkaſſen v. 20. Juli/4. Aug. 1932 
mit Durchf VO. v. 12. Aug. 1932 [GS. 241/275; MBli V. 817; 
MBlf Wu. 1933, 7, faſt völlig übereinſtimmend Thüringen, Meck⸗ 
lenburg, Anhalt, Lippe); auch die als Rechtsquellen beſonders be⸗ 
deutſamen, von den verſchiedenen Ländern erlaſſenen Muſterſatzungen 
ſowie Satzungen einzelner Sparkaſſen ſind herangezogen worden 
(3. B. Preuß. Muſterſatzung v. 26. Aug. 1932 (MEHR. 853], an 


Stelle der von 1922, geändert 1924 und 1927). Die behandelten 
Fragen ſind intereſſant wegen ihrer wirtſchaftlichen Auswirkungen 
ſowie vor allem wegen des Ineinandergreifens von öffentlichem 
und privatem Recht. 

Dies tritt beſonders klar hervor, wenn man ſich die Entwick⸗ 
lung der Rechtsſtellung des Sparkaſſenleiters vergegenwärtigt: 
ſtatt ehren⸗ oder nebenamtliche jetzt regelmäßig hauptamtliche Be⸗ 
ſetzung dieſer Stelle (Ausnahmen z. B. noch in Sachſen), ſtatt An⸗ 
ſtellung durch Privatdienſtvertrag jetzt vielfach eine ſolche als Be⸗ 
amter, wobei insbeſ. die Ausgeſtaltung des Verhältniſſes zum 
öffentlich⸗ rechtlichen Gewährträger bisher nicht einheitlich vorge⸗ 
nommen iſt (3. B. in Baden und ähnlich in Württemberg und 
Heſſen als reiner Körperſchaftsbeamter, dagegen in Preußen und 
den dieſem Syſtem folgenden Ländern |[j. o.] als Kommunal⸗ 
beamter im Dienſt der Sparkaſſe). Letzteres hängt vornehmlich da⸗ 
mit zuſammen, daß ja die hier in Betracht kommenden Sparkaſſen 
bis zur reichsrechtlichen Neuregelung v. 6. Okt. 1931 mit wenigen 
Ausnahmen unſelbſtändige Anſtalten der Gemeinden bzw. Ge⸗ 
meindeverbände waren, ein Mangel, durch welchen die Sparkaſſen 
in die unter der Syſtemregierung getriebene finanzielle Mißwirt⸗ 
ſchaft der Gewährträger verſtrickt wurden und deſſen Behebung 
durch zwangsweiſe Umgeſtaltung der Sparkaſſen zu Anſtalten mit 
eigener Rechtsperſönlichkeit in der erwähnten Neuregelung ange⸗ 
ſtrebt wurde (vgl. hierzu auch § 4 PrVO. zur Behebung von Miß⸗ 
ſtänden in der gemeindlichen Verw. v. 22. März 1933 [GS. 67). 

Im einzelnen ſucht der Verf. nachzuweiſen (S. 18—39), daß 
dem Sparkaſſenleiter vom Standpunkt der Rechtstheorie wie auch 
der Rechtspraxis aus Beamten ſtellung zukommt, und zwar die 
eines „reinen Körperſchaftsbeamten“. Allerdings iſt m. E. gerade 
hier die Beweisführung nicht einwandfrei: Im theoretiſchen Teil 
geht der Verf. zur Begründung ſeiner Theſe, der Sparkaſſenleiter 
jet „Beamter kraft Amtes“, davon aus, die Spyarkaſſe ſei not⸗ 
wendigerweiſe deshalb öffentlich⸗rechtliches Rechtsfubjekt, weil die 
von ihr wahrgenommenen Aufgaben öffentliche ſeien (während, 
wie der Verf. ſelbſt anerkennt, die herrſchende Lehre es auf die 
Natur des betr. Subjekts abſtellt, d. h. insbeſ. darauf, ob es kraft 
poſitiven Rechtes mit Zwangsgewalt ausgeſtattet ift); ferner ſeien 
zur Erledigung dieſer öffentlich⸗rechtlichen Aufgaben nur „Organ⸗ 
träger“ befähigt, d. h. Perſonen, die zu dem Rechtsſubjekt in einem 
öffentlich⸗rechtlichen Anſtellungsverhältnis (Beamtenverhältnis) 
ſtänden. Beides iſt m. E. unrichtig. Selbſt wenn die Sparkaſſen als 
„allgemeine Wohlfahrtseinrichtung“ berufen find, an der Löſung 
bedeutſamer wirtſchaftlicher und ſozialer Aufgaben mitzuwirken, 
folgt daraus nicht ihre Eigenſchaft als öffentlich⸗ rechtliche 
Rechtsſubjekte (die vom Verf. S. 20 Anm. 30 angeführte RGEntſch. 
zu § 57 RBG.: JW. 1932, 3251 beweiſt wie auch ebendort 
Nr. 2 gerade das Gegenteil). Denn es können öffentliche Aufgaben 
auch in den Formen des Privatrechts wahrgenommen werden; 
vor allem aber iſt nicht jede gemeinnützige Tätigkeit auf dem Ge⸗ 
biet der Wohlfahrtspflege als in Erfüllung einer „öffentlichen Auf⸗ 
gabe“ geſchehen zu erachten, vielmehr kann es dabei nur auf die 
poſitive geſetzliche Regelung ankommen (vgl. z. B. Preußen § 1 
Abſ. 1 SparkVO.); wie dieſe beſchaffen iſt, muß wiederum davon 
abhängen, ob es zur Erreichung des betr. Zweckes erforderlich iſt, 
daß der Staat die Tätigkeit in eigener Verwaltung (bzw. der der 
Gemeinden, Gemeindeverbände oder ſonſtiger öffentlich⸗vechtlicher 
Körperſchaften) durchführt, oder ob eine ſtaatliche Kontrolle 
mit weitgehender Eingriffsbefugnis dazu ausreicht. Fernerhin iſt 
— mindeſtens in der Rechtspraxis — unzutreffend, daß zur Er⸗ 
ledigung derartiger öffentlich⸗rechtlicher Aufgaben nur „Organ⸗ 
träger“ befähigt ſeien; beſonders deutlich dürfte ſich dies aus 
§§ 1, 6 Gef. zur Anderung von Vorſchr. auf dem Gebiete des 
allgem. Beamten⸗ uſw. Rechts v. 30. Juni 1933 (RGBl. I, 433) 
ergeben, wo es ganz allgemein heißt: „Beamte dürfen nur einge⸗ 
ſtellt werden, ſoweit ... Amtsſtellen zu beſetzen find, die die Wahr⸗ 
nehmung obrigkeitlicher Aufgaben in ſich ſchließen .. Die Wahr⸗ 
nehmung obrigkeitlicher Aufgaben liegt insbeſ. nicht vor bei Tätig⸗ 
keiten, die ſich ihrer Art nach von ſolchen des allgemeinen Wirt⸗ 
ſchaftslebens nicht unterſcheiden ... (vgl. hierzu auch die obigen 
RcGEntſch. ſowie z. B. die Regelung dieſer Frage bei den öffent⸗ 
lich⸗rechtlichen Verſicherungsanſtalten). Hier iſt alſo gerade feſt⸗ 
gelegt, daß es „wirtſchaftliche Beamte“ grundſätzlich nicht geben 
ſoll, während der Verf. die Schaffung bzw. den Ausbau eines 
ſolchen „neuartigen Dienſtverhältniſſes für Beamte mit wirt⸗ 
ſchaftlicher öffentlich⸗rechtlicher Tätigkeit“ befürwortet (S. 24/25). 
Es beſtehen ſogar m. E. erhebliche Bedenken, ob die vom Verf. 
hernach erwähnten poſitiven Vorſchriften der einzelnen Landes⸗ 
geſetze, nach denen der Sparkaſſenleiter als „Beamter“ anzu⸗ 
ſtellen ſei (S. 26 ff.), gegenüber der erwähnten reichsrechtlichen 
Regelung noch gültig ſind. Selbſt wenn man aber dies an⸗ 
nimmt, dürfte es mindeſtens für Preußen (und auch für die 
deſſen Syſtem folgenden Länder) dem Gewährverbande ausdrück⸗ 
lich freigeſtellt ſein, ob er den Sparkaſſenleiter als Beamten oder 
als Angeſtellten in Dienſt nehmen will (vgl. 8 9 Abſ. 1 und 2 
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Sparks O., Ziff. 9, 10 III, insbeſ. S. 1, 1. Halbſ. DurchfVO.); 
$5 preuß. Muſterſatzung gilt ja nicht für den Sparkaſſenleiter, da 
er nicht „Mitglied des Vorſtandes“ iſt (vgl. S7 Spark O., 88 4, 
6 Abſ. 5 u. 6, 7 Abſ. 2, 8 Abſ. 3 i. Verb. m. 8 5 Abſ. 3, ſowie 
Abſ. 2 Muſterfatzung; das Beſtehen von ſtaatlichen Mitwirkungs⸗ 
rechten bei der Anſtellung uſw. des Sparkaſſenleiters ſpricht nicht 
gegen dieſe Annahme (vgl. die bekannte Triepel ſche Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen öffentlichem Dienſt und ſtaatlich gebundenem 
Beruf, wie z. B. RA., Arzt). Ausſchlaggebend darfür, ob ein Spar⸗ 
kaſſenleiter als Beamter oder als Angeſtellter in Dienſt zu nehmen 
iſt, wird ſein müſſen, ob es zweckmäßig erſcheint, dem Sparkaſſen⸗ 
leiter die beſonderen Pflichten und den entsprechenden Schutz 
des Beamten zuteil werden zu laſſen (z. B. Unterſtellung unter 
die Diſziplinargewalt, Art. 129—131 RVerf., 88 114, 331 ff. 
SIEB. uſw.), ſowie ob es überhaupt erſtrebenswert iſt, „wirt⸗ 
ſchaftliche Beamte“ zu ſchaffen; nach 81 Geſ. v. 30. Juni 1933 
dürfte dies nur in Ausnahmefällen zu bejahen fein. Recht ſeltſam 
berührt endlich die Begründung, mit der der Verf., ſeiner Kon⸗ 
ſtruktion zuliebe ſich über den klaren Wortlaut obiger Vorſchrif⸗ 
ten hinwegſetzend, den Sparkaſſenleiter auch nach preußiſchem 
Recht als „reinen Körperſchaftsbeamten“ anſehen will (S. 39), 
ſtatt ihn — falls er überhaupt Beamter iſt — als ſolchen des 
Gewährverbandes zu kennzeichnen. f 
Weiterhin gibt der Verf. einen zuſammenfaſſenden Überblick 
über die vorhandenen Beſtimmungen, die das Verhältnis zwiſchen 


Sparkaſſenleiter einerſeits und Sparkaſſe, Gewährverband und 
Auſſichtsbehörde andererſeits regeln (S. 40—.73), insbe. über An- 
ſtellung und Entlaſſung des Sparkaſſenleiters, ſowie ſeine vermögens⸗ 
rechtlichen Anſprüche. Den Abſchluß der Arbeit bildet eine recht 
gründliche Darſtellung der Aufgaben, die der Sparkaſſenleiter als 
ſelbſtändiges Organ der Sparkaſſe, als Mitglied ihrer übrigen Or⸗ 
gane (Verwaltungsorgan, Kreditausſchuß uſw.), als Beauftragter 
eines dieſer Organe und als Mitglied in den Organen des zu⸗ 
ſtändigen Sparkaſſenverbandes zu erfüllen hat (S. 74—106), ſowie 
endlich eine Reihe beachtlicher Vorſchläge des Verf. zur Verein⸗ 
heitlichung der hier in Betracht kommenden Beſtimmungen. 
GerAſſ. Dr. Hans⸗Joachim Veith, Berlin. 
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1. 88 254, 823, 831 BG B.; 817 KraftfG.; 88 18, 
24 KraftfVerk VO. v. 15. Juli 1930; 8 304 3 PO. 

Wird ein Teilbetrag eines Geſamtſchadens 
eingeklagt, der ſich aus verſchiedenen ſelbſtän⸗ 
digen Gruppen von Anſprüchen zuſammenſetzt, 
jo darf Urt. nach 8 304 nur erlaſſen werden, wenn 
angegeben iſt, welche Teilbeträge der Anſprüche 
in der geforderten Teilſumme fteden, und wenn 
feſtſteht, daß jeder der Anſprüche begründet iſt. 

Nach dem — jetzt geänderten — 8 24 VO. v. 
15. Juli 1930 wurde der Begriff des Hauptver- 
kehrswegs nicht durch das Vorhandenſein von 
Straßenbahnſchienen beſtimmt. 

Die Frage der Entſchuldbarkeit des Irrtums 
über Vorfahrtsrecht bedarf der Prüfung. Vom 
Vorfahrtsrecht iſt vorſichtigſter Gebrauch zu 
machen, beſonders wenn Zweifel möglich. 

Mit 15—20 km in eine Kreuzung zu fahren, 
mag unter Umſtänden zu ſchnell ſein. 

Beim Zuſammenſtoß von Kraftfahrzeugen iſt 
nicht 8254 BGB., ſondern 817 KraftfG. maß⸗ 
gebend, demnach in erſter Linie Verurſachung 
entſcheidend. 

Abwägung erfordert Feſtſtellung von Ver⸗ 
ſchulden, Unterſtellung genügt regelmäßig nicht. 

Gegenüber Halter und Führer iſt leicht ver⸗ 
ſchiedenes Ergebnis der Abwägung möglich. f) 

Kl. ſtellt Antrag 

1. auf Zahlung von 1000 &.“ als Teilbetrag feines an⸗ 


Zu 1. Nach § 253 Abſ. 2 Nr. 2 ZPO. muß eine Klage die be⸗ 
ſtimmte Angabe des Gegenſtands und des Grundes des erhobenen An⸗ 
ſpruchs, ſowie einen beſtimmten Antrag enthalten. Wird eine 


D. S. 


geblich weit höheren Geſamtſchadens für Ausbeſſerungskoſten 
ſeines Wagens, Auslagen für die Beſchaffung eines Erſatz⸗ 
wagens, Heilungskoſten, Vertretungskoſten für einen zu den 
Schadenserſatzverhandlungen mit den Bekl. zugezogenen Sach⸗ 
verſtändigen und Verdienſtausfall; 

2. auf Zahlung von 100 3A monatlicher Rente; 

3. auf Feſtſtellung der Schadenserſatzpflicht der Bekl. 
hinſichtlich aller weiteren Schäden. 

BG. erklärte die Klageanſprüche 1 und 2 dem Grunde 
nach für gerechtfertigt und willfahrte dem Feſtſtellungsbe⸗ 
gehren. 

RG. hob auf und verwies zurück. 

Der Erlaß des Grundurteils zum Klageantrag 1 auf 
Grund der bisher vorl. Begr. begegnet rechtlichen Bedenken. 
Der Kl. macht inſoweit einen Teilbetrag ſeines Gefamt- 
ſchadens geltend, der ſich ſeiner Angabe nach aus vier ver⸗ 
ſchiedenen ſelbſtändigen Gruppen von Anſprüchen (Sach⸗ 
ſchaden, Heilungskoſten, Sachverſtändigenauslagen, Verdienſt⸗ 
ausfall) — nicht bloß verſchiedenen Rechnungspoſten desſelben 
Anſpruchs — zuſammenſetzt, ohne anzugeben, welche Teil⸗ 
beträge der vier Anſprüche in der geforderten Teilſumme 
ſtecken (vgl. RGUrt.: ZW. 1931, 24822 = Jurgdſch. 1931 
Nr. 873). Es kommt hinzu, daß der Kl. unſtreitig auf feinen 
Geſamtſchaden 1600 AM und Berufsgenoſſenſchaftsrentenbe⸗ 
träge bereits erhalten hat und daß er vom Unfalltage ab zum 
mindeſten zum Teil ſeinen Verdienſtausfall auch noch in Ge⸗ 
ſtalt einer Rente fordert; der Ber R. bemerkt denn auch bei 
der Erörterung der Koſtenentſcheidung, es ſei noch nicht zu 
überſehen, ob nicht die Anſprüche des Kl. erheblich überſetzt 
ſeien. Hiernach hätte Grundurteil nicht ergehen dürfen, weil 
der Klageanſpruch 1 bisher der genügenden Subſtantiierung 
entbehrt (8253 Abſ. 2 Nr. 2 ZPO.), weil ferner Zweifel 
darüber beſtehen, ob denn alle vier Anſprüche dem Grunde 
nach zuerkannt find (vgl. § 322 Abſ. 1 ZPO.) und weil end⸗ 
lich die Urteilsgründe jede Erörterung der Frage vermiſſen 
laſſen, ob denn mit hoher Wahrſcheinlichkeit anzunehmen iſt 
(8287 ZPO.), daß der erſtattungsfähige Geſamtſchaden des 
Kl. den ihm bereits erſtatteten Betrag von 1600 RM zuzüglich 
der ihm dem Grunde nach zuerkannten Rente von monatlich 
100 RAM unter Berückſichtigung des gem. § 1542 RO. ein- 
getretenen Rechtsübergangs überſteigt. 


Geldleiſtung verlangt, ſo muß ſie im Klagantrage ziffernmäßig be⸗ 
ſtimmt oder wenigſtens mit ſolchen Angaben gekennzeichnet ſein, daß 
ihre ziffernmäßige Beſt. ohne weiteres möglich iſt (Jonas 8 253 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


Der Vorderrichter hat den Begriff des Hauptverkehrs⸗ 
weges i. S. des § 24 KraftfVerkVO. v. 15. Juli 1930 (vgl. 
indeſſen jetzt die geänderte Faſſ. des § 24 KraftfVerkVO. 
v. 10. Mai 1932 RGBl. I, 201] in Abſ. 2) verkannt. Denn 
für dieſen Begriff kam es bisher ausſchließlich auf die 
Verkehrsbedeutung der Wege an, d. h. darauf, welcher den 
ſtärkeren Verkehr aufwies und — bei gleicher Verkehrs⸗ 
ſtärke —, welcher den Durchgangsverkehr zwiſchen den wich⸗ 
tigeren Verkehrspunkten vermittelte (RG. 125, 206 1)); eine 
Pol VO., durch welche die mit Straßenbahnſchienen belegten 
Straßen zu Hauptverkehrswegen erklärt wurden, war für 
Kraftfahrzeugfahrer nicht bindend und befreite den Richter 
nicht von der eigenen Prüfungspflicht (RG. 132, 101 2)). 
Das hat der Vorderrichter nicht beachtet. 5 

Soweit die Bewertung des Verſchuldens des Zweitbekl. 
— und etwa auch des Kl. — davon abhängt, welchem von 
beiden das Vorfahrtsrecht zugeſtanden hat, bedarf die Frage 
der Entſchuldbarkeit des Irrtums über das Vorfahrtsrecht der 
Prüfung (RG. 132, 101°)) und es iſt auf den Grundſatz hin⸗ 
zuweiſen, daß auch der objektiv vorfahrtberechtigte Führer, 
zumal an unüberſichtlichen und verkehrsreichen Straßenkreu⸗ 
zungen, wie eine ſolche nach dem Ausſpruch des Vorder⸗ 
richters hier in Frage ſteht, alle Vorſicht walten laſſen muß, 
um einen Zuſammenſtoß zu vermeiden (RGUrt. v. 10. Okt. 
1932, VI 161/32), und daß dies erſt recht dann gilt, wenn 
die Frage des Vorfahrtsrechts zweifelhaft iſt; darauf, daß 
der andere Führer ſein Vorfahrtsrecht beachten werde (RG. 
125, 2084)), darf er namentlich dann um fo weniger rechnen. 
Auch dies hat das angef. Urt. nicht beachtet. 

Das BG. ſtellt feſt, der Kl. ſei mit einer Geſchwindigkeit 
von 15— 20 km je Stunde in die Kreuzung gefahren, meint 


Anm. III 4; Seuffert⸗Walsmann 8 253 Anm. 4 A. V). Dies 
gilt auch, wenn in einer Klage, wie es hier zum Antrag 1 geſchehen 
iſt, mehrere ſelbſtändige Anſprüche verbunden werden — objektive 
Klagenhäufung nach 8 260 ZPO. Es genügt nicht, die mehreren aus 
einem beſtimmten Ereignis (dem Kraftfahrzeugunfall) entſtandenen 
Anſprüche in einem Antrage zuſammenzufaſſen, ſondern jeder einzelne 
Anſpruch muß ziffernmäßig beſtimmt oder beſtimmbar fein (Baum- 
bach § 253 Anm. 7). Wird mit der Klage zunächſt nur ein Teil⸗ 
betrag des eingetretenen, aus mehreren Anſprüchen ſich zuſammen⸗ 
ſetzenden Geſamtſchadens verlangt, jo muß nach § 253 Abf. 2 Nr. 2, 
wie ſchon RG.: IW. 1931, 2482 ausgeſprochen hat und die gegen- 
wärtige Entſch. neuerdings darlegt, ziffernmäßig angegeben werden, 
welcher Teil eines jeden der im Klagantrage vereinigten ſelbſtändigen 
Anſprüche in der begehrten Geſamtlteilhſumme ſteckt. Das iſt not⸗ 
wendig, um die Tragweite des auf eine ſolche Klage ergehenden Urt. 
(8 322 Abſ. 1 ZPO.) erkennbar zu machen. Wird im vorl. Falle dem 
Kl. einfach ein Teilbetrag von 1000 AM des aus den verſchiedenen 
Anſprüchen ſich zuſammenſetzenden Geſamtſchadens zuerkannt, ſo ſteht 
nicht feſt, welcher der Anſprüche ganz oder zum Teil und zu welchem 
Teil zugeſprochen iſt, ob noch etwas und wieviel zum einzelnen An⸗ 
ſpruche nachgefordert werden kann. 

Ein Zwiſchenurteil nach 8 304 ZPO. kann nur ergehen, wenn 
Grund und Betrag des erhobenen Anſpruchs ſtreitig ſind und der 
Streit über den Grund ſpruchreif iſt. Bei der objektiven Klagen⸗ 
häufung müſſen dieſe Vorausſetzungen bei jedem der miteinander 
verbundenen ſelbſtändigen Anſprüche gegeben ſein. Steht einer der 
Anſprüche nach Grund und Betrag bereits feſt oder iſt einer der An⸗ 
ſprüche ſchon dem Grunde nach unberechtigt, ſo kann bezüglich ſeiner 
Teilurteil nach § 301, nicht aber Grundurteil nach 8304 ABO. er⸗ 
gehen. Wird nur ein Teilbetrag des Geſamtſchadens eingeklagt, ſo 
kann nicht über einen der mehreren Anſprüche noch ein Grundurteil 
erlaſſen werden, wenn ſchon feſtſteht, daß dieſer Anſpruch durch Zah⸗ 
lung des Teilbetrags, etwa im Zuſammenhalte mit anderen Leiſtungen, 
feine vollſtandige Befriedigung findet. Dabei muß der Vorſchrift des 
81542 RVO. und allenfalls auch des 567 VVG. Rechnung ge⸗ 
tragen werden; dem Kl. können Anſprüche nicht zuerkannt werden, 
die nicht mehr ihm, ſondern infolge geſetzlichen Rechtsübergangs einem 
anderen Gläubiger zuſtehen. 

Die frühere Streitfrage, ob örtliche Polizeibehörden, wie es viel⸗ 
fach in ſtädtiſchen Straßenverkehrsordnungen geſchah, den Begriff 
des Hauptverkehrsweges i. S. des die Vorfahrt regelnden § 24 
KraftfVerkVO. in einer den Richter bindenden Weiſe feſtlegen 
können — eine Frage, die vom NG. wiederholt verneint wurde 
(vgl. auch RGSt. 63, 413 — ZW. 1931, 3357) —, hat mit der 
Neufaſſung des § 24 v. 10. Mai 1932 (RGBl. I, 201) ihre Bedeu⸗ 
tung im weſentlichen verloren. Nun hat im allgemeinen nicht mehr 


2) JW. 1929, 2816. e) JW. 1931, 3345. 
2) JW. 1931, 3345. 9 JW. 1929, 2816. 


aber, er ſei „langſam“ gefahren. Ob dabei die Vorſchr. des 
§ 18 Abſ. 2 KraftfVerkVOO. beachtet iſt, kann ſchon an ſich, 
namentlich aber deshalb zu rechtlichen Zweifeln Anlaß geben, 
weil die Bekl. Angaben über die Beſchaffenheit des angeblich 
veralteten Wagens des Kl. gemacht haben, die unter Berück⸗ 
ſichtigung auch der ſonſtigen Umſtände eine Stundengeſchwin⸗ 
digkeit von 15— 20 km als eine den Anforderungen des 8 18 
Abſ. 2 KraftfVerkVO. nicht entſprechende erſcheinen laſſen 
könnten. 

Das BG. geht von der — nach den Ausführungen des 
Revurt. möglicherweiſe unzutreffenden — Annahme aus, den 
Kl. treffe an ſeinem Unfall keinerlei Verſchulden. Hilfsweiſe 
aber unterſtellt es ein ſolches Verſchulden und findet es — 
möglicherweiſe rechtsirrig — lediglich darin, daß der Kl., als 
er dicht vor oder vielleicht gar erſt auf der Kreuzung den 
Wagen der Bekl. zuerſt erblickt habe, noch die Überfahrt durch 
Gasgeben verſucht habe; dieſes etwaige Verſchulden des Kl. 
trete aber gegenüber dem groben Verſchulden des Zweitbekl. 
ſoweit zurück, daß es gem. § 254 BGB. gerechtfertigt er⸗ 
ſcheine, die Bekl. in vollem Umfange haften zu laſſen. Dabei 
iſt zunächſt ſchon überſehen, daß die Ausgleichspflicht nicht aus 
§ 254 BGB. (i. Verb. m. 89 Kraftf®.), ſondern aus 817 
Kraftf®., alſo unter Berückſichtigung aller Umſtände, insbeſ. 
der beiderſeitigen — etwa erhöhten — Betriebsgefahren, zu 
beurteilen war. Ferner aber ſtellen, worauf die Rev. zu⸗ 
treffend hinweiſt, § 17 Kraftf®. nicht minder wie auch 8 254 
BGB. in erſter Reihe auf die Verurſachung und erſt in zweiter 
Linie auf das Verſchulden ab (RGUrt.: ZW. 1932, 78710 
nebſt Nachweiſen). Endlich aber geht die ſchuldhafte Mitver⸗ 
urſachung des Kl. möglicherweiſe viel weiter, als das BU. 
unterſtellt. Muß ſchon aus dieſen Gründen das Urt. auch aus 


der Richter nach der Verkehrsbedeutung der Straßen zu entſcheiden, 
ſondern es iſt durch Reichsvorſchrift beſtimmt, welche Straßen Haupt⸗ 
verkehrswege ſind. 

Zur Frage der Schadensausgleichung wird das Urt. des BG. 
mit Recht in verſchiedenen Punkten beanſtandet: 


1. Da der Tatbeſtand des § 17 Kraftf®. gegeben iſt, darf die 
Ausgleichung nur nach dieſer Vorſchrift, nicht aber nach 8254 BGB. 
mit 89 KraftfG. erfolgen. Darauf hat das RG. in gleichgelagerten 
Fällen ſchon wiederholt hingewieſen (vgl. RGG.: JW. 1932, 787 mit 
Nachweiſen). 

2. Der 8 17 ſtellt (wie auch § 254) in erſter Linie auf das Maß 
der Verurſachung und erſt in zweiter Linie auf das Maß des Ver⸗ 
ſchuldens ab (vgl. R.: JW. 1933, 1405). 

3. Für die Frage des Verſchuldens iſt die Feſtſtellung von Be⸗ 
lang, welcher der Beteiligten ſich einer Verletzung der Vorſchrift des 
824 KraftfVerkVoO. über die Vorfahrt ſchuldig gemacht hat. Dafür 
iſt die objektive Feſtſtellung, daß die Vorfahrt dem Kl. oder dem 
Zweitbekl. zuſtand, nicht genügend; es fragt ſich noch, ob nicht der⸗ 
jenige, der nicht vorfahrtsberechtigt war, ſich nach Lage der Verhält- 
niſſe das Vorfahrtsrecht zuſchreiben durfte, alſo in einem entſchuld⸗ 
baren Irrtum, ſohin nicht ſchuldhaft handelte. Ferner kommt in Be⸗ 
tracht, daß auch der objektiv Vorfahrtsberechtigte niemals rückſichtslos 
von ſeinem Rechte Gebrauch machen darf. Er iſt in erſter Linie 
verpflichtet, die ſonſtigen Vorſchriften der KraftfVerkVO., nament⸗ 
lich die des § 18 Abſ. 2 und des Abſ. 1, zu beobachten und die all⸗ 
gemeine Verkehrsſorgfalt (8 17 Abſ. 1 KraftfVerkVoO., 8 276 BGB.) 
anzuwenden, und er muß, beſonders wenn die Frage des Vorfahrts⸗ 
rechts zweifelhaft iſt, auch damit rechnen, daß der andere Verkehrs⸗ 
beteiligte ſein Vorfahrtsrecht nicht beachtet, weil er ſich irrtümlich 
dieſes Recht ſelbſt zuſchreibt. Was die vorl. Entſch. zu dieſen Fragen 
ausführt, iſt ftändige Rſpr. aller höheren Gerichte. 

4. Von beſonderem Intereſſe iſt noch die Betonung des Grund⸗ 
ſatzes, daß, abgeſehen von gewiſſen Ausnahmefällen, nicht ein bloß 
unterſtelltes, ſondern nur ein wirklich feſtgeſtelltes Verſchulden der Be⸗ 
teiligten eine geeignete Unterlage für die Schadensausgleichung bildet. 

5. Bei der Schadensausgleichung kommt es darauf an, welches 
Maß von Verurſachung und Verſchulden dem einzelnen Beteiligten 
in die Waagſchale zu legen iſt. Stehen dem Kl. zwei Bekl. gegenüber, 
fo müffen nicht dieſe gleichbehandelt werden; die Abwägung kann 
ergeben, daß im Verhältnis zum Kl. der eine der Bekl. einen 
größeren Teil des Schadens zu tragen hat als der andere. In die 
Waagſchale des Fahrzeughalters ſind zwei Gewichte zu legen: die Be⸗ 
triebsgefahr des Kraftfahrzeugs und ein Verſchulden nach 8 831 
BGB. — auch das letztere iſt nur im Rahmen des § 17 Krafti®., 
nicht des 8 254 BGB. zu beachten (JW. 1932, 787); ob er deshalb 
ſchlechter zu ſtellen iſt als ſein Führer, der den Unfall herbeigeführt 
hat, hat das Ermeſſen des Tatrichters zu entſcheiden. 

Obs GR. Dr. Bezold, München. 
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rechtlichen Bedenken zur Frage der Abwägung aufgehoben 
werden, ſo kann es offenbleiben, ob das vom BG. nur unter⸗ 
ſtellte Verſchulden des Kl. eine taugliche Unterlage für die 
Abwägung bildet. Regelmäßig iſt das nicht der Fall (RG. 
131, 1255) nebſt Nachweiſen; RGUrt.: JW. 1932, 2018, 
und nur dann wird eine Ausnahme von dem Satze, daß Feſt⸗ 
ſtellungen nicht durch Unterſtellungen bei der Abwägung er⸗ 
ſetzt werden können, zugelaſſen, wenn die Unterſtellung fo be⸗ 
ſtimmt iſt, daß ſie einen Vergleich der beiderſeitigen ſchuld⸗ 
haften Mitverurſachung ermöglicht (JW. 1914, 48525; 1920, 
5534; 23. 1923 Sp. 106 Nr. 4; JurRdſch. 1927 Nr. 116; 
RGurt. v. 29. Mai 1933, VI 46/33). Endlich ſei noch darauf 
hingewieſen, daß die Abwägung nach 8 17 KraftfG. (und nach 
§ 254 BGB.) zu einem dem Kl. günſtigeren Ergebnis gegen⸗ 
über der Erſtbekl. als gegenüber dem Zweitbekl. führen könnte, 
da hierbei auch das Maß des Verſchuldens des Geſchäftsherrn 
gem. 8831 BGB. beachtlich iſt (RG. 139, 304, 305 6) nebſt 
Nachweiſen; 140, 392 7)). 
(U. v. 12. Okt. 1933; VI 133/33. — Düſſeldorf.) [H.] 


* 2. 88.833, 906 BB. 

1. Die Haftung des Tierhalters iſt Gefähr⸗ 
dungshaftung; ein rechtswidriges Verhalten tft 
nicht erforderlich. 

2. Bienen ſind keine Haustiere; aber die von 
ihnen durch Ausſcheidungen aus ihrem Körper 
entſtandenen Beſchädigungen an fremden Gegen- 
ſtänden ſind keine Tierſchäden i. S. des 8833 
Satz 1 BGB. 


3. Das Eindringen von Bienen auf ein frem⸗ 
des Grundſtück fällt unter 8 906 BGB. f) 


8 906 BGB. verſagt dem Eigentümer das Verbietungs⸗ 
recht unter den näher beſtimmten Vorausſetzungen, ſoweit es 
ſich, wie die Geſetzesmaterialien ſich ausdrücken, um die ſog. 
„Immiſſion von Imponderabilien“ handelt. Die Frage, ob 
das Eindringen von Bienen auf ein Grundſtück unter dieſe 
Beſt. fällt, iſt beſtritten. Wenn man ſich ſtreng an den Begriff 
„Imponderabilien“ und an die im 8 906 SGB. angeführten 
Beiſpiele hält, ſo kann ſie allerdings zweifelhaft ſein. So hat 
das RG. angenommen, daß das Eindringen von Waſſer und 
flüſſigen Stoffen, ſowie von feſten Körpern nicht unerheb⸗ 
lichen Umfangs, wie Steinen, nicht von der Vorſchr. des 
des $ 906 BGB. betroffen wird (vgl. RGGWarn. 1918 Nr. 55; 
Gruch Beitr. 57, 694). In dem Urt. RG. 76, 132 iſt auch 
beiläufig, ohne daß indeſſen die Entſch. hierauf beruht, aus⸗ 
geſprochen, daß Bienen nicht als „Imponderabilien“ i. S. 
der letztgenannten Vorſchr. angeſehen werden könnten. Dieſen 
Standpunkt nimmt ferner zum Teil das ältere Schrifttum 
ſowie der RGRͤomm. Anm. 5 zu § 906 BGB. ein. Die 
neuere Literatur kommt jedoch, ausgehend von dem Zweck 
des § 906 BGB. zu der Bejahung feiner Anwendbarkeit auf 
das Eindringen von Bienen (vgl. Staudinger, Anm. I 


5) JW. 1931, 856. ) JW. 1933, 1458. ) JW. 1933, 1873. 


Zu 2. Dem Ergebnis der Entſch. iſt zuzuſtimmen. Ihre Be⸗ 
gründung erweckt aber Bedenken. 

Entſprechend dem Zweck von § 833 BGB. hat das NG. in 
ſtändiger Rſpr. die Tierhalterhaftung auf die Schäden beſchränkt, die 
infolge der ſpezifſſch tieriſchen Natur des ſchadenſtiftenden Tiers ent⸗ 
ſtehen. Von dieſſm gefunden Geſichtspunkt ausgehend hat das RG. 
die Tierhalterhaftung verneint, z. B. wenn das Tier lediglich dem 
Willen ſeines Kenkers gehorchte (RG. 50, 189; 65, 106 — JW. 
1907, 139), oder wenn ein äußeres Ereignis auf den Körper oder 
die Sinne des Tiers mit einer Gewalt eingewirkt hat, der ein Tier 
der betreffenden Gattung nicht widerſtehen kann (z. B. RG. 54, 74). 
Abweichend vom NÖ. muß aber in dem hier zu erörternden Falle an⸗ 
genommen werden, daß die Verunreinigungen durch Ausſcheiden von 
Wachs und anderen Stofſen zu den typiſchen Gefahren gehören, die 
mit dem Halten von Bienen verbunden ſind. Der Schaden iſt alſo ein 
typiſcher Tierſchaden. Die Möglichkeit des Entlaſtungsbeweiſes ſteht 
dem Bienenzüchter nicht offen, da Bienen keine Haustiere i. S. von 
8833 Satz 2 BGB. ſind. Lediglich die Anwendbarkeit von 8 254 
BGB. könnte unter dieſem Geſichtspunkt erwogen werden. 

Die Anwandbarkeit von $ 833 wird indes durch eine andere 
überlegung ausgeſchloſſen. 

Das RG. hat abweichend von dem obiter dietum in RG. 76, 132 


5a zu 8906 BGB.; Planck, Anm. 3a zu 8 906 BGB.; 
Meißner⸗Stern, Pr. Nachbarrecht S. 182, 184). Die⸗ 
ſelbe Anſicht wird in der oberlandesgerichtlichen Rſpr. ver⸗ 
treten (vgl. OLG. Stuttgart: OSGRſpr. 26, 23; OLG. 
München: HöchſtnRſpr. 1932 Nr. 447). Ihr iſt mit dem 
BG. beizupflichten. Die Vorſchr. des 8 906 BGB. bezweckt, 
das im 8 903 daf. grundſätzlich anerkannte Ausſchließungs⸗ 
recht des Eigentümers mit den Bedürfniſſen des wirtſchaft⸗ 
lichen Lebens in Einklang zu bringen. Dieſen Bedürfniſſen 
würde es widerſprechen, wenn jede mit der Benutzung eines 
Grundſtücks verbundene Hinüberwirkung auf ein anderes 
Grundſtück als rechtswidrig von deſſen Eigentümer unterſagt 
werden könnte. Um einen kurzen Ausdruck zu gewinnen, hat 
man die Bezeichnung „Imponderabilien“ der Beſt. zugrunde 
gelegt. Man iſt aber davon ausgegangen, daß ſich nach einem 
alle Fälle klar entſcheidenden Merkmal die von dem Eigen⸗ 
tümer zu duldende Hinüberwirkung nicht bezeichnen laſſe, und 
das Geſetz hat nur hauptſächliche Beiſpiele angeführt, um die 
weitere Entwicklung aus dem leitenden Gedanken der Praxis 
zu überlaſſen (vgl. Mot. III, 264 ff., Prot. für die 2. Leſung 
des Entw. d. BGB. Bd. III, 123). Kann hiernach aber das 
Wort „Imponderabilien“, das zudem im Geſetze ſelbſt keine 
Anwendung gefunden hat, eine ausſchlaggebende Bedeutung 
für die Auslegung nicht beanſpruchen, und find die im 8 906 
BGB. angeführten Beiſpiele nur richtunggebend, ſo gebietet 
ſich aus dem oben erörterten Zweck der vorerwähnten Beſt. 
ihre Anwendung auf das Eindringen von Bienen auf ein 
anderes Grundſtück. Denn, wie das OLG. Stuttgart a. a. O. 
zutreffend darlegt, bringt die Bienenzucht notwendig ein Ein⸗ 
dringen von Bienen auf fremde Grundſtücke mit ſich. Wollte 
man dem Bienenzüchter den Schutz des § 906 BGB. ver⸗ 
ſagen, ſo wäre eine ſachgemäße Bienenzucht ſo gut wie aus⸗ 
geſchloſſen, da die Anwendung des § 226 BGB. zugunſten 
des Bienenzüchters nur ſelten in Frage käme. Bei der Be⸗ 
deutung der Bienenzucht für die Volkswirtſchaft kann dies 
aber nicht der Abſicht des Geſetzes entſprechen. Berückſichtigt 
man, daß es ſich bei Bienen um verhältnismäßig kleine Kör⸗ 
per handelt, jo ſteht auch die bisherige Rſpr. des RG., die 
das Eindringen von feſten Körpern nicht unerheblichen Um⸗ 
fangs als nicht unter § 906 BGB. fallend anſieht, der An⸗ 
wendung dieſer Beſt. auf Bienen nicht entgegen. So hat auch 
ſchon für das Gemeine Recht RG. 12, 173 angenommen, 
daß die in den Quellen für die Immiſſion von Rauch er⸗ 
örterten Grundſätze wegen der Gleichheit des maßgebenden 
Geſichtspunktes auf das Hinüberfliegen von Bienen zu gel⸗ 
ten hätten. Zudem weiſt das BG. mit Recht darauf hin, 
daß die eigentliche Beeinträchtigung der Kl. nach ihrer Dar⸗ 
ſtellung nicht in der mit dem Bienenflug verbundenen Be⸗ 
läſtigung liegt, ſondern in der Ausſcheidung der Bienen, und 
daß dieſe Ausſcheidung unbedenklich als eine der von 8 906 
BGB. umfaßten Einwirkungen angeſehen werden kann. Da 
das BG. mit einwandfreier Begr. die Ortsüblichkeit der von 
dem Bekl. betriebenen Bienenzucht feſtſtellt, ſo beſteht ein 
Verbietungsrecht der Kl. nicht. 
(U. v. 20. Sept. 1933; V 153/33. — Köln.) Sch. 
Amtsverpflichtung der Ge⸗ 


3. 5839 BGB. 
fängnisbeamten auf Grund der Allg Vfg. des 
preuß. Juſt Min. v. 30. Jan. 1908, 17. Mai 1911, bei 


ſich in der Entſch. mit Recht auf den Standpunkt geſtellt, daß 8 906 
BGB. anwendbar iſt, dem Eigentümer eines Grundſtücks alſo verſagt, 
das Eindringen von Bienen aus dem Nachbargrundſtück zu verbieten. 
Dieſe Entſch. des Intereſſenkonflikts zwiſchen dem Vienenzüchter auf 
der einen und den Eigentümern der Nachbargrundſtücke auf der an⸗ 
deren Seite iſt deshalb geboten, weil bei einer entgegengeſetzten 
Entſch., wie das RG. ſelbſt mit Recht bemerkt, eine geordnete Bienen⸗ 
zucht gar nicht möglich ſein würde. 

Gibt man aber dem Bienenzüchter den Schutz des S 906, To 
führt dies notwendig dazu, die Anwendbarkeit von $ 833 zu verſagen, 
denn ſonſt würde man dem Bienenzüchter mit der einen Hand nehmen, 
was man ihm mit der anderen gegeben hat. Die Intereſſenabwägung, 
zu der man in Auslegung des $ 906 BGB. kommt, muß notwendig 
den Bereich der Gefährdungshaftung einengen. Dieſer Geſichtspunkt 
hat wohl auch unbewußt dem OLG. vorgeſchwebt, als es wegen fehlen⸗ 
der Rechtswidrigkeit einen Anſpruch des Kl. verneinte. 

Priv Doz. Dr. Keßler, Berlin. 
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Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Strafgefangenen für die Erhaltung der Anwart⸗ 
ſchaft auf die Invalidenverſicherung durch 
Weiterverſicherung zu ſorgen. f) 

Das BG. geht von der Allg Vfg. des preuß. JuſtMin. v. 
30. Jan. 1908 (JM Bl. 29) aus, deren Vorſchriften nach der 
ergänzenden Allg Vfg. v. 17. Mai 1911 (JMBl. 200) bereits 
bei Vollſtreckung einer Freiheitsſtrafe von mehr als neun Mo⸗ 
naten zu beachten waren. Die Allg Vfg. weiſt auf die Gefahr 
hin, daß während der Vollſtreckung einer längeren Freiheits⸗ 
ſtrafe die Anwartſchaft aus der Invalidenverſicherung ver⸗ 
lorengehen könne, und ordnet zur Abwendung dieſes Nachteils 
an, daß der Gefangene alsbald nach ſeiner Einlieferung nach 
dem Beſitze einer Quittungskarte zu befragen (Ziff. 1) und 
daß, ſalls die Karte noch gültig und durch ihren Inhalt die 
Erhaltung der Anwartſchaft dargetan iſt, durch rechtzeitigen 
Umtauſch der Quittungskarte für die Erhaltung ihrer Gültig⸗ 
keit und durch Weiterverſicherung für die weitere Erhaltung 
der Anwartſchaft Sorge zu tragen iſt (Ziff. 2), und zwar ſollen 
für die Weiterverſicherung vom Zeitpunkte der Einlieferung 
des Gefangenen an ſo viel Beiträge geleiſtet werden, als zur 
Erhaltung der Anwartſchaft erforderlich und ausreichend ſind; 
einer Einwilligung des Gefangenen zur Weiterverſicherung 
bedarf es nicht (Ziff. 3). Die zur Beſchaffung der Beitrags⸗ 
marken erforderlichen Geldbeträge ſind, wenn der Gefangene 
eigenes Geld eingebracht hat und in deſſen Verwendung zu 
dieſem Zwecke willigt, aus dieſem Gelde, andernfalls aus 
der ihm gutgeſchriebenen Arbeitsbelohnung zu entnehmen, die 
nötigenfalls zu bevorſchuſſen iſt (Ziff. 4). Die Allg Vfg. be⸗ 
rückſichtigt ſchließlich noch den beſonderen Fall, daß ſich bei 
Gelegenheit der Prüfung der Quittungskarte herausſtellt, daß 
die Anwartſchaft nur durch nachträgliche Entrichtung von rück⸗ 
ſtändigen Beiträgen für eine verſicherungspflichtige Beſchäfti⸗ 
gung in der vor der Einlieferung liegenden Zeit oder durch 
die nachträgliche Entrichtung freiwilliger Beiträge für dieſelbe 
Zeit erhalten werden könne. Auch in dieſem Falle ſollen — wie 
Ziff. 5 beſtimmt — die erforderlichen Beiträge nachträglich 
entrichtet werden, wenn der Gefangene nach Belehrung über 
die Sachlage die Entrichtung wünſcht und die dazu nötigen 
Mittel aus eingebrachtem Geld oder aus der Arbeitsbelohnung 
zur Verfügung ſtehen. 

Den Erwägungen des BerR., daß die Allg Vfg. v. 30. Jan. 
1908 u. 17. Mai 1911 Schutzvorſchriften zugunſten der Straf⸗ 
gefangenen enthält und daß ihre Vernachläſſigung eine Amts⸗ 
pflichtverletzung der Beamten der Strafanſtalt darſtellt, iſt 
beizutreten. Das hat der erk. Sen. bereits in der Entſch. v. 
15. März 1932 (III 361/31) anerkannt. Daran iſt feſtzuhalten. 
Wenn der Kl. bei ſeiner Einlieferung in die Strafanſtalt eine 
am 25. Juli 1912 ausgeſtellte Quittungskarte beſaß, in die 
erſt 3 Beitragsmarken eingeklebt waren, ſo beſteht das Ver⸗ 
ſchulden der Beamten der Gefängnisverwaltung gegenüber dem 
Kl. darin, daß ſie es unterlaſſen haben, die Weiterverſicherung 
des Gefangenen durch Einkleben der an der vorgeſchriebenen 
Zahl von 20 Beitragsmarken fehlenden 17 Beitragsmarken zu 
bewirken. 

Die Auslegung, die das BG. der Ziff. 5 der Allg Vfg. 
gibt, iſt zu billigen. Ziff. 5 behandelt den beſonderen Fall, 
daß die Laufzeit einer Quittungskarte, die bei der Einlieferung 
des Strafgefangenen in die Strafanſtalt nur wenige oder gar 
keine Beitragsmarken enthält, ſich ihrem Ende nähert, daß 
mithin die bis zum Ende der Laufzeit zur Verfügung ſtehen⸗ 
den wenigen Wochen zur Erhaltung der Anwartſchaft durch 
Weiterverſicherung auch dann nicht ausreichen würden, wenn 
von nun an während der Strafhaft für jede Woche neue Bei⸗ 
tragsmarken verwendet würden, und daß infolgedeſſen die An⸗ 
wartſchaft nur durch Nachentrichtung rückſtändiger Beiträge 
(oder durch Nachentrichtung freiwilliger Beiträge für die Ver⸗ 
gangenheit) aufrechterhalten werden kann. Die Verfügung will, 
wie bereits oben hervorgehoben, der Gefahr begegnen, daß 
Strafgefangene, die während ihrer Strafzeit mangels Vor⸗ 
liegens eines Arbeitsverhältniſſes i. S. der Invalidenverſiche⸗ 
rung nicht verſicherungspflichtig ſind, durch Zeitablauf ihre 
Anwartſchaft verlieren. Nach Ziff. 2 der Verfügung iſt daher 
zunächſt zu prüfen, ob die Anwartſchaft überhaupt noch 

Zu 3. Der Entſcheidung iſt zuzuſtimmen. 

Prof. Dr. Köttgen, Greifswald. 


erhalten iſt. Trifft das zu, ſo iſt für die Erhaltung der An⸗ 
wartſchaft durch Weiterverſicherung, d. h. durch Wei⸗ 
terentrichtung der zur Erhaltung der Anwartſchaft erforder⸗ 
lichen Beträge, in der Zeit der Strafhaft Sorge zu 
tragen. Dabei macht es vom Standpunkt der Allg Vfg. keinen 
Unterſchied, ob der Gefangene in der Vergangenheit ſeiner 
Verſicherungspflicht im vollen Umfange nachgekommen iſt. 
Wenn nur die Anwartſchaft erhalten geblieben iſt, muß die 
Weiterverſicherung erfolgen. Dieſe Vorausſetzungen hat das 
BG. ausreichend feſtgeſtellt. 

Nach der ausdrücklichen Vorſchr. der Allg Vfg. war es 
Pflicht der Gefängnisverwaltung, durch Weiterverſicherung für 
die Erhaltung der Anwartſchaft aus der Karte Sorge zu 
tragen. In dem Verſtoß gegen dieſe klare und unmißverſtänd⸗ 
liche Vorſchr. iſt eine erhebliche Amtspflichtverletzung i. S. 
des § 839 BGB. i. Verb. m. § 1 PrGeſ. v. 1. Aug. 1909 zu 
erblicken. Bei der Entlaſſung des Kl. aus der Strafanſtalt war 
infolgedeſſen die Anwartſchaft nach 8 1280 RVO. an und für 
ſich bereits — durch Schuld der Gefängnisverwaltung — er⸗ 
loſchen. Wenn § 1443 RVO. dem Verſicherer ausnahmsweiſe 
die Möglichkeit gab, gleichbohl noch während eines Jahres 
nach Ablauf der Quittungskarte Nr. 7 Beiträge für die Lauf⸗ 
zeit jener Karte nachzuentrichten, jo würde die Außeracht⸗ 
laſſung dieſer Möglichkeit doch nur ein ſo geringes Verſchulden 
bedeutet haben, daß es gegenüber der Amtspflichtverletzung der 
Beamten der Gefängnisverwaltung als Schadensurſache völlig 
zurückzutreten hätte. Mit Recht weiſt das BG. darauf hin, 
daß ſich der Kl. als einfacher Mann keine Gedanken darüber 
zu machen brauchte, ob infolge des Nichtklebens von Beitrags⸗ 
marken während der Strafhaft ſeine Anwartſchaft auf In⸗ 
validenrente gefährdet war, ſondern daß er ſehr wohl der An⸗ 
ſicht ſein konnte, ſeine Anwartſchaft ſei durch die Strafhaft 
nicht berührt worden, und deshalb ſein Augenmerk nur dar⸗ 
auf zu richten brauchte, daß die in der Zeit nach ſeiner Ent⸗ 
laſſung aus der Strafhaft laufende Quittungskarte ordnungs⸗ 
mäßig beklebt wurde. 


(U. v. 27. Jan. 1933; III 211/32. — Berlin.) Sch. 


b) Strafſachen. 


Berichtet von Rechtsanwalt Rudolf Henſen, Berlin und 
Generalſtaatsanwalt Dr. Alfred Weber, Dresden. 


I. Materielles Recht. 


4. 846 StGB. iſt nicht anwendbar, wenn 
der Täter durch die — von ihm erkannte — Wir⸗ 
kungsloſigkeit ſeiner Verſuchshandlungen an 
der Vollendung des Verbrechens gehindert wird.f) 

Das SchwG. hat mit Recht verneint, daß der Totſchlags⸗ 
verſuch nach 846 StGB. ſtraflos ſei. Vorweg ſei bemerkt, 
daß eine Abwendung des zur Vollendung der Tat gehörigen 
Erfolges hier bei der vom Angekl. erkannten Wirkungsloſig⸗ 
keit der Verſuchshandlungen nicht in Frage kommt und ſomit 
8 46 Nr. 2 StGB. von vornherein ausſcheidet (ogl. RGSt. 
52, 181). Aber auch nach § 46 Nr. 1 StGB. iſt hier keine 
Strafloſigkeit gegeben. Denn der Angekl. iſt an einer Tötung 
ſeiner Mutter durch Umſtände gehindert worden, die von 
ſeinem Willen unabhängig waren. Von einer „Reue“, die 


Zu 4. Der Entſch. iſt m. E. zuzuſtimmen mit der Maßgabe, 
daß auf „Reue“, die „über ihn kam“, gar nicht abzuſtellen iſt, ſon⸗ 
dern nur auf Freiwilligkeit. Wäre die Rückſicht auf Reue 
des Zurücktretenden beſtimmend für die Strafloſigkeit, ſo müßte 
immerhin ſehr gründlich auf das Vorbringen der Reviſionsſchrift ein⸗ 
gegangen werden: mit der Ernüchterung, die eintritt, wenn der Täter 
das Ausſichtsloſe ſeines Unternehmens erkennt, könnte durchaus zu⸗ 
gleich die Reue, ernſte Reue ſogar, über ſein ganzes Vorhaben kom⸗ 
men. Der geſetzgeberiſche Grund für die Strafloſigkeit iſt indeſſen ein 
objektiverer als Rückſichtnahme auf Reue. Nicht die reuevolle Geſin⸗ 
nung ſoll belohnt, ſondern eine goldene Brücke zur Erfolgsab⸗ 
wendung ſoll durch 8 46 StGB. gebaut werden (ſ. meine Anm. zu 
Urt. 11: JW. 1933, 2337). Dieſer goldenen Brücke bedarf es hier 
nicht, da der Erfolg, wie vom Täter erkannt, ſowieſo nicht eintreten 
konnte. Wenn irgend etwas in 8 46 belohnt werden ſoll, fo lediglich 
die Tätigkeit, welche dazu dient, eine drohende Rechtsgutsverletzung 
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„über ihn kam“ — weiß das Urt. nichts. Es weiß auch nichts 
von einer „Möglichkeit, das Verbrechen herbeizuführen, wenn 
der Angekl. fortgefahren wäre, das ſich anſcheinend doch nach 
und nach in dem Kaffee ſchließlich löſende Gift mit einem 
Löffel herumzurühren“; vielmehr ſtellt es feſt, daß „ſich der 
in Rede ſtehende Stoff in einer neutralen, nicht ſauren 
Flüſſigkeit faſt gar nicht löſt“. In Wahrheit hat den Angell. 
nach dem Urt. allein die von ihm ſelbſt erkannte Wirkungs⸗ 
loſigkeit ſeiner Verſuchshandlungen an der Tötung gehindert, 
und dieſer Umſtand war von ſeinem Willen unabhängig. 
„Auch wenn ihm eine Vermiſchung des Kaffees mit dem Gift 
gelungen wäre, ſo hätte er“, wie das Urt. feſtſtellt, „den 
Kaffee ſtehen laſſen“ und hätte dann damit die Abſicht ver⸗ 
folgt, daß ſeine Mutter zugleich mit dem Kaffee das Gift 
trinke, das nunmehr nicht ſofort erkennbar geweſen ſein 
würde. 


(1. Sen. v. 4. Okt. 1933; 1 D 1065/33.) W. 


5. Die Frage, ob eine Handlung unzüchtig 
i. S. der 88 174, 176 StGB. iſt, unterliegt im 
weſentlichen der Beurteilung des Tatrichters 
(RG St. 67, 110). Neben der wollüſtigen Abſicht 
des Täters muß eine Verletzung des Scham⸗ und 
Sittlichkeitsgefühls der Allgemeinheit in ge⸗ 
ſchlechtlicher Beziehung vorliegen. Letzteres iſt 
nicht gleichbedeutend mit einer, wenn auch gröb⸗ 
lichen Verletzung des Schamgefühls. Die Feſt⸗ 
ſtellung jenes Erforderniſſes ſetzt im einzelnen 
Falle eine ſorgfältige Würdigung des geſamten 
äußeren und inneren Geſchehens voraus. Ins⸗ 
beſondere erfüllt nicht jeder Angriff auf die 
weibliche Geſchlechtsehre unter allen Umſtänden 
den Tatbeſtand des Verbrechens nach 88 174, 176 
StG B., kann vielmehr je nach Lage des Falles 
lediglich eine — tätliche — Beleidigung dar⸗ 
ſtellen (vgl. RGSt. 67, 170, 110). 5) 


Die unzüchtigen Handlungen gegenüber den Schülerinnen 


abzuwenden, ſei das nun Rücktritt oder Beſeitigun on ge 
Urſachen. RESt. 61, 117 ſtellt den klaren Grundsatz au ee 
iſt für alle Formen des Rücktritts nur deſſen Freiwilligkeit.“ 
Ebenſo: LpzKomm., Anm. 3 zu 8 46 SteßB.; Frank, 18. Aufl., 
II u. III zu 5 46 Steh B.; L. Spohr, Rücktritt und tätige Reue, 
1926, S. 62 f. u. d. Lehrbücher des Strafrechts von Liſzt⸗ 
Schmidt (26. Aufl.) 8 46 III; von Hippel Bd. II 8 29 XIV; 
Mezger 856 II. 

Allerdings iſt mit Adolf Merkel (Lehrbuch 1889, 847) zu 
betonen, daß nicht abſolute Freiwilligkeit (die im praktiſchen Leben 
ſelten gegeben iſt) verlangt werden kann, ſondern wir uns „mit 
einem relativ freien Entſchluß“ begnügen müſſen. So ſchließt die 
mit dem Erfolge zugleich näherrückende Furcht vor Beſtrafung z. B. 
die Freiwilligkeit nicht aus. Das eine nur muß erhalten bleiben: daß 
es ſchließlich doch gerade der zurücktretende Täter ſelber 
war, der die Rechtsgutverletzung abwendete. Daran aber fehlt es hier 
Über die „Freiwilligkeit beim Rücktritt vom Verſuch“ vgl. 170 
darüber jetzt erſcheinende Breslauer Diſſertation von Georg Graf 
Lüttichau, 1933. 

Prof. Dr. Arthur Wegner, Breslau. 


Zu 5. Das Urt. entſpricht der ſtändigen Rſpr. des RG. Es 
wird für den Tatrichter, auf deſſen Beurteilung die Entſch. im 
weſentlichen abſtellt, in der Regel verhältnismäßig leicht fein, feſt⸗ 
zuſtellen, ob der Täter ſich von geſchlechtlicher Abſicht hat leiten laſſen. 
Dagegen wird es nicht ſelten Schwierigkeiten bereiten, Stellung zu 
der Frage zu nehmen, ob auch objektiv eine unzüchtige Handlung 
vorliegt. Es darf hierbei nicht Unanſtändigkeit, Verſtoß gegen die gute 
Sitte mit Unzüchtigkeit verwechſelt werden. Geſunde Sinnenfreude, deren 
Betätigung ſich in gewiſſen äußeren Grenzen hält, will das Strafgeſetz 
nicht treffen. Ob dieſe Grenze eingehalten iſt, wird ſich nicht ein für 
allemal ſagen laſſen. Es darf hierbei weder der Maßſtab übertriebener 
Empfindlichkeit noch abgeſtumpfter Roheit angelegt werden. Was im 
Salon der Großſtadt unzüchtig iſt, braucht es noch nicht in der friſchen 
Luft des Landes zu ſein. Auch auf die Vorſtellungen der Bevölkerung, 
die auf dieſem Gebiete in deutſchen Landen verſchieden ſind, muß 
Rückſicht genommen werden. Nicht auf ſeine eigene Einſtellung zu 
geſchlechtlichen Dingen, ſondern auf die geſunde Volksanſchauung hat 
der Richter in erſter Linie entſcheidendes Gewicht zu legen. Das gilt 
entſprechend ja in allen Fällen, in denen das Geſetz mit „normativen“, 
eine Wertung durch den Richter erfordernden Tatbeſtandsmerkmalen 


operiert. SenPräſ. Prof. Dr. Klee, Berlin. 


erblickt die Stra. ohne Rechtsirrtum darin, daß der Angekl. 
ſich während des Unterrichts neben ſie ſetzte, ſeinen rechten 
Arm um ihren Oberkörper legte und mit der rechten Hand den 
vom Kleid bedeckten Buſen drückte, indem er die Finger 
mehrmals krümmte und wieder ſtreckte, und zwar, wie die 
Str. feſtſtellt, um ſich geſchlechtlich zu erregen. 

(1. Sen. v. 13. Okt. 1933; 1D 983/́833.) [Hn.] 


**6. § 18 Abſ. 4 Dev VO. v. 1. Aug. 1931 (RG Bl. , 
421); Art. 1 8 6 Abſ. 2 7. Durchf VO. (RG Bl. I, 673). 
Iſt für eine Deviſenſchiebung eine Proviſion 
oder eine Proviſionsforderung erwachſen, ſo 
unterliegt dieſe oder ihr Gegenwert nicht der 
Einziehung. 

Durchgreifende rechtliche Bedenken erheben ſich gegen die 
vom SchöffG. ausgeſprochene und vom BG. beſtätigte Ein⸗ 
ziehung von 2248 RM, die vom Angekl. bei der Strafanſtalts⸗ 
kaſſe des Unterſuchungsgefängniſſes hinterlegt und dort be⸗ 
ſchlagnahmt worden waren. Die Einziehung wird, wie folgt, 
begründet: Der BeſchwF. hat für den Mitangekl. H. im In⸗ 
land Wertpapiere mit dem Geſamterlös von 513 486,35 AA 
verkauft und dieſen Erlös nach und nach an H. ausgehändigt, 
der mit Wiſſen und Willen des BeſchwF. das Geld nach Hol⸗ 
land verbrachte. Der Angekl. hatte dafür vereinbarungs⸗ 
gemäß eine Proviſion zu beanſpruchen, welche das BG. auf 
2371,64 RM berechnet. Er behauptet, daß ihm die Proviſton 
nicht ausbezahlt worden ſei, ſondern nach voller Abwicklung 
des Geſchäfts auf ſeine Schuld bei H. gutgebracht werden 
ſollte. Das Schöff®. hat dies als nicht widerlegt für wahr 
angenommen. Das BG. hat hierüber keine beſonderen Feſt⸗ 
ſtellungen getroffen und ſich offenbar den Standpunkt des 
Schöff®. zu eigen gemacht. Der nach dem BU. beim Beſchw . 
beſchlagnahmte Geldbetrag von 2248 RM iſt demnach weder 
die ausbezahlte Proviſion noch ein Teil des Erlöſes der ver⸗ 
kauften Wertpapiere. Eingezogen wurde er deshalb, weil er 
der Höhe nach ungefähr dem mit dem Geſchäft erſtrebten Ge⸗ 
winn gleichkomme. Geſtützt iſt die Entſch. auf § 18 Abſ. 4 
Dev VO. 1931 (vgl. § 6 Abſ. 2 7. DurchfVO.): 

„Neben der Strafe können die Werte, auf die ſich die 
ſtrafbare Handlung bezieht, zugunſten des Reichs eingezogen 
werden, auch wenn ſie dem Täter oder einem Teilnehmer 
nicht gehören. 

Erweiſt ſich die Einziehung als nicht durchführbar, ſo 
kann das Gericht nachträglich durch Beſchl. die Einziehung des 
Gegenwerts in Geld anordnen.“ 

Das BG. hat hiernach, da es die Proviſion ſelbſt nicht 
erfaſſen konnte, gemäß Satz 3 den Gegenwert eingezogen. Es 
kann dahingeſtellt bleiben, ob eine ſolche Einziehung nach der 
mitgeteilten Faſſung ſchon im Urt. geſchehen konnte (vgl. die 
Neufaſſung in VO. v. 15. April 1932 RGBl. 177). Denn 
rechtsirrtümlich iſt jedenfalls die Auffaſſung des BG., daß die 
Proviſion oder die Proviſionsforderung ein Wert ſei, auf 
den ſich die ſtrafbare Handlung bezog. Die Proviſionsforde⸗ 
rung ſteht zwar im Zuſammenhang mit der Straftat des 
Angekl. inſofern, als ſie das Entgelt für die Ausführung des 
ihm von H. erteilten Auftrags darſtellt. Die ſtrafbare Hand⸗ 
lung wurde darin geſehen, daß der BeſchwF. ohne Genehmi⸗ 
gung über Reichsmarkforderungen verfügte, die einer im Aus⸗ 
land anſäſſigen Perſon aus dem Verkauf von Wertpapieren 
zuſtanden und ihr inländiſche Zahlungsmittel im Inland aus⸗ 


* händigte. Die Werte, auf die ſich die ſtrafbare Handlung be⸗ 


zog, waren hiernach die Forderungen aus den Wertpapierver⸗ 
käufen und die durch Einziehung der Forderungen an ihre 
Stelle getretenen Erlöſe, nicht aber die Proviſionsforderung. 
Dieſe war weder der Gegenſtand noch auch nur das Mittel 
zur Begehung der Straftat. Sie bildete nur den aus ihr ge⸗ 
zogenen Gewinn. Die Einziehung ſolcher Gewinne iſt im Gef. 
nicht geregelt, wie fie z. B. in der WuchGer VO. v. 27. Nov. 
1919 (RGBl. 1909) vorgeſehen war, in deren Art. II § 3 
Abſ. 5 und 6 ſcharf geſchieden wird zwiſchen den Gegenſtän⸗ 
den, auf die ſich die ſtrafbare Handlung (verbotene Ausfuhr 
lebenswichtiger Gegenſtände) bezieht und dem durch die ſtraf⸗ 
bare Handlung erzielten Gewinn. 

Die Wendung „auf die ſich die ſtrafbare Handlung be⸗ 
zieht“ iſt ſchon in § 18 Abſ. 1 Dev VO. gebraucht, wo be⸗ 
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ſtimmt iſt, daß die Geldſtrafe bis zum Zehnfachen des Wertes 
der Zahlungsmittel, der Forderungen in ausländiſcher Wäh⸗ 
rung, der Wertpapiere oder der Edelmetalle beträgt, auf die 
ſich die ſtrafbare Handlung bezieht. Die Aufzählung der 
Werte gibt mindeſtens einen ſtarken Anhaltspunkt dafür, daß 
die Gewinne, welche beſonders erzielt ſind, nicht zu den 
Werten gezählt wurden, auf die ſich die ſtrafbare Handlung 
bezieht. 

Hätte der Angekl. aus dem Erlös der Wertpapiere einen 
ſeinem Proviſionsanſpruch entſprechenden Geldbetrag zur Be⸗ 
friedigung ſeines Anſpruchs auf die Seite gelegt, dann hätte 
freilich dieſer Betrag eingezogen werden können, aber nicht 
aus dem Grunde, weil er die Proviſion darſtellte, ſondern weil 
er Teil des Erlöſes der verkauften Wertpapiere geweſen wäre. 

(2. Sen. v. 2. Nov. 1933; 2 D 921/33.) W.] 


7. § 146 Gen G. Der genoſſenſchaftlichen Un⸗ 
treue kann ſich ein Vorſtandsmitglied auch dann 
ſchuldig machen, wenn er nicht gerade in dieſer 
Eigenſchaft eine die Genoſſenſchaft ſchädigende 
Handlung vornimmt. Der etwa vorliegende 
formell gültige Beſchluß eines Genoſſenſchafts⸗ 
organs deckt ihn nicht. f) 

Ob die Anſicht der Str. zutrifft, der die Vergütung 
an den Aufſichtsratsvorſitzenden H. bewilligende Beſchluß der 
Generalverſammlung ſei mangels Eintragung in das Pro⸗ 
tokollbuch nichtig geweſen, kann auf ſich beruhen, da jedenfalls 


Zu 7. A. Eine Entſch. von größter Aktualität, die endlich 
Klarheit darüber ſchafft, daß ſich der Vorſtand nicht hinter den Be⸗ 
ſchluß eines Geſellſchaftsorganes verſchanzen kann. Da bei dieſer 
Frage im Schrifttum Unſicherheit herrſcht und (zu Unrecht!) meiſt 
Ausſchluß der Rechtswidrigkeit angenommen wird, ſei im folgenden 
unterſucht, welchen Einfluß ein ſolcher Beſchluß auf die ſtrafrecht⸗ 
liche Verantwortlichzeit des Vorſtandes ausüben kann. Hierbei find 
drei Fälle zu unterſcheiden: 

1. Der Aufſichtsrat beſchließt die Vornahme eines riskanten 
Geſchäfts (Hergabe eines großen Kredits, Abſchluß langfriſtiger Ver⸗ 
träge mit ſpekulativem Einſchlag uſw.), er hält ſich dabei aber im 
Rahmen „ordnungsmäßiger Geſchäftsführung“ (ſog. erlaubtes Riſiko). 
Der Vorſtand hat die Befürchtung, daß das Geſchaft fehl⸗ 
geht, z. B. daß der Kreditnehmer inſolvent wird, er führt es aber 
trotzdem aus. Geht in einem ſolchen Falle das Geld verloren und ent⸗ 
ſteht der Geſellſchaft dadurch Schaden, ſo fehlt es ſchon an der Tat⸗ 
beſtandsmäßigkeit der Untreuevorſchriften und nicht bloß an der 
Rechtswidrigkeit, wie man vielfach meint (vgl. auch Schwinge⸗ 
Siebert, Das neue Untreueſtrafrecht S. 44 ff.). Eine Maßnahme, 
die ſich innerhalb der Grenzen des erlaubten Riſikos hält wie hier der 
Beſchluß des Aufſichtsrats und die Handlung des Vorſtands, wird 
durch den $ 146 Gen®. und § 266 SGB. NF. nicht erfaßt. 
Inſofern läßt ſich ſagen, daß in derartigen Fällen der Aufſichtsrats⸗ 
beſchluß die Handlungen des Vorſtandes „deckt“. Für Strafloſigkeit 
des Vorſtandes iſt allerdings Vorausſetzung, daß er den geſchäft⸗ 
lich vielleicht gänzlich unerfahrenen Aufſichtsrat auf die feiner Anſicht 
nach beſtehenden Bedenken aufmerkſam gemacht hat. Das gehört 
zu den Pflichten, die aus dem Grundſatz ordnungsmäßiger Geſchäfts⸗ 
führung hervorgehen. 

2. Der Aufſichtsrat hält ſich nicht innerhalb der Schranken 
des erlaubten Riſikos — gewährt leichtfertig Kredite, bewilligt dem 
Vorſtand trotz ſchlechter Lage des Unternehmens übermäßig hohe Ge⸗ 
hälter, beſchließt Koſtſpielige Neubauten, für die kein unmittelbares 
Bedürfnis beſteht. Hat der Vorſtand nicht erkannt, daß darin eine 
Überſchreitung der Zuſtändigkeit des Auſſichtsrats lag, jo vermag 
die bloße Tatſache, daß der Vorſtand bei feiner Handlung einer An⸗ 
weiſung des Aufſichtsrats Folge geleiſtet hat, die Tatbeſtandsmäßigkeit 
und Rechtswidrigkeit der Ausführungstätigkeit nicht aus der Welt 
zu ſchaffen; ebenſo wie die Tätigkeit des Aufſichtsrats iſt auch die 
des Vorſtandes pflichtwidrig im Sinne der Untreuevorſchriften. 
Es iſt aber möglich, daß beim Vorſtand wegen fehlenden Bewußtſeins 
der Pflichtwidrigkeit die Schuld entfällt. 

3. Liegt der Fall ſo wie zu 2, iſt ſich der Vorſtand aber im 
klaren darüber, daß der Beſchluß des Aufſichtsrats oder der General⸗ 
verſammlung aus dem Rahmen „ordnungsmaßiger Geſchäftsführung“ 
herausfällt, und handelt er trotzdem, ſo iſt er für die eingetretene 
Schädigung der Geſellſchaft ſtrafrechtlich voll verantwortlich. Ob er 
an dem Zuſtandekommen des Beſchluſſes mitgewirkt hat oder nicht, 
iſt hierbei ohne Belang. 

Prof. Dr. Erich Schwinge, Halle a. d. S. 


B. Die in der Entſch. erörterten Fragen find nicht nur für die 
ſog. handelsrechtliche Untreue, ſondern zugleich auch für die zivil⸗ 


zugunſten des Angekl. angenommen worden iſt, daß er ihn 
für gültig gehalten hat. Die Strafbarkeit des Angekl. aus 
§ 146 Gen®. wird durch die formelle Gültigkeit des Be⸗ 
ſchluſſes nicht ausgeſchloſſen. Denn nach den Feſtſtellungen 
des angef. Urteils hat er in Kenntnis deſſen, daß die Ge⸗ 
noſſenſchaft dadurch geſchädigt werde, daß die anderen bei 
dem Beſchluſſe Mitwirkenden aber für dieſe Erkenntnis nicht 
urteilsfähig genug waren, den Generalverſammlungsbeſchluß 
herbeigeführt, um ſeinem Verſprechen gegenüber H., ihm 
etwas zuzuwenden, zu genügen, und er hat auf Grund dieſes 
Beſchluſſes an H. 450 AM gezahlt, obgleich er wußte, 
daß deſſen Tätigkeit mit 50 AM reichlich abgegolten geweſen 
wäre. In derartigen Fällen wird, ſoweit es ſich um die An⸗ 
wendung des 8 146 Gen®. handelt, ein Vorſtandsmitglied 
nicht durch einen formell gültigen Beſchluß eines Genoſſen⸗ 
ſchaftsorgans gedeckt (RGürt. I 505/28). Verfehlt iſt auch 
die Anſicht der Rev., daß ein Vorſtandsmitglied ſich nur 
dann der genoſſenſchaftlichen Untreue ſchuldig mache, wenn 
er gerade in dieſer Eigenſchaft eine die Genoſſenſchaft ſchädi⸗ 
gende Handlung vorgenommen habe. Es wird ihr gegenüber 
auf RGSSt. 58, 391 verwieſen. Dafür, daß die Str. bei 
Prüfung der Angemeſſenheit der Vergütung von rechts⸗ 
irrigen Erwägungen ausgegangen ſei, fehlt jeder Anhalt. 
Die Rev. irrt auch, wenn ſie meint, daß ein Vorſtands⸗ 
mitglied ſich durch die Annahme eines übermäßig hohen, 
aber vom Aufſichtsrat bewilligten Gehalts nicht ſtrafbar 
machen könne. In dem bereits erwähnten Urt. I 505/28 iſt 


rechtliche Haftung des Vorſtandes (8 241 HGB., 843 GmbH., 
$ 34 Gen.) von erheblicher Bedeutung. 

1. Erfreulicherweiſe hat das RG. ſich erneut zu der Anſicht 
bekannt, daß es für die Beſtrafung nach § 146 Gen®. und auch den 
anderen Sondertatbeſtänden der ſog. handelsrechtlichen Untreue nicht 
darauf ankommt, ob der Täter gerade in ſeiner Eigenſchaft als Vor⸗ 
ſtands⸗ oder Auſſichtsratsmitglied gehandelt hat (val. hierzu die 
Entſch. IW. 1933, 2290, zu der in der Anm. für die nähere Be⸗ 
gründung auf Schwinge⸗Siebert, Das neue Untreueſtrafrecht 
S. 49 f. verwieſen werden konnte; übereinſtimmend neueſtens Staub⸗ 
Pinner [Eb. Schmidt], 14. Aufl., Anm. 10 zu § 312 HGB.). 
Für die zivilrechtliche Haftung gilt der gleiche Grundſatz, da es zur 
Obliegenheit des Vorſtands⸗ oder Aufſichtsratsmitgliedes gehört, in 
erſter Linie das Intereſſe der Geſellſchaft zu wahren (vgl. R.: JW. 
1932, 2279 — der ſtrafrechtliche Teil dieſer Entſch. iſt aller⸗ 
dings abzulehnen). 

2. Die Entſch. behandelt dann weiter die Frage, ob der „formell 
gültige“ Beſchluß eines Organs der Genoſſenſchaft ein Handeln zum 
Nachteil der Genoſſenſchaft ausſchließen kann. Die Frage wird ver⸗ 
neint, wenn die anderen bei dem Beſchluſſe Mitwirkenden für die 
Erkenntnis der Schädlichkeit nicht urteilsfähig genug oder „ſchwach“ 
und „dem Täter ergeben“ waren und der Täter dies wußte. Dieſes 
Ergebnis erſcheint zutreffend; es muß mit dem Begriff der ordnungs⸗ 
mäßigen Geſchäftsführung als einer Frage der Tatbeſtandsmäßigkeit 
begründet werden (vgl. Anm. A). 

Auch hier beſteht eine fachliche Übereinſtimmung mit der zivil⸗ 
rechtlichen Haftung. Bei Handlungen, die nicht immer und nicht ohne 
weiteres eine Verletzung der Obliegenheiten des Vorſtandes darſtellen, 
ſpielt die Sorgfalt eines ordentlichen Geſchäftsmannes für die zivil⸗ 
rechtliche Haftung die gleiche Rolle wie die ordnungsmäßige Ge⸗ 
ſchäftsführung bei dem Untreuetatbeſtand. So braucht z. B. die An⸗ 
nahme eines beſonders hohen Gehalts nicht immer pflichtwidrig zu 
ſein; ſicher aber liegt ſie dann außerhalb der Sorgfalt eines ordent⸗ 
lichen Geſchäftsmannes und außerhalb des Rahmens ordnungsmäßiger 
Geſchäftsführung, wenn, wie im vorl. Falle, nach der Art des Unter- 
nehmens und der allgemeinen Wirtſchaftslage ein ſo hoher Betrag 

„nicht herausgewirtſchaftet werden konnte, was dem Täter bekannt 
war. Ein formell gültiger Beſchluß des Aufſichtsrats vermag dann 
die Pflichtwidrigkeit der Handlung nicht zu beſeitigen. 

Mit dieſer Begründung wird für die Bedeutung zuſtimmender 
Beſchlüſſe der Organe unter dem Geſichtspunkt der Untreue und des 
Schadenserſatzes eine klare Methode gewonnen und gleichzeitig die 
hier notwendige Elaſtizität der Entſch. erreicht. Wenn der Täter zur 
Ausführung eines Beſchluſſes verpflichtet iſt, an deſſen Zuſtande⸗ 
kommen er unbeteiligt war oder vor dem er vielleicht ſogar gewarnt 
hatte, ſo hat er mit der Sorgfalt eines ordentlichen Geſchäftsmannes 
und im Rahmen orönungsmäßiger Geſchäftsführung gehandelt (vgl. 
auch Staub⸗Pinner, Anm. 4, 5 zu 8 241, Anm. 16 zu 8312 
HGB.). Im vorl. Falle dagegen konnten die Beſchlüſſe der Organe 
den Täter in keiner Weiſe entlaſten, da nach den tatſächlichen Um⸗ 
ſtänden von einem pflichtmäßigen Handeln keine Rede fein Konnte, 
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vielmehr — für die Akt., aber ebenſo gültig für die ein⸗ 
getragene Genoſſenſchaft — ausgeſprochen, daß der ſtrafbare 
Tatbeſtand der Untreue ohne Zweifel dann gegeben ift, wenn 
das Vorſtandsmitglied in Kenntnis deſſen, daß nach der Art 
des Unternehmens oder der allgemeinen Wirtſchaftslage ein 
ſo hoher Betrag nicht herausgewirtſchaftet werden kann, 
einen ſchwachen und ihm ergebenen Aufſichtsrat für die Be⸗ 
willigung unangemeſſen hoher Bezüge zu gewinnen verſteht. 
So lag der Fall auch hier, und der Angekl. iſt ſich auch be⸗ 
wußt geweſen, daß die bewilligte und entnommene Vergütung 
weit übertrieben und etwa doppelt ſo hoch war wie die ihm 
gebührende. 


(Jer Sen. v. 10. Aug. 1933; 1 D 603/33.) W.] 


II. Verfahren. 


8. 8265 A bſ. 3 StPO. Falls nicht neue Tat⸗ 
ſachen herangezogen und verwertet werden, ſon⸗ 
dern dem Angekl. nur die Möglichkeit einer von 
dem Eröffnungsbeſchluß abweichenden rechtli⸗ 
chen Beurteilung der ſchon in der Anklage an⸗ 
geführten Tatſachen bekanntgegeben wird, hängt 
die Entſch., ob Anlaß zu einer Vertagung ebeſtehe, 
allein von dem pflichtmäßigen Ermeſſen des er⸗ 
kennenden Gerichts ab. 

Das Schw. hat den Vertagungsantrag des Verteidigers 
mit der Begr. abgelehnt, daß in der Hauptverhandlung keine 
neuen Umſtände hervorgetreten ſeien, die nicht ſchon in der 
Anklage gewürdigt wären. Dieſe Erwägung rechtfertigte den 
erlaſſenen Beſchl., da ſie das Vorliegen der Vorausſetzung 
verneint, die gerade vorhanden fein muß, wenn der Angekl. 
auf Grund des 8 265 Abs. 3 StPO. einen Anſpruch auf Aus⸗ 
ſetzung der Hauptverhandlung haben ſoll. Daß etwa die kund⸗ 
gegebene Auffaſſung des SchwG. irrig geweſen ſei, läßt ſich 
aus dem Akteninhalt nicht entnehmen und wird auch in der 
RevBegr. nicht behauptet. Weder in dieſer noch in der 
Hauptverhandlung vor oder nach der Verkündung des Beſchl. 
hat der BeſchwF. auf irgendeine Tatſache hingewieſen, die 
nach ſeiner Anſicht neu ſein ſollte. Nach dem eigenen Vor⸗ 
bringen der Rev. lag vielmehr das Neue, das die Veranlaſſung 
zu dem Vertagungsantrage bot, nicht in der Heranziehung 
und Verwertung neuer Tatſachen, ſondern lediglich in der 
bekanntgegebenen Möglichkeit einer von dem Eröffnungsbeſchl. 
abweichenden rechtlichen Beurteilung der ſchon in der Anklage 
angeführten Tatſachen. Bei ſolcher Sachlage hing die Entſch., 
ob Anlaß zu einer Vertagung beſtehe, wie ſonſt allein von dem 
pflichtmäßigen Ermeſſen des erkennenden Gerichts ab (RGSt. 
52, 250). 


(2. Sen. v. 20. Nov. 1933; 2D 1171/38.) Ion. 


*g. 8337 StPO.; 8 4 Abſ. 2 Geſ., betr. Entſch. 
im Wiederaufnahmeverfahren Freigeſproche⸗ 
ner, v. 20. Mai 1898 (RG Bl. 345). Der Angekl. kann 
nicht zur Reviſion ziehen, daß er im Urteils⸗ 
ſatze vom BG. freigeſprochen, in den Urteils⸗ 
gründen dagegen für ſchuldig befunden wurde. — 
über die Entſchädigungspflicht des Staates hat 
nach Durchführung des Wiederaufnahmeverfah⸗ 
rens nur dey letzte Tatrichter zu entſcheiden, und 
zwar zugleich mit dem Urteil durch einen beſon⸗ 
deren Beſchluß, der auch nicht im Wege der Re⸗ 
viſion gegen das Urteil anfechtbar iſt. f) 

Der Angekl., der wegen gewerbsmäßiger Hehlerei zu 
Zuchthaus verurteilt worden war, iſt im Wiederaufnahmever⸗ 
fahren von dem erweit. Schöff®. freigeſprochen worden. Das 


Zu 9. Die vorliegende Entſch. gibt nach den verſchiedenſten 
Richtungen Anlaß zu Bedenken. 

I. 1. Zunächſt iſt das BU. der großen Strͤ., fo wie es er⸗ 
gangen iſt, zweifellos unrichtig, und es iſt der Fehler, den die 
Str. gemacht hat, offenbar in der bewußten Abſicht gemacht, an 
den Entſchädigungsbeſchluß des erweiterten Schöff®. herankommen zu 
Können. Es iſt auch nicht möglich, den Willen der Str. einfach un⸗ 
berückſichtigt zu laſſen, und in dem die Aufhebung des ſchöffengericht⸗ 
lichen Teiles des Urteilstenors lediglich eine Beweiserwägung der Stra. 


Schöff GG. war der Anſicht, „ein begründeter, über bloße Emp⸗ 
findungen hinausgehender Verdacht könne nicht mehr aufrecht⸗ 
erhalten werden“, und hat der Staatskaſſe nicht nur die Koſten 
des Verfahrens, ſondern auch die dem Angekl. erwachſenen 
notwendigen Auslagen auferlegt. 

Auf die Ber. der St A., die auf Verurteilung des Angekl. 
gerichtet war, hat die große Str. folgendes Urteil erlaſſen: 
„Die Ber. der StA. wird mit folgender Maßgabe verworfen: 
Das angef. Urt. wird inſoweit aufgehoben, als der Angekl. 
wegen nichtbegründeten Tatverdachts freigeſprochen worden 
iſt; vielmehr erfolgt die Freiſprechung wegen nicht völlig aus⸗ 
reichenden Beweiſes. Die Koſten des Verfahrens trägt die 
Staatskaſſe. Die dem Angekl. in dem geſamten Verfahren 
erwachſenen Auslagen hat er jedoch ſelbſt zu tragen.“ 

Es fragt ſich, ob dieſes Urt. den Angekl. beſchwert, ſo 
daß er dagegen Rev. einlegen kann. 

a) In der Freiſprechung mangels ausreichenden Schuld⸗ 
beweiſes liegt eine ſolche Beſchwer nicht. Denn der Angekl. 
hat keinen rechtlich begründeten Anſpruch darauf, die 
Schuldfrage gerade aus dem von ihm gewünſchten Grunde 
verneint zu ſehen. Aufgabe des Strafprozeſſes iſt vielmehr 
nur die Feſtſtellung, ob der geltend gemachte ſtaatliche An⸗ 
ſpruch auf Schuldigſprechung und Beſtrafung beſteht oder nicht 
beſteht. Wird der Angekl. von Schuld und Strafe, ſei es auch 
nur mangels ausreichenden Beweiſes, freigeſprochen, ſo ſteht 
feſt, daß ein ſtaatlicher Strafanſpruch nicht beſteht, nicht be⸗ 
ſtanden hat und auch — von 8$ 362 ff. StPO. abgeſehen — 
in Zukunft nicht geltend gemacht werden kann. 

b) Es beſteht auch nicht etwa, wie die Rev. behauptet, 
inſofern ein Widerſpruch, als die Str. den Angekl. zwar 
für ſchuldig erkläre, aber trotzdem freiſpreche. Das BG. iſt 
allerdings auf Grund der erhobenen Beweiſe von 
der Schuld des Angekl. überzeugt, findet in dem bisherigen 
Ergebnis jedoch um deswillen keine zur Verurteilung aus⸗ 
reichende Grundlage, weil der Angekl. noch weitere Beweis⸗ 
erhebungen beantragt habe. Ob bei der gegebenen Verfahrens⸗ 
lage die Freiſprechung des Angekl. gerechtfertigt war oder ob 
nicht vielmehr die Str. — von ihrem Standpunkt aus — 
die ſämtlichen Beweisanträge als nicht ernſtlich gemeint, ſon⸗ 
dern lediglich als in Verſchleppungsabſicht geſtellt („zur 
Sabotage der Verhandlung“) auch ohne Heranziehung des 
§ 1 Art. 3 Kap. I des erſten Teils VO. v. 14. Juni 1932 
(RGBl. 285) kurzerhand mit den ſich hieraus für die 
Schuldfrage ergebenden Folgen hätte ablehnen müſ⸗ 
fen, ſteht nach der Zurücknahme der Rev. der StA. nicht 
mehr zur Entſch. Zur Beurteilung der Rev. des Angekl. iſt 
mur die Tatſache von Bedeutung, daß die Strͤ. den BeſchwF. 
nicht, wie die Rev. behauptet, im Widerſpruch zum Urteils⸗ 
ſatze in den Gründen für ſchuldig erklärt, vielmehr zu ſeinen 
Gunſten eine ſolche Schuldigerklärung ausdrücklich ablehnt. 

c) ©) Auch in der Faſſung der Urteilsformel iſt keine 
zur Rev. berechtigende Beſchwer des Angekl. zu finden. Be⸗ 
ſtimmungen über den entſcheidenden Teil der BU. enthält, ab⸗ 
geſehen von dem hier nicht in Betracht kommenden 8 329, 
lediglich S 328 StPO. Dort iſt jedoch nur geſagt, wie die 
Entſch. zu lauten hat, wenn die Berufung für begründet be⸗ 
funden wird. Für den gegenteiligen Fall iſt eine beſtimmte 
Formel nicht vorgeſchrieben; es iſt jedoch üblich und auch 
zweckmäßig, ſolchenfalls „die Berufung zu verwerfen“. Die 
Str. hat ſich an dieſe Übung gehalten, dabei aber der „Ver⸗ 
werfung der Berufung der StA.“ u. a. die „Maßgabe“ bei⸗ 
gefügt, das ſchöffengerichtliche Urt. werde „inſoweit aufge⸗ 
hoben“, als der Angekl. im Gegenſatz zur Auffaſſung des 
erſten Richters nicht „wegen nichtbegründeten Tatverdachts“, 
ſondern „wegen nicht völlig ausreichenden Beweiſes“ frei⸗ 
geſprochen werde. Es wird ſomit eine aus den Urteilsgründen 


erblicken zu wollen. Die Str. hat ganz einwandsfrei das angefochtene 
Urt. teilweiſe aufheben wollen. Die Frage iſt mithin nur, ob das Urt. 
dieſe Wirkung gehabt hat, oder ob unter den vorliegenden Umſtänden 
die Str. das Urt. nicht etwa nicht aufheben durfte, was ja ſelbſt⸗ 
verſtändlich iſt, ſondern überhaupt nicht aufheben konnte. Das letz⸗ 
tere iſt zu verneinen. Das Urt. des SchöffGG. ſteht in der Berufungs⸗ 
verhandlung zur Entſcheidung der Strͤ. Sie hat die volle Gewalt, es 
aufzuheben, wenn ſie dies für richtig hält, und ſoweit ſie dies für 
notwendig erachtet. Ihre Entſcheidungsakte unterftehen gegebenenfalls 
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erſichtliche und dort näher erörterte Beweiserwägung in dem 
Urteilsſatze beſonders erwähnt. Dies entſpricht nicht der bereits 
erwähnten Übung, mag auch unzweckmäßig, jedenfalls über⸗ 
flüſſig fein, beſchwert jedoch den Angekl. nicht. Daß es ſich 
inſoweit nicht um eine Aufhebung des ſchöffengerichtlichen 
Urteils, ſondern nur um eine Beweiserwägung der Str. 
handelt, iſt ohne weiteres erſichtlich. 

6) Die Rev. macht geltend, „im ſpäteren Entſchädigungs⸗ 
verfahren“ könne das Zivilgericht vielleicht aus der Faſſung 
der Urteilsformel den Schluß ziehen, „es ſei auch die formelle 
Vorausſetzung für die Aufhebung des vom Schöff GG. erlaſſenen 
Entſchädigungsbeſchluſſes für unſchuldi g erlittene 
Strafhaft gegeben“. Hierbei hat der Verteidiger § 4 Abſ. 2 
Satz 3 Geſ., betr. Entſchädigung im Wiederaufnahme⸗ 
verfahren freigeſprochener Perſonen, v. 20. Mai 
1898 im Auge. Danach tritt der Beſchluß, den das im 
Wiederaufnahmeverfahren erkennende Gericht über die etwaige 
Entſchädigungspflicht des Staates erlaſſen hat, außer Kraft, 
wenn das ihm zugrunde liegende Urt. „aufgehoben“ wird. 
Die Befürchtung des Verteidigers, inſoweit könne dem Angekl. 
aus der Faſſung der Formel des BU. ein Nachteil 
entſtehen, iſt jedoch unbegründet. Denn für die Frage der 
Entſchädigungspflicht des Staates iſt weder die Urteilsformel 
der Strͤ., noch der Beſchluß des Schöff®., ſondern allein 
der Beſchluß maßgebend, den die Stra. auf Grund des Er⸗ 
gebniſſes der Berufungsverhandlung zu erlaſſen hatte. 
Wenn das Geſ. v. 20. Mai 1898 ausdrücklich nur be⸗ 
ſtimmt, daß der Beſchluß mit der Aufhebung des Urt. hin⸗ 
fällig werde, ſo folgt daraus nicht, daß der Beſchluß in allen 
übrigen Fällen ein für allemal aufrechterhalten bleiben ſoll, 
alſo auch dann, wenn die Berufungsverhandlung zwar 
wiederum zur Freiſprechung, aber nicht mehr zur Feſtſtellung 
der Vorausſetzungen führt, die nach § 1 Gef. die Entſchädi⸗ 
gungspflicht des Staates begründen. Dasſelbe gilt übrigens 
auch für den umgekehrten Fall, daß der erſtinſtanzliche Richter 
die Entſchädigungspflicht des Staates verneint hat, die Be⸗ 


der Entſcheidung durch das Revch., und dieſes hat zu prüfen, ob die 
natürlich zunächſt nur bedingt erfolgte Aufhebung zu Recht oder zu 
Unrecht erfolgt iſt, ein Satz, der deutlich beweiſt, daß auch die zu 
Unrecht erfolgte Aufhebung Aufhebung mit allen vom Geſetz vor⸗ 
geſehenen Wirkungen ift. Der Verſuch des RG., die Entſch. zu 
behandeln, als ob ſie keine Aufhebung ſei, bedeutet eine Als⸗Ob⸗ 
Entſcheidung. Es ſieht aus, als ob eine Entſch. ergangen ſei, die in 
Wahrheit gar nicht ergangen iſt; ſie ignoriert damit die Entſch., wie 
ſie wirklich gewollt und daher auch ergangen iſt. 

2. Iſt ſo die Entſch. des RG. ſchon aus methodologiſchen Gründen 
ſehr bedenklich, ſo ſcheinen mir die Ausführungen des RG. über den 
möglichen Inhalt eines die Berufung verwerfenden Urteiles ebenfalls 
höchſt anfechtbar zu ſein. Urteile ſind Willensakte der Gerichte, die 
zwar ſelbſtverſtändlich auf einer Begründung beruhen, die aber eben 
als Willensakte nichts mit ihrer Begründung zu tun haben. Enthält 
doch die Begründung nur die Darlegung der das Gericht beſtimmen⸗ 
den tatſächlichen und rechtlichen Momente, die zu dem Willensakt des 
Gerichtes geführt haben. Der Willensakt iſt in feinen Möglichkeiten 
vom Geſetz genau umgrenzt, und die Handlung des Gerichts erſter 
Inſtanz kann daher nur in der Verurteilung zu einer beſtimmten 
Strafe (die Strafkompenſation kann hier außer Betracht bleiben), in 
der Freiſprechung (materielle Entbindung des Angekl. von der An⸗ 
klage) und der Einſtellung des Verfahrens (formelle Entbindung von der 
Anklage) beſtehen. In der Ber Inſt. kann das Gericht nur ſo handeln, 
daß es die Berufung verwirft oder das angefochtene Urt. aufhebt und 
nunmehr der Sachlage entſprechend weiter handelt. Da die Handlung 
des Gerichtes durch wörtliche Erklärung erfolgt, beſteht das eigent⸗ 
liche Urt. als Handlung des Gerichtes nur in der Erklärung deſſen, 
was handelnd geſchieht, nicht aber in der Erklärung, warum es ge⸗ 
ſchieht. Dabei iſt zu beachten, daß der Urteilsbegriff des § 275 StPO. 
nicht der reine Handlungsbegriff iſt, wie wir ihn im vorſtehenden ent⸗ 
wickelt haben. In 8 275 wird das geſchriebene Urt. gemeint, das doch 
nur eine Art protokollariſcher Wiederholung der gefällten Entſch. iſt, 
um ſie und ihre Gründe aktenkundig zu machen. Wenn in dieſem 
ſchriftlichen Urt. Fehler ſo vorkommen, daß Begründungen in den 
Tenor aufgenommen werden (dies iſt nicht nur unzweckmäßig, wie das 
RG. vermeint, ſondern einfach unzulaſſig, wie die ſcharfe Trennung 
von Urteil und Urteilsgründen beweiſt, die wir allerorten in der 
StpO., jo namentlich in § 267, finden), jo iſt das eine ganz andere 
Frage als die, auf die es hier allein ankommt, ob das BG. das an⸗ 
gefochtene Urt. fo, wenn auch nur teilweiſe, aufheben konnte, daß es 
die Begründung beſeitigte, von der das erſte Urt. ausgegangen war, 
und ſie durch eine eigene, übrigens, wie wir noch ſehen werden, höchſt 
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rufungsverhandlung dagegen zur Feſtſtellung der im § 1 er⸗ 
wähnten Vorausſetzungen führt. Um jeden Zweifel in dieſer 
Richtung auszuſchließen, beſtimmt das Geſ. v. 14. Juli 1904 
(RGBl. 321) in 8 4 Abſ. 2, daß, wenn auf ein gegen das 
Urt. eingelegtes Rechtsmittel von neuem auf Freiſprechung 
erkannt werde, von dem erkennenden Gericht auch von neuem 
über die Entſchädigungspflicht des Staates zu beſchließen ſei. 
Die Neuerung gegenüber dem Geſ. v. 20. Mai 1898 beſteht 
hiernach im weſentlichen darin, daß über die Pflicht des Staa⸗ 
tes zur Entſchädigung für unſchuldig erlittene Unterſuchungs⸗ 
haft das BG. — oder das Gericht, an das die Sache gemäß 
8 354 Abſ. 2 StPO. zurückverwieſen wird (vgl. RGSt. 39, 
291) — bei wiederholter Freiſprechung grundſätzlich einen 
neuen Beſchluß zu erlaſſen hat, alſo auch dann, wenn das Er⸗ 
gebnis der neuen Verhandlung ſich mit demjenigen der frühe⸗ 
ren vollſtändig deckt, mithin auch der neue Beſchluß mit dem 
früheren inhaltlich übereinſtimmt. Die Begründung des Entw. 
des Gef. v. 14. Juli 1904 (zu 8 4) ſagt hierzu u. a. folgendes: 
„In einer Beziehung war eine Ergänzung der Vorſchriften 
des Geſ. v. 20. Mai 1898 geboten. Während es nämlich für 
das Wiederaufnahmeverfahren nicht erforderlich erſchien, 
den Fall beſonders zu berückſichtigen, daß das in dieſem 
Verfahren ergehende Urt. durch ein Rechtsmittel erfolglos an⸗ 
gefochten wird, können hier die häufigen Fälle nicht außer 
Betracht bleiben, in denen gegen die den Verhafteten frei⸗ 
ſprechende . Entſch. ein Rechtsmittel eingelegt wird, ohne 
daß die Anrufung der höheren Inſtanz in der Hauptſache 
ein abweichendes Ergebnis erzielt. Für dieſe Fälle bedarf es 
einer beſonderen Beſtimmung, nach welcher der neben der an⸗ 
gefochtenen Entſch ergangene Beſchluß über die Entſchädigungs⸗ 
verpflichtung für das auf das Rechtsmittel erkennende Gericht 
nicht unter allen Umſtänden maßgebend iſt. Dieſes Gericht 
hat vielmehr, ſofern es in der Sache ſelbſt von neuem erkennt 
und dabei gleichfalls zur Freiſprechung ... des Verhafteten 
gelangt, auf Grund der ihm nunmehr vorliegenden Be⸗ 
weiſe nach Maßgabe der vielleicht veränderten Sach⸗ 


fragwürdige Begründung erſetzte. Daß es dies nicht kann, liegt auf 
der Hand. Denn das BG. kann nur die Handlungen des erſten Rich⸗ 
ters billigen (dann verwirft es die Berufung) oder es will, daß anders 
gehandelt werde und handelt ſelbſt entſprechend (dann hebt es das Urt. 
auf). Aber ſich mit der Handlung des Richters einverſtanden zu er⸗ 
klären und trozdem das Urt. des Vorderrichters, das doch, wie wir 
geſehen haben, gerade in dieſer Handlung beſteht, teilweiſe aufzuheben, 
iſt ein Ding der Unmöglichkeit. So ſtellt ſich mithin das Vorgehen 
des BG. zweifellos als ein rechtlich fehlerhaftes dar, und es entſteht 
nunmehr die Frage, ob durch den Fehler, der gemacht iſt, der Angekl. 
beſchwert iſt. ö 

II. 1. Hier kommt nun die Frage zur Entſcheidung, ob dieſe 
Beſchwer darin zu erblicken iſt, daß durch die Aufhebung des erſt⸗ 
inſtanzlichen Urt. der vom Schöffch. erlaſſene Beſchl. gem. § 4 Abſ. 2 
Satz 3 Geſ. betr. die Entſchädigung der im Wiederaufnahmeverfahren 
freigeſprochenen Perſonen v. 20. Mai 1898 automatiſch außer Kraft tritt. 
Ich laſſe dahingeſtellt, wieweit die Beſtimmung des $4 Anwendung bei 
einer wie hier nur teilweiſe erfolgten Aufhebung des erſtinſtanzlichen 
Urt. Anwendung finden kann. Ich ſtimme des weiteren mit dem RG. 
dahin überein, daß, wenn eine Aufhebung des Beſchl. tatſächlich er⸗ 
folgt iſt, dann in dem Urt. der Str$. eine Beſchwer enthalten iſt, die 
zu einer Aufhebung des Urt. zugunſten des Angekl. zwingen würde. 
Das RS. ſucht nun hier jo zu helfen, daß es den Satz aufſtellt, der 
dem Geſ. v. 1898 immanent ſei, daß über die Entſchädigungspflicht 
des Staates endgültig nur der letzte Tatrichter zu entſcheiden habe, 
wie er ja auch — Berufungsverfahren ſei novum judicium — allein 
in der Lage ſei, zu entſcheiden. Das RG. beruft ſich dabei auf 8 4 
Abt. 2 RGef. betr. Entſchädigung für unſchuldig erlittene Unterſuchungs⸗ 
haft v. 14. Juli 1904, das ausdrücklich beſtimmt, daß, wenn auf ein 
gegen das erſte Urt. eingelegtes Rechtsmittel aufs neue auf Frei⸗ 
ſprechung erkannt wird, von neuem auch über den Entſchädigungs⸗ 
anſpruch erkannt werden muß. 

Alles, was nun das RO. zur Begründung feiner Auffaſſung ſagt, 
iſt de lege ferenda zweifellos richtig. Leider iſt aber ſeine Anſicht 
der lex lata gegenüber einfach nicht durchzuführen. Dies beweiſt die 
Entſtehungsgeſchichte des § 4 Abſ. 2 RGeſ. v. 14. Juli 1904 ſo deut⸗ 
lich, daß es eigentlich ein wenig befremdet, wenn das RG. die doch 
wirklich unmißverſtändlichen Motive zum 8 4 Abſ. 2 als Beweis für 
feine Auffaſſung verwendet. § 4 Abſ. 2 Satz 3 RGeſ. v. 20. Mai 
1898, auf den es hier allein ankommt, iſt dem Wortlaut nach ganz 
klar. Er beſagt, daß der Entſchädigungsbeſchluß des Wiederaufnahme⸗ 
gerichtes nur dann außer Kraft tritt, aber dann auch ohne weiteres, 
wenn das Urt. des Wiederaufnahmegerichtes aufgehoben werde. Er 
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lage von neuem über die Entſchädigungspflicht zu ent⸗ 
ſcheiden ... 

Dem Sinn und Zweck dieſer Vorſchrift entſprechend be⸗ 
ſtimmt das Geſ. v. 14. Juli 1904 in § 4 Abſ. 3 Satz 1, daß 
der Beſchluß erſt zuzuſtellen ſei, ſobald das Urt. rechtskräftig 
geworden ſei. 5 

Man hat hiernach für die Fälle der Freiſprechung des 
Angekl. nach erlittener Unterſuchungshaft — erſichtlich zur 
Vermeidung von Weiterungen, Mißverſtändniſſen und Ver⸗ 
ſäumniſſen (vgl. RGSt. 39, 297) — eine allgemeine — aus⸗ 
drückliche — Regelung des Verfahrens für erforderlich ge⸗ 
halten („Ergänzung“), während für die verhältnismäßig ſel⸗ 
tenen Fälle der Freiſprechung im Wiederaufnahmeverfahren 
ein Bedürfnis zu einer ſolchen ausdrücklichen Anordnung 
nicht beſtand. Dies berührt aber nicht den auch für den Bereich 
des Geſ. v. 20. Mai 1898 geltenden — zwar ungeſchriebenen, 
ſich aber unmittelbar aus der Natur der Sache ergebenden — 
Grundſatz, daß über die Entſchädigungspflicht des Staates 
endgültig nur der letzte Tatrichter zu entſcheiden 
hat und entſcheiden kann. 

In den zur Anwendung des Geſ. v. 14. Juli 1904 er⸗ 
gangenen Urt. (RGSt. 39, 291; 53, 350) iſt darauf hin⸗ 
gewieſen, daß die Entſchädigungspflicht nicht auf Grund eines 
ſelbſtändigen Beweisverfahrens ausgeſprochen, ſondern durch 
die Beweisaufnahme zur Hauptſache beſchafft werde. Das gilt 
genau ebenſo für die Anwendung des Gej. v. 20. Mai 1898. 
Schon damit ergibt ſich der enge innere Zuſammenhang zwi⸗ 
ſchen den Entſch. zur Hauptſache und über die Entſchädigungs⸗ 
pflicht, die nur aus techniſchen Gründen äußerlich voneinander 
getrennt ſind. Eine Berufung, die in der Hauptſache eingelegt 
wird, zieht ein „novum indicium“ auf Grund neuer tatſäch⸗ 
licher Feſtſtellungen nach ſich. Das erſtinſtanzliche Urt. und 
die tatſächlichen Feſtſtellungen, auf denen es beruht, werden 
durch zuläſſige Einlegung der Berufung hinfällig; ſie werden 
durch die neuen felbftändigen Feſtſtellungen des zweiten 
Rechtszugs erſetzt. Der Geſetzgeber würde bei dieſer Sachlage 
einen unerträglichen Zwieſpalt in das Strafverfahren herein⸗ 
getragen haben, wenn er jene erſtinſtanzlichen Feſtſtellungen, 
die damit als Grundlage für die Entſch. zur Hauptſache weg⸗ 
gefallen ſind, nach wie vor als die für die Entſchädigungs⸗ 


fagt aber mit keinem Wort, daß der letzte Tatrichter ſtets zu ent⸗ 
ſcheiden habe, und er kann auch von dieſer Auffaſſung gar nicht aus⸗ 
gegangen ſein, da ja dann der Satz 3 überhaupt gar nicht notwendig, 
ja ſogar höchſt überflüffig geweſen wäre. Von einem allgemeinen Satz, 
wie ihn das RG. aufſtellt, und wie er dem RGeſ. v. 20. Mai 1898 
immanent ſein ſoll, kann daher gar keine Rede ſein. Das Geſetz hat 
vielmehr den Saß aufgeſtellt, der ſich poſitiv aus der negativen Faſſung 
des 8 4 Abf. 2 Satz 3 ergibt, daß falls die Berufung verworfen wird, 
der Entſchädigungsbeſchluß rechtsbeſtändig bleibt. Daß dies die Auf⸗ 
faſſung auch des Geſetzgebers war, ergibt ſich aus der abweichenden 
Beſtimmung des RGej. v. 14. Juli 1904. Man hatte eben erkannt, 
daß das RGeſ. v. 1898 eine Regelung enthielt, die bei den ſelteneren 
Fällen des Wiederaufnahmeverfahrens erträglich, bei den überaus 
häufigen Fällen der Unterſuchungshaft unerträglich war. Deshalb 
„ergänzte“ man das RGeſ. v. 1904 durch eine Vorſchrift, die in dem 
Geſ. v. 1898 noch nicht enthalten war, und man ſetzte ſich damit, wie 
die in der Entſch. abgedruckte Begründung wirklich einwandsfrei ergibt, 
in einen bewußten Gegenſatz zu dem Geſ. v. 1898, deſſen Regelung 
man eben nicht übernahm. Es iſt ein vergeßliches Bemühen des Rh., 
erftmalig in dem Gef. v. 1904 auftretende Rechtsgedanken rückwirkend 
in das RGeſ. v. 1898 hineininterpretieren zu wollen. Das Reſultat, zu 
dem wir gelangen, iſt daher, daß, falls die Berufung verworfen wird, 
einerlei aus welchen Gründen dies geſchieht, der Berg. niemals in 
der Lage iſt, über den Entſchädigungsanſpruch neu zu entſcheiden. 
Das mag ein bedenkliches Reſultat de lege ferenda fein, dogmatiſch 
halte ich es für das einzig mögliche. b 

2. Iſt aber das Reſultat de lege ferenda bedenklich, wie ich 
ohne weiteres zugebe, ſo dürfte es ſich empfehlen, im Wege der Geſetz⸗ 
gebung das Geſ. von 1898 dem von 1904 anzupaſſen, um ſo den 
bon RG. aufgeſtellten, kritiſch beachtenswerten Satz in einem Geſetz zu 
verankern, in dem er heute noch nicht enthalten iſt. Bei der heute ſo 
vereinfachten Geſetzgebung iſt dieſer Weg ohne jede Mühe möglich. Auf 
dieſe Weiſe Abhilfe zu ſchaffen, iſt doch ſicher auch methodologiſch rich⸗ 
tiger, als mit einer gequälten Interpretation einem Geſetz einen Ge⸗ 
danken aufzwingen zu wollen, den dieſes klar erkennbar eben nicht enthält, 
und damit die Kritik geradezu zu zwingen, Entſcheidungen abzulehnen, 
deren Entſcheidungsgehalt de lege ferenda durchaus anerkannt wer⸗ 
den kann. Sollte hier wirklich mehr notwendig ſein als ein kurzes 
Schreiben des RG. an das RM., um eine Geſetzesänderung herbei⸗ 


frage entſcheidenden hätte gelten laſſen. Vielmehr müſſen wie 
zunächſt die in erſter Inſtanz getroffenen, ſo ſpäter die in 
der BerInſt. erzielten tatſächlichen Feſtſtellungen als die 
gemeinſchaftliche Grundlage beider Entſch. betrachtet werden, 
weil es ein Unding ſein würde, wenn als Ergebnis des auf 
Feſtſtellung der materiellen Wahrheit gerichteten Strafverfah⸗ 
rens zwei unabhängig voneinander feſtgeſtellte und in vielen 
Fällen voneinander abweichende Sachverhalte ſich als Träger 
der über dieſelbe Beſchuldigung ergangenen Entſch. zur 
Hauptſache und zur Entſcheidungspflicht gegenüberſtänden. Sit 
aber das von dem letzten Tatrichter gewonnene Verhandlungs⸗ 
ergebnis gleichzeitig auch als die Grundlage für die Entſch. 
nach dem Geſ. v. 20. Mai 1898 anzuſehen, jo ergibt ſich 
weiter aus dem Erfordernis der Übereinſtimmung von Ent⸗ 
ſcheidungsſatz und Entſcheidungsgründen als ſelbſtverſtänd⸗ 
lich, daß er berechtigt und verpflichtet ſein muß, dieſem Er⸗ 
gebnis die Entſch. ſelbſt anzupaſſen, alſo ſeinerſeits die Ver⸗ 
pflichtung der Staatskaſſe gem. § 4 Gef. bindend zu verneinen, 
wenn nach dem von ihm feſtgeſtellten Sachverhalt ſich weder 
die Unſchuld des Verurteilten ergeben hat noch dargetan iſt, 
daß ein begründeter Verdacht gegen den Angekl. nicht mehr 
vorliegt. 

Auf dieſe Frage mußte eingegangen werden, weil der 
Angekl. geltend gemacht hat, inſoweit beſchwert zu ſein. Die 
Erörterung war jedoch auf die hierbei in Betracht kom⸗ 
menden grundſätzlichen Geſichtspunkte zu beſchränken. Im 
übrigen iſt darauf hinzuweiſen, daß das erkennende Gericht 
über die Entſchädigungspflicht des Staates zwar zugleich mit 
dem Urt., aber durch einen jedem Rechtsmittelangriff entzoge⸗ 
nen Beſchluß zu entſcheiden hat (§ 4 Abſ. 2 Geſ. v. 20. Mai 
1898; § 4 Abſ. 3 Geſ. v. 14. Juli 1904). Dieſe Vorſchrift 
kann auch nicht etwa im Wege der Rev. gegen das Urt. um⸗ 
gangen werden (Urt. 1 D 575/24; RGSt. 53, 350). 

(3. Sen. v. 10. Okt. 1933; 3 D 805/33.) W.] 

10. 8 345 StPO. Einlegung der Rev. zu Pro⸗ 

tokoll der Geſchäftsſtelle. f) 


Wie das RG. ſchon mehrfach unter Hinweis auf die 
Motive dargelegt hat, „iſt der Zweck der Vorſchr. des §8 345 


zuführen, die doch wahrlich keinerlei prinzipielle Bedeutung hat? 
Prinzipielle Bedeutung haben aber Entſcheidungen wie die vorliegende. 
Denn noch iſt der Richter in Deutſchland nicht Geſetzgeber. Daß aber 
das Urt. des RG. Rechtsänderung, nicht Rechtsauslegung 
bedeutet, ſcheint mir nach dem, was ich ausgeführt habe, nicht weiter 
zweifelhaft. 

III. Es ſei im Anſchluß an das Ausgeführte noch eine allgemeine 
Bemerkung geſtattet. In dem Urt. des RG. wird auf die ganz ſonder⸗ 
bare Begründung des BG. verwieſen, das die Berufung gegen ein 
freiſprechendes Urt. verwirft, obwohl es auf Grund der erhobenen Be⸗ 
weiſe von der Schuld des Angekl. überzeugt iſt, weil es eine Grund⸗ 
lage zur Verurteilung mit Rückſicht auf vom Angekl. noch geſtellte 
Beweisanträge nicht gegeben erachtet hat. Dieſe mithin ſo entſcheiden⸗ 
den Beweisanträge aber hat das BG. nicht erhoben, weil es ſie 
als nicht ernſtlich gemeint, geſtellt lediglich zur Sabotage der Ver⸗ 
handlung, angeſehen hat. Dem RG. iſt vorbehaltlos zuzuſtimmen, 
wenn es ausführt, daß das BG. die Ablehnung der nach feiner Auf⸗ 
faſſung doch inhaltlich bedeutungsloſen Beweisanträge (hätte das 
Gericht inhaltliche Bedeutung angenommen, ſo hätte es die Beweiſe 
erheben müſſen!) zur Verurteilung hätte kommen müſſen. Man hätte 
wünſchen mögen, daß das RG. dieſe feine Auffaſſung in etwas ſchärferer 
Form zum Ausdruck gebracht hätte. Denn es iſt mir denn doch jeften 
eine gerichtliche Entſch. mit fo weittragenden prozeſſualiſchen Ver⸗ 
ſtößen vorgekommen wie die des BG. Ich hebe dies hervor, um an 
einem beſonders anſchaulichen Fall zu zeigen, daß doch offenbar ſtraf⸗ 
prozeſſuale Kenntniſſe noch nicht in dem Maß verbreitet ſind, in dem 
dies im Intereſſe einer zweckentſprechenden Judikatur erforderlich iſt. 
Wenn man daher heute die ſtrafprozeſſuale Ausbildung auf den Uni⸗ 
verſitäten einſchränken will, ſo ſcheinen mir die diesbezüglichen Vor⸗ 
ſchläge angeſichts der Erfahrungen ſo unangebracht wie möglich. Mir 
ſcheint eher eine Vertiefung des Unterrichts am Platz zu ſein, und 
ich verweiſe auf die Urteile ſo mancher namhafter Praktiker, die eben⸗ 
falls, und zwar aus den Erfahrungen heraus, auf dem von mir ver⸗ 
tretenen Standpunkt ſtehen, zu dem das hier beſprochene BU. einen 
nicht ganz bedeutungsloſen Beitrag liefert. 

Prof. Dr. Heinrich Gerland, Jena. 


Zu 10. Die vorſtehende Entf. entſpricht in der Tat der kon⸗ 
ſtanten Judikatur des RG., fie erſcheint aber doch in zweifacher Hin⸗ 
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Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Abi. 2 StPO. nicht eine bloße feierliche Form“ oder „die 
Gewähr der Echtheit“, ſondern „ein im Intereſſe des Angekl. 
und des RevGer. gebotener Zwang zur Herbeiführung eines 
geſetz und ſachgemäßen Inhalts der RevBegr.“. Einmal ſoll 
der Angekl. genötigt werden, ſich bei der Verfolgung eines 
Rechtsmittels, das nur auf Rechts gründe geſtützt werden 
darf, der Hilfe eines Rechtsbeiſtandes zu bedienen, zum an⸗ 
dern ſoll dem RevGer. die Prüfung grundloſer und unver⸗ 
ſtändlicher Anträge erſpart bleiben. Wird die Rev. zu Proto⸗ 
koll der Geſchäftsſtelle erklärt, ſo ſoll der Beamte die ihm vor⸗ 
getragenen Beſchw. nach Form und Inhalt prüfen, den 
BeſchwF. nötigenfalls belehren und den Beſchw. einen klaren 
und angemeſſenen Ausdruck geben (vgl. hierzu insbe). RGSt. 
4, 7; 14, 348; 27, 211; 52, 277; 64, 63 ſowie die an dieſen 
Stellen weiter angegebenen Urt.). 

Vorl. beſteht die RevBegr. aus einer vom Angekl. oder 
einem Dritten in Maſchinenſchrift hergeſtellten, acht Akten⸗ 
ſeiten einnehmenden Erklärung, die der Urkundsbeamte dem 
amtlichen Vordruck nach den einleitenden Worten: 

„Ich rüge die Verletzung von Vorſchr. über das Verfah⸗ 

ren und die Verletzung anderer Rechtsnormen. Die Ver⸗ 

letzung von Verfahrensvorſchr. erblicke ich in folgenden 

Tatſachen:“ 
beigefügt und mit dem die Unterſchrift des Angekl. und ſeine 
eigene Unterſchrift tragenden Vermerk: 

„Selbſt geleſen, genehmigt und unterſchrieben“ 
abgeſchloſſen hat. 

Der Urkundsbeamte hat an einer Stelle vier Worte, die 
der Verf. des Schriftſtücks verſehentlich weggelaſſen hatte, hin⸗ 
zugeſetzt und an einer anderen Stelle die Worte: 

„Ich empfinde das Urt. als ein in jeder Beziehung un⸗ 

gerechtes und auch unbegründetes“ 
durch die Worte: 

„Ich rüge Verletzung des materiellen Rechts“ 
erſetzt. 

Dieſe Anderung war überflüſſig, da die Rüge der Ver⸗ 
letzung ſachlich- rechtlicher („anderer“ als verfahrensrechtlicher) 
Vorſchr. bereits in dem Vordruck enthalten war, abgeſehen 
hiervon aber auch die abgeänderte Stelle ſchon in ihrer ur⸗ 
ſprünglichen Faſſung dem Sinne nach dasſelbe ſagte. 

Im übrigen beſteht die RevBegr. lediglich aus dem ſonſt 
unverändert gebliebenen Schriftſtück, das der Angekl. dem Ur⸗ 
kundsbeamten übergeben hat. Es beginnt mit der Kritik einer 
Bem. des Vorſitzenden und mit der Benennung von Zeugen 
dafür, daß die Bem. wirklich gefallen ſei. Die ganze Dar- 
legung, die nicht etwa die Behauptung eines beſtimmten Ver⸗ 
fahrensverſtoßes enthält (8 344 Abi. 2 StPO.) iſt zwecklos 
und zur Aufnahme in eine RevBegr. ungeeignet. In den 
weiteren Darlegungen ſind zwar Wendungen enthalten, die 


ſicht befremdlich. Einmal hat der Urkundsbeamte nach dem Tatbeſtand 
an der Formulierung der Reviſionsbegründung mitgewirkt, es erſcheint 
daher reichlich rigoros, den vorl. Fall dem RGSt. 2, 444 entſchiedenen 
Fall gleichzuſtellen, in dem ein vom Angehl. überreichtes Schriftſtück 
einfach mit Kopf⸗ und Fußvermerk verſehen worden iſt. Ferner liegt 
doch, wie der Tatbeſtand erweiſt, die Schuld an dem Formmangel 
lediglich beim Urkundsbeamten. Weil dieſer einen Fehler begeht, ver⸗ 
liert der Angekl. ſein Rechtsmittel. Ohne auf die Frage einzugehen, 
ob letzterem auf dem Wege über die Wiedereinſetzung im Notfall ge⸗ 
holfen werden kann, erſcheint das Reſultat höchſt unbillig, und es 
wird noch unbilliger, wenn man in Erwägung zieht, daß der Angell. 
unter Umſtänden gar nicht in der Lage iſt, eine richtige Reviſions⸗ 
einlegung zu erzwingen, dann nämlich, wenn der Urkundsbeamte ſich 
weigert, auf Anregungen des Angekl. einzugehen und die Protokollierung 
ſo vorzunehmen, wie ſie das RG. verlangt. Bedenkt man das, ſo 
dürfte die bisherige Judikatur des RG. in einem grundlegenden Punkt 
anfechtbar fein. Das RG. geht ganz richtig von der Auffaſſung aus, 
daß 8345 Abſ. 2 StPO. nicht eine bloße Solennitätsform ſchaffen, 
ſondern durch die angeordnete Form auf den Inhalt der Reviſions⸗ 
begründung einwirken wollte. Indem nun das RG. dieſen Gedanken 
überſpitzt, kommt es zu der m. E. weder aus dem Geſetz abzuleitenden 
noch auch von der Zweckmäßigkeit gebotenen Konſequenz, der Urkunds⸗ 
beamte müſſe die Begründung ſelbſt formulieren (vgl. z. B. NGC. 4, 7). 
Warum ſoll er das müſſen? Man denke an die doch keineswegs aus⸗ 
geſchloſſene Möglichkeit, daß ihm der Angekl. eine klar und vorzüg⸗ 
lich formulierte Reviſionsbegründung überreicht, von der der Urkunds⸗ 


als ſachlich⸗rechtliche Rügen aufgefaßt werden können; zum 
weitaus größten Teil handelt es ſich jedoch um Erörterungen, 
die ſich auf die Beweiswürdigung oder auf Fragen allgemeiner 
Art beziehen, aber nicht zur Begr. einer Rev. dienlich find. 
Der Urkundsbeamte hat ſich über das Zuſtandekommen 
der Rev Begr. dahin geäußert, er habe das von dem Angekl. 
vorgelegte Schriftſtück mit dieſem durchgeſprochen und ihn auf 
die geſetzlichen Beſt. über Begr. der Rev. hingewieſen; der 
Angekl. habe jedoch „die Begr. in der von ihm nieder⸗ 
gelegten Form ausdrücklich aufrechterhalten“. Aus dieſer 
Erklärung i. Verb. m. dem Inhalt der RevBegr. ergibt ſich, 
daß bei ihrem Zuſtandekommen der Urkundsbeamte der Ge⸗ 
ſchäftsſtelle nicht in dem Maße mitgewirkt hat, wie es der 
§ 345 Abſ. 2 StPO. feinem Sinn und Zweck nach erfordert. 
An dieſem Ergebnis wird auch nichts dadurch geändert, daß 
der Urkundsbeamte — wie er weiter erklärt — „nur zur tech⸗ 
niſchen Erleichterung der Protokollabfaſſung von dem Ange⸗ 
bot des Angekl., einen Durchſchlag ſeiner Niederſchrift für das 
Protokoll zu verwenden, Gebrauch gemacht hat“, und daß 
„die Niederſchrift des Protokolls ſeiner Intention entſpricht“. 
Der Fall liegt im weſentlichen ebenſo wie der in RGSt. 
2, 444 erörterte, in dem der Urkundsbeamte eine von dem 
BeſchwF. verfaßte Schrift lediglich mit einer Eingangsformel 
und einem Schlußvermerk verſehen hat. Die Rev Begr. ent⸗ 
ſpricht hiernach nicht den Erforderniſſen des 8 345 Abi. 2 
SPD. 
(3. Sen. v. 13. Nov. 1933, 3D 1230/33.) [Hn.] 


Bayeriſches Oberſtes Landesgericht. 


Berichtet von Oberſtlandesgerichtsrat Dr. Hölldorfer und Rechts⸗ 
anwalt Dr. Wilhelm Dieß, München. 


1. Die amtliche Zulaſſungsbeſcheinigung für einen 
Kraftwagen und die amtliche Beſtätigung der Aushändi⸗ 
gung der Zulaſſungsbeſcheinigung ſind öffentliche Ur⸗ 
kunden i. S. § 348 Abſ. 1 StGB. Das Fehlen einer weſent⸗ 
lichen Form der Urkunden (amtliche Siegel, Stempel) 
ſchließt eine vollendete Falſchbeurkundung aus. 

Nach den z. Z. der Tat geltenden Beſt. — §1 Kraftf®. und 
86 Abſ. 1, 2 KraftfVerkVO. v. 16. März 1928 (RGBl. I, 91) — 
iſt die Zulaſſung eines Kraftfahrzeugs durch die höhere Verwal⸗ 
tungsbehörde vollzogen mit der Mitteilung dieſer Behörde an den 
Antragſteller, daß ſie dem näher beſchriebenen Fahrzeug, deſſen 
Zulaſſung beantragt war, eine beſtimmte Erkennungsnummer zu⸗ 
geteilt hat. Damit iſt das öffentlich⸗rechtliche Rechtsverhältnis hin⸗ 
ſichtlich des Fahrzeugs begründet; zum Beweis hierfür dient der 
Eintrag in die behördliche Liſte der zugelaſſenen Fahrzeuge, die 
erwähnte Mitteilung an den Antragſteller und vor allem die ihm 
nachträglich ausgehändigte Zulaſſungsbeſcheinigung (vgl. Mül- 
ler, Automobilgeſetz, 3. Aufl., S. 123 ff., 8. Aufl., S. 128 ff.; Urt. 
des erk. Sen. v. 14. Nov. 1932, R. R. II 622: JW. 1933, 853). In 


beamte auf den erſten Blick ſieht, daß er ſie ſelbſt nicht beſſer for⸗ 
mulieren könne. Warum ſoll er hier nun neu formulieren? Würde 
er die Schrift des Angekl. wörtlich abſchreiben, fo würde auch das 
nach der Judikatur des RG. ſtreng genommen unzuläſſig ſein, wenn 
allerdings auch die Beweislage es in der Regel verhindern würde, daß 
es zu einem Beſchluß nach § 349 StPO. käme. Und iſt es nun nicht 
reichlich formaliſtiſch, wenn man in unſerer Zeit der Rationaliſierung 
der Arbeit den Urkundsbeamten zwingen will, ein richtig formuliertes 
Schriftſtück nicht zur Erleichterung der Arbeit für ſein Protokoll zu 
benützen? Nein, entſcheidend iſt doch nur nach § 345 Abſ. 2 StPO., 
daß der Urkundsbeamte bei der Protokollierung das Vorbringen des 
Angehl. auf ſeine Legalität, d. h. alſo in Hinblick auf die in ihm liegende 
Möglichkeit, zur Reviſionsbegründung verwertet werden zu können, prüft 
und ſomit die Verantwortung dafür übernimmt, daß eine nach ſeiner 
Auffaſſung hin richtige Reviſionsbegründung vom Angekl. gegeben wird. 
Ergibt ſich aus dem Protokoll unzweifelhaft (wie doch offenbar im 
vorl. Fall!), daß der Urkundsbeamte die diesbezügliche Verantwortung 
übernommen hat, dann iſt den Erforderniſſen des § 343 Abſ. 2 SPD. 
genügt. Verantwortungsübernahme, nicht eigene For⸗ 
mulierung iſt mithin das Entſcheidende. Es wäre zu 
wünſchen, daß das RG. ſeine bisherige Judikatur unter den aus⸗ 
geführten Erwägungen einer Nachprüfung unterziehen wollte. Es mag 
auf die RGSt. 64, 63 abgedruckte intereſſante Entſch. des 1. StrSen. 
verwieſen werden, in der der Geſichtspunkt der Verantwortung des 
Urkundsbeamten ſtark betont wird. 
Prof. Dr. Heinrich Gerland, Jena. 
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der Zulaſſungsbeſcheinigung wird alſo von der zuſtändigen Behörde 
zu öffentlichem Glauben für und gegen jedermann die vor der 
Zulaſſungsbehörde und durch ſie vollzogene rechtlich erhebliche 
Tatſache beurkundet, daß das Fahrzeug in der beſchriebenen Weiſe 
zum Verkehr zugelaſſen iſt. Dadurch ſind die Vorausſetzungen für 
die „Aufnahme einer öffentlichen Urkunde“ erfüllt (vgl. Ols⸗ 
haufen, St B., 11. Aufl., § 348 Anm. 2, 6a; RÖEt. 42, 161; 
52, 268; 63, 74; 64, 328; 65, 316). — Auch die Beſtätigung in der 
Zulaſſungsbeſcheinigung, daß dieſe dem Antragſteller ausgehändigt 
worden ſei, ſtellt die Aufnahme einer öffentlichen Urkunde dar; 
denn die für den Ort, wo das Kraftfahrzeug in Betrieb geſetzt 
werden ſoll, zuſtändige Polizeibehörde ſtellt damit zu öffentlichem 
Glauben für und gegen jedermann feſt, daß entſprechend dem 86 
Abſ. 2 Satz 2 KraftfVerkVO. die Aushändigung der Beſcheinigung 
an den Antragſteller durch fie erfolgt iſt. Die Beſtätigung durch 
die örtliche Polizeibehörde iſt eine zweite Urkunde neben der Zu⸗ 
laſſungsbeſcheinigung durch die höhere Verwaltungsbehörde i. S. 
des § 6 Abſ. 2 Satz 1 KraftfVerkBO. 

Die falſch beurkundeten Tatſachen, daß der Kraftwagen unter 
einer beſtimmten Erkennungsnummer zugelaſſen und daß die dem⸗ 
entſprechende Zulaſſungsbeſcheinigung dem Antragſteller ausge⸗ 
händigt worden ſei, ſind rechtlich erheblich i. S. des § 348 Abf. 1 
SGB. Die Zeit der Zulaſſung in Verbindung mit der Zuteilung 
der Erkennungsnummer und der Beſchreibung des Kraftfahrzeugs 
iſt für die Entſtehung des öffentlich⸗rechtlichen Rechtsverhältniſſes 
hinſichtlich des Fahrzeugs von weſentlicher Bedeutung. Die Ur⸗ 
kunde ſollte für und gegen jedermann zu öffentlichem Glauben be⸗ 
weiſen, daß und wann der Wagen unter der beſtimmten Er⸗ 
kennungsnummer zugelaſſen und wann die Beſcheinigung dem 
Berechtigten ausgehändigt war. 

Zur vollendeten Falſchbeurkundung gem. S 348 Abſ. 1 StGB. 
iſt erforderlich, daß die Beurkundung ihrer äußeren Form nach 
den für die Aufnahme einer öffentlichen Urkunde dieſer Art ge⸗ 
gebenen Vorſchr. entſpricht, daß äußerlich eine vollgültige, beweis⸗ 
kräftige öffentliche Urkunde hergeſtellt worden iſt. Unweſentliche 
Formmängel können allerdings die Rechtsgültigkeit einer öffent⸗ 
lichen Urkunde nicht beeinträchtigen; wenn aber nach den maß⸗ 
gebenden Vorſchr. und den vorgeſchriebenen Formblättern ein 
Stempel oder Amtsſiegel als erforderlich erklärt ift, handelt es ſich 
inſoweit um eine weſentlich e Form, deren Mangel eine voll⸗ 
endete Falſchbeurkundung ausſchließt (RGSSt. 24, 281; 30, 369; 
60, 152; 63, 125; RG.: JW. 1931, 2811; RGG.: Dey Z. 1932, 230; 
Olshauſen a. a. O. § 348 Anm. 4). In 8 6 Abf. 2 KraftfVerk⸗ 
BO. iſt beſtimmt, daß der RVerkM. das Muſter der Zulaſſungs⸗ 
beſcheinigung vorſchreibt. Nach Abſ. 1 Nr. 2b Bek. des RVerkM. 
über Kraftfahrzeugverkehr v. 16. März 1933 (RMinBl. 121) gilt 
für die Zulaſſungsbeſcheinigung das dort beigefügte Muſter 2, das 
neben der Unterſchrift des Beamten der höheren Verwaltungs⸗ 
behörde und der öffentlichen Polizeibehörde durch den Vermerk 
15 bach e des Stempels oder Amtsſiegels ausdrück⸗ 
lich vorſchreibt. 

f Mangels Erfüllung dieſer Vorſchr. kann eine Verurteilung 
des A. wegen vollendeter Falſchbeurkundung nicht erfolgen. 
Es kann aber ein ſtrafbarer Verſuch in Betracht kommen, der 
zwar bei einem Vergehen nach § 348 Abſ. 1 StGB. nicht ſtrafbar 
it (RGSt. 63, 125), wohl aber bei einem Verbechen nach 8349 
(mit 8 348 Abf. 1) StGB. gl. Ohlshauſen a. a. O. 8349 
Anm. 4; RGSt. 49, 336; 60, 209, 215). Für die Verurteilung 
wegen Verſuchs iſt entſcheidend, ob ſich der A. vorgeſtellt hat, die 
Zulaſſungsbeſcheinigung werde ohne ſein weiteres Zutun von 
ſeinem Hilfsbeamten durch Beifügung des Amtsſiegels vervoll⸗ 
ſtändigt und erſt dann an den Berechtigten hinausgegeben werden. 
Bejahendenfalls hätte der A. nach feiner Vorſtellung alles getan, 
was zur Vollendung der Falſchbeurkundung erforderlich war, und 
gewollt, daß die Zulaſſungsbeſcheinigung durch Stempelung fertig⸗ 
geſtellt und dann in den Verkehr gebracht werde (vgl. RGSt. 60, 
152; 61, 161; 63, 125, 64, 136; 66, 124). 

(BayobsG., 2. Str Sen., Urt. v. 8. Mai 1933, RevReg. II Nr. 81/33.) 

.] 


Oberlandesgerichte. 


Berlin. Zivilſachen. 


1. 8 28 Abſ. 2 RAGEbD. Die Einheit der Inſtanz 
bei Arreſtanordnungs⸗, Wider ſpruchs⸗ und Aufhebungs⸗ 
verfahren gilt ausnahmslos, ſelbſt bei Beendigung des 
Auftrags, beimehrfach wiederholten Aufhebungs verfahren 
und langen zeitlichen Zwiſchenräumen. 

Gegen die durch Beſchl. v. 20. April 1923 erlaſſene Einſtw⸗ 
Verf. iſt erſtmalig 1931 Widerſpruch erhoben worden, der durch 
Urt. des LG. v. 8. Jan. 1932 als unzuläſſig verworfen worden iſt. 
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Am 26. Juli 1933 hat die Antragsgegnerin erneut Wider⸗ 
ſpruch erhoben, hilfsweiſe deren Aufhebung wegen veränderter 
Umſtände beantragt. Auch dieſer Widerſpruch einſchließlich der 
Hilfsanträge iſt vom LG. durch Urt. v. 11. Sept. 1933 als unzuläſ⸗ 
fig verworfen worden. 

Nunmehr hat RA. Sch., der die Antragſtellerin in beiden 
Widerſpruchsverfahren vertreten und für die erſte Vertretung be⸗ 
reits Feſtſetzungsbeſchl. erwirkt hat, die Feſtſetzung der in dem 
neuen Widerſpruchsverfahren ſeiner Partei entſtandenen An⸗ 
waltsgebühren beantragt. Der Urkundsbeamte und LG. haben 
entſprechend feſtgeſetzt. Die Beſchw. hat zur Zurückweiſung des 
Feſtſetzungsantrages geführt. 

Der Sen. vermochte ſich der Auslegung des § 28 Abſ. 2 
RAGebO. durch das LG. dahin, daß der frühere Auftrag des 
RA. Sch. als längſt beendet anzuſehen und § 28 Abſ. 2 für den Fall 
eines neuen Parteiauftrags nicht anwendbar zu erachten ſei, nicht 
anzuſchließen. Vielmehr gilt nach § 28 Abſ. 2a ausnahmslos 
das Verfahren betr. den Widerſpruch oder die Aufhebung einer 
EinſtwVerf. mit dem vorhergegangenen Anordnungsverfahren i. S. 
der RAGebO. als eine Inſtanz. Irgendwelche Ausnahmen ſieht 
das Geſetz nicht vor. Insbeſ. iſt es ohne Bedeutung, wann der 
Widerſpruch erfolgt oder die Aufhebung der EinſtwVerf. bean⸗ 
tragt wird. Die Dauer des zeitlichen Zwiſchenraums ſpielt dafür 
keine Rolle. Auch wenn, wie im vorl. Falle, der Widerſpruch erſt 
nach mehreren Jahren erhoben wird, handelt es ſich nach der 
Fiktion des § 28 Abſ. 2 RAcgebO. ſtets nur um die Fortſetzung 
der durch das Anordnungsverfahren eingeleiteten Inſtanz. 

Eine Ausnahme gilt auch nicht, wenn bereits ein früheres 
Aufhebungs⸗ oder Widerſpruchsverfahren, gleichgültig aus welchen 
Gründen, rechtskräftig erledigt worden iſt. Jedes ſpätere Wider⸗ 
ſpruchsverfahren bildet auch in ſolchem Falle nichts weiter als die 
Wiederaufnahme derſelben Inſtanz. Es hat weder der Anwalt 
noch die widerſprechende Partei in der Hand, durch ein mehrfach 
wiederholtes Widerſpruchs⸗ oder Aufhebungsverfahren dieſen für 
§ 28 Abſ. 2 RAGEHO. beſonders feſtgelegten Begriff der Inſtanz 
zu ändern und zu beſchränken. 

Die gleiche Erwägung führt aber dazu, auch einer etwaigen 
Beendigung des dem Anwalt erteilten Auftrags nach dem 
Anordnungs⸗ oder nach einem früheren Widerſpruchsverfahren die 
Wirkung zu verſagen, die Beendigung der Inſtanz im gebühren⸗ 
rechtlichen Sinne herbeizuführen und damit die geſetzlich gewollte 
und bedingte Einheit der Inſtanz zu zerſtören. Der Sen. ver⸗ 
mochte ſich ſomit der insbeſ. von W.⸗J.⸗Friedlaender, 
RAGebO. 1932, Anm. 9 zu § 25 RAGED. vertretenen Anſicht, 
daß ein neuer Auftrag ſtets eine neue Inſtanz i. S. der RAGebO. 
begründe (fo auch die vom LG. angeführte Entſch. des OLG. Celle: 
JW. 1930, 2809 22), nicht anzuſchließen. Zum mindeſten kann dieſe 
Begr. gegenüber der uneingeſchränkten Fiktion des § 28 Abſ. 2 RA⸗ 
GebO. nicht Platz greifen. 

Würde die Antragſtellerin mit ihrem Prozeßbevollmächtigten 
— wie ſie dies zwiſchen dem Anordnungs⸗ und erſten Wider⸗ 
ſpruchsverfahren getan hat — gewechſelt haben, ſo würden dafür 
die allgemeinen Vorſchr. über die Erſtattungsfahigkeit von Koſten 
im Falle des Anwaltswechſels ($ 91 Abſ. 2 Satz 2 ZPO.) Platz 
greifen (vgl. grundſ. E. 20 W 1875/82 v. 27. Febr. 1932 zu § 28 
Abſ. 2 RAGEHO.). 

(KG., 20. Ziv Sen., Beſchl. v. 27. Nov. 1933, 20 W 9393/33.) 
Ber. von LGR. Dr. Gaedeke, Berlin. 
* 


2. 8 23 GKG. Keine Rückzahlung der Beweisgebühr 
trotz Vergleichs, wenn mit Fortſetzung des Prozeſſes in⸗ 
folge des Verhaltens einer Partei zu rechnen iſt. Streit 
der Parteien iſt außerhalb des Koſtenverfahrens auszu⸗ 
tragen. 

Die Kl. verlangt Rückzahlung der Beweisgebühr gem. § 23 
GKG. Die Parteien ſtreiten aber darüber, ob zwiſchen ihnen ein 
außergerichtlicher Vergleich zuſtande gekommen ſei. 

Zur Anwendung des §23 GKG. bedarf es an ſich zwar nicht 
der Anzeige beider Parteien. Es genügt vielmehr auch die 
von einer Partei ausgehende Vergleichsmitteilung, ſofern nur 
die Sicherheit beſteht, daß die Angabe auch zutreffe (ſo auch 
Friedlaender, Anm. 13 zu § 23 GG.). Dieſe Sicherheit iſt 
gegebenenfalls durch Rückfrage bei der anderen Partei zu ver⸗ 
ſchaffen. 

Wohl aber iſt unbedingtes Erfordernis des § 23 GKG., daß 
die Tatſache des Vergleichsſchluſſes unter den Parteien un⸗ 
ſtreitig iſt. Beſtreitet eine Partei die vergleichsweiſe Erledi⸗ 
gung, ſei es, daß ſie eine entſprechende Einigung überhaupt in 
Abrede ſtellt, ſei es, daß einer Vereinbarung der Charakter eines 
zur Beendigung des Prozeſſes geſchloſſenen Vergleiches abgeſpro⸗ 
chen wird, dann fehlt es an einer der Vorausſetzungen des § 23. 
Es iſt vor allem nicht Sache des Koſtenverfahrens, dieſen Streit 
zu entſcheiden. Dieſen müſſen vielmehr die Parteien außerhalb des 
Koſtenverfahrens austragen. 


2960 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Iſt die Sachlage ſo, daß eine der Parteien von einer dem 
Gericht gegenüber als Vergleich bezeichneten Vereinbarung zurück⸗ 
getreten iſt, oder daß ſonſt auf Grund irgendwelchen Verhaltens 
einer Partei die prozeßbeendigende Wirkung des Vergleichs in 
Zweifel ſteht, bevor die Rückzahlung der Beweisgebühr erfolgt iſt, 
dann iſt für die Rückzahlung dieſer Gebühr zum mindeſten ſo lange 
kein Raum mehr, als mit der Fortſetzung des Rechtsſtreits zu rech⸗ 
nen iſt. § 23 ORG. ſtellt es nur auf den Erfolg ab, daß dem Ge⸗ 
richt keine weitere Tätigkeit in dieſer Sache mehr erwächſt, er be⸗ 
günſtigt nur die tatſächliche Beendigung des Rechtsſtreits infolge 
Vergleichs (dgl. grundſ. E. des Sen. v. 6. Mai 1933, 20 W 4475/33). 
Der Senat hat bereits (vgl. obige Entſch.) ausgeſprochen, daß dieſer 
Erfolg und damit der Wegfall der Beweisgebühr nicht einge⸗ 
treten ſind, wenn es — z. B. infolge Anfechtung des Vergleichs — 
zur Fortſetzung des Verfahrens kommt, mag ſelbſt das dann 
ergehende Urt. den Vergleich für wirkſam erklären. Die Sachlage 
iſt keine andere, wenn nach dem Verhalten einer Partei auch nur 
damit zu rechwen ift, daß trotz einer Vergleichsanzeige das Ver⸗ 
fahren jeinen Fortgang nehmen wird. Solange dieſe Frage 
nicht endgültig i. S. der tatſächlichen Beendigung des Prozeſſes ge⸗ 
klärt iſt, beſteht für die Staatskaſſe kein Anlaß, die Beweisgebühr 
zurückzuzahlen auf die Gefahr hin, ſie ſpäter doch wieder erfordern 
zu müſſen. 

(Ach, Beſchl. v. 27. Nov. 1933, 20 Wa 294/33.) 


Ber. von LGR. Dr. Gaedeke, Berlin. 
* 
Darniſtadt 

3. 88 1029, 1045 3 PO. Zur Frage der „betreibenden“ 
Partei. Genaue Bezeichnung des eigenen Schiedsrichters. 

Zwiſchen den Parteien war ein Abkommen getroffen, das ihre 
Beteiligung an der inzwiſchen in Zahlungsſchwierigkeiten geratenen 
Fa. B. regelte. Am Schluß dieſes Abkommens heißt es: „Streitig⸗ 
keiten aus dieſem Vertrag ſollen durch ein SchiedsGG. geſchlichtet 
werden.... Jede Partei beſtellt einen Beiſitzer, die ihrer⸗ 
ſeits einen Obmann wählen ...“ 

Unter dem 27. Sept. 1933 richtet die Antragſtellerin 
an die Antragsgegnerin ein Schreiben, in dem es am Schluſſe 
hieß: „Sollten Sie dieſen meinen beiden Erſuchen (Befreiung von der 
Bankbürgſchaft einerſeits, Zahlung des Rückſtandes und Anerkennung 
der künftigen Raten andererſeits) nicht nachkommen oder mir keine 
gangbaren Vorſchläge machen, ſo muß ich zu meinem Bedauern vor 
dem vereinbarten Schieds®. in M. Klage gegen Sie erheben, und 
zwar dahin (Bezeichnung des Klageanſpruchs). Für den Fall, daß Sie 
den Klageweg vorziehen, erſuche ich Sie, unter Hinweis auf den 
81029 ZPO. Ihren Schiedsrichter innerhalb einer Woche, und zwar 
ſchriftlich, zu bezeichnen, wobei ich Ihnen mitteile, daß der von mir 
benannte Schiedsrichter in der Perſon des Herrn Kurt B. zu er⸗ 
blicken iſt.“ 

Die Antragsgegnerin antwortete mit einem Schreiben v. 30. Sept. 
1933, in dem es hieß: „Indem wir annehmen, daß das Haus Sch. 
(Antragſtellerin) ſelbſt der Fa. B. einen Kredit nicht eröffnen kann, 
fragen wir an, ob es Ihnen nicht möglich iſt, irgendeinen Intereſſenten 
zu finden.“ Nunmehr ließ die Antragſtellerin durch ihren Anwalt beim 
Landgericht M. beantragen, es möge das Gericht, da die Friſt 
des 8 1029 SPD. fruchtlos abgelaufen ſei, den Schiedsmann er⸗ 
nennen. Als ſolcher wurde Dr. B. in Vorſchlag gebracht. Nachdem 
der Antragsgegnerin (die im Ausland wohnte) gem. § 1045 Abf. 2 
3PO. Gelegenheit zur Außerung gegeben war, ernannte die Kammer 
gem. 8 1029 Abſ. 2 ZPO. als Schiedsrichter den genannten Dr. B. 
Dagegen richtet ſich die ſofortige Beſchwerde der Antrag⸗ 
ftellerin, die die Ernennung für unzuläſſig hält. Ihr war ſtattzugeben 
aus folgenden Gründen: 

Über den Antrag nach 8 1029 Abſ. 2 ZPO. iſt nach 8 1045 3 NPO. 
im Beſchlußverfahren zu erkennen. Dabei hat das Gericht ſelbſtverſtänd⸗ 
lich über die formalen Vorausſetzungen des § 1029 Abſ. 1 ZRDO. 
zu entſcheiden, ſowie darüber, ob der ſäumige Teil zur Ernennung 
verpflichtet war (Stein⸗Jonas II Abſ. 2 § 1029 ZPO.). Es kann 
nun ein Zweifel darüber nicht beſtehen, daß die ſäumige Partei 
nur dann zur Bezeichnung ihres Schiedsrichters ver⸗ 
pflichtet war, wenn die an ſie gerichtete Aufforderung den 
Vorausſetzungen des 8 1029 Abſ. 1 3 PO. genügte. In 
doppelter Hinſicht aber war dies nicht der Fall: Ein⸗ 
mal ergibt fi) aus dem oben wiedergegebenen Aufford e⸗ 
rungsſchreiben der Antragſtellerin nicht zweifelsfrei, daß 
fie das SchiedsG. „betreiben“ will. Die Antwort der Gegnerin 
ſowie ihr weiteres Verhalten läßt nicht klar und deutlich erkennen, 
daß ſie den Klageweg vorzieht, ſondern ſie will anſcheinend den Weg 
weiterer Verhandlungen zwecks gütlicher Regelung beſchreiten. Wollte 
die Antragſtellerin einer „Verſchleppungstaktik“ der Gegnerin (die ſie 
behauptet) die Spitze abbrechen und eine klare Sachlage herbei- 
führen, ſo durfte ſie nicht eine derartige zweideutige Auf⸗ 
forderung an die Gegnerin richten, ſondern mußte in einer jeden 
Zweifel ausſchließenden Weiſe dieſer zu erkennen geben, 


daß ſie unbedingt und ohne Rückſicht auf das Verhalten 
der Antragſtellerin ihrerſeits die Bildung des Schieds⸗ 
gerichts in Angriff genommen haben will. Dann wußte 
der Gegner, woran er war, und dann konnten keine Zweifel auf⸗ 
tauchen, wie ſie hier zutage getreten ſind. Da nach herrſchender Mei⸗ 
nung (gl. RG. 45, 382) die ſäumige Partei durch fruchtloſen Ablauf 
der Friſt ihr Ernennungsrecht eines Schiedsrichters endgültig ver⸗ 
liert, alſo nicht noch nachträglich einen Schiedsrichter ernennen kann, 
müften an das Erfordernis des § 1029 Ab ſ. 1 3 PO. 
ſtrenge Anforderungen geſtellt werden. 

Aber noch in einem zweiten Punkt genügt die Aufforderung der 
Antragſtellerin der Vorſchrift des § 1029 Abſ. 1 ZPO. nicht. Nach 
dieſer Beſtimmung hat die betreibende Partei dem Gegner „den 
Schiedsrichter“ (d. h. ihren Schiedsrichter) ſchriftlich zu be⸗ 
zeichnen. Die Antragſtellerin hat der Gegnerin lediglich mitgeteilt, 
ihr Schiedsrichter ſei „Herr Kurt B.“. Sie hält eine ſolche Be⸗ 
zeichnung mit Vor⸗ und Zunamen für ausreichend. Indes mit Un⸗ 
recht. Aus dem ganzen Aufbau und der geſetzlichen Regelung des 
Schiedsverfahrens ergibt ſich, daß die Bezeichnung des Schieds⸗ 
richters eine ſolche ſein muß, die keinen Zweifel über 
bejjen Identität läßt und die den Gegner ohne weiteres 
in den Stand ſetzt, ſich über die Perſönlichkeit des 
gegneriſchen Schiedsrichters zu informieren, ohne erſt 
noch ihrerſeits Erkundigungen darüber einziehen zu müſſen, wen die 
Gegnerin mit ihrer Bezeichnung eigentlich meint. Ergibt ſich deshalb 
nicht ſchon aus irgendwelchen Begleitumſtänden (3. B. Vorverhand⸗ 
lungen), wen die Gegnerin meint (ſolche Umſtände liegen hier nicht 
vor), ſo muß die betreibende Partei der Gegnerin in ihrem Aufforde⸗ 
rungsſchreiben (gem. § 1029 Abſ. 1 ZPO.) den von ihr ernannten 
Schiedsrichter nach Beruf, Vor⸗ und Zuname und Wohnort, bei 
größeren Orten auch noch Straße und Hausnummer, bezeichnen (immer 
vorausgeſetzt, daß es ſich nicht um eine der Gegnerin bereits bekannte 
Perſönlichkeit handelt). Aus einem doppelten Grund iſt dies 
notwendig: Einmal hat die Partei das Recht, den von der Gegnerin 
ernannten Schiedsrichter abzulehnen (8 1032 ZPO.). Da, wenn 
eine Partei einmal das Schiedsverfahren betreibt, mit baldigem Zu⸗ 
ſammentritt des SchiedsGG. zu rechnen iſt, fo muß die gegneriſche Partei 
in die Lage verſetzt ſein, ſich ſchnellſtens Information über den 
gegneriſchen Schiedsrichter zu verſchaffen, um deſſen ertl. Ablehnung 
ſobald als möglich herbeizuführen. Vorliegendenfalls hat die Gegnerin 
(da die betreibende Partei in M. ihre Niederlaſſung hat) den Herrn 
Kurt B. im Adreßbuch von M. geſucht, aber nicht gefunden. Tat⸗ 
ſächlich wohnt Herr B. in F. Schon hieraus erſieht man, wie 
notwendig es iſt, auch an die Bezeichnung des Schieds⸗ 
richters eine ſtrenge Anforderung zu ſtellen. 

Die genaue Bezeichnung des Schiedsrichters iſt aber noch 
aus einem anderen Grunde zu fordern. Häufig pflegt die geg⸗ 
neriſche Partei ihren Schiedsrichter nach denſelben Geſichtspunkten 
auszuwählen wie die andere Partei. Ernennt dieſe z. B. einen Juriſten, 
ſo wird ſie vielleicht auch einen ſolchen benennen, bezeichnet ſie den 
Angehörigen einer beſtimmten Wirtſchaftsgruppe, ſo wird ſie möglicher⸗ 
weiſe einen ſolchen aus derſelben oder einer verwandten Gruppe aus⸗ 
wählen. Jedenfalls ergibt ſich aus dem Geſagten, daß die Gegenpartei 
auf eine genaue Bezeichnung des bereits ernannten 
Schiedsrichters ein Recht hat, wenn man von ihr verlangen will, 
daß ſie innerhalb kurzer Friſt ihrerſeits einen Schiedsrichter er⸗ 
nennt. Entſpricht deshalb die Bezeichnung nicht dieſer Vorausſetzung, ſo 
fehlt der Aufforderung des § 1029 Abſ. 1 ZPO. ein notwendiges 
formales Erfordernis. Die Gegenpartei braucht ihrerſeits nicht 
tätig zu werden und von einem „fruchtloſen Friſtablauf“ (Abſ. 2) kann 
nicht geſprochen werden. Die Ernennung des Schiedsrichters Dr. B. 
durch das LG. war mangels Vorliegens der formalen Vorausſetzungen 
des 8 1029 ZPO. ſonach nicht berechtigt und hätte abgelehnt werden 
müſſen. 


(OLG. Darmſtadt, Beſchl. v. 28. Nov. 1933, 2 W 284/33.) 
Ber. von OLGR. Dr. Fuchs, Darmſtadt. 


* 
Düſſeldorf. 

4. 8 89 Abſ. 1 3 PO. Der Rechtsanwalt, der in einem 
Scheidungsprozeß Berufung einlegt, ohne ſeine Vollmacht 
zu den Akten einzureichen, haftet als Geſamtſchuldner 
neben der Partei, ſelbſt wenn er im Beſitz einer Voll⸗ 
macht iſt und dieſe nach Erlaß des Urteils zu den Gerichts- 
akten gelangt. f) 

Nach 8 89 Abſ. 1 Satz 3 ZPO. iſt ein Bevollmächtigter, der 
ohne Beibringung einer Prozeßvollmacht zur Prozeßführung einſt⸗ 
weilen zugelaſſen worden iſt, zum Erſatze der dem Gegner infolge der 
Zulaſſung erwachſenen Koſten zu verurteilen, wenn zu der Zeit, zu 
welcher das Endurteil erlaſſen wird, die Genehmigung des zu Ver⸗ 


Zu 4. Dem Beſchluß iſt im Ergebnis und im weſentlichen 
auch in der Begründung zuzuſtimmen. Nach 8 613 3 O. bedurfte 
RA. K. (auch für den 2. Rechtszug) einer beſonderen, auf den Rechts⸗ 
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tretenden nicht beigebracht worden iſt. Die Eutſch. hierüber hat durch 
Beſchluß zu erfolgen und im übrigen nach Maßgabe der Vorſchr. des 
8102 ZPO. zu ergehen. Die Vorſchrift, nach welcher der zur Prozeß⸗ 
führung einſtweilen Zugelaſſene neben der Partei ſelbſt diejenigen 
Koſten zu tragen hat, die dem Gegner infolge der Zulaſſung er⸗ 
wachſen ſind, iſt eine zwingende (vgl. JW. 1918, 571 Ziff. 7 und 
Sydow⸗Buſch zu 889 Anm. 8). Die Koſtenpflicht des einſtweilen 
Zugelaſſenen wird nicht dadurch beſeitigt, daß der Anwalt nach der 
Verkündung des Urt. die Prozeßvollmacht nachgereicht hat. Ob die 
Partei ſelbſt die Prozeßführung gegen ſich gelten laſſen muß, weil ſie 
dem Anwalt die Vollmacht bereits früher erteilt gehabt hat, iſt eine 
andere Frage, die mit der Frage der Koſtenpflicht des Anwalts dem 
Prozeßgegner gegenüber in keinem Zuſammenhang ſteht. Wie in dem 
gleichzeitigen Beſchluſſe über den Antrag der Kl. auf Berichtigung des 
Tatbeſtandes im einzelnen ausgeführt iſt, war RA. .. für die Zeit 
von der mündlichen Verhandlung am 3. Nov. 1931 bis zur münd⸗ 
lichen Verhandlung am 28. Febr 1933 einſtweilen zur Prozeßführung 
zugelaſſen, ohne eine auf die Führung des Rechtsſtreits gerichtete 
Vollmacht beigebracht zu haben. Das Fehlen der Vollmacht iſt dann 
durch Beſchl. v. 14. März 1933, der als verkündeter Beſchluß keiner 
Zuſtellung bedurfte, ausdrücklich gerügt worden. Auch iſt dem Anwalt 
die nach 889 Abſ. 1 Satz 2 ZPO. erforderliche beſondere Friſt durch 
Verfügung des Einzelrichters v. 24. April 1933 geſetzt worden. Beide 
Aufforderungen, die der Anwalt nach eigenem Zugeſtändnis erhalten 
hat, ſind ohne Beachtung geblieben. Da zu dem Zeitpunkte, zu 
welchem das Endurteil erlaſſen wurde, nämlich dem 27. Juni 1933, 
die Vollmacht nicht beigebracht war, trat die Folge ein, die im 8 89 
Abſ. 1 Satz 3 ZPO. für dieſen Fall vorgeſehen tft, gleichgültig, ob 
die Verſäumung auf einem Verſchulden des Anwalts beruhte oder 
nicht. Der einſtweilen zugelaſſene Anwalt iſt daher zum Erſatze der 
dem Gegner infolge der Zulaſſung erwachſenen Koſten zu verurteilen. 
Die Koſtenpflicht tritt jedoch nur für den Prozeßabſchnitt ein, für den 
der Anwalt einſtweilen zugelaſſen worden iſt. Obwohl der Anwalt an 
ſich grundſätzlich die Vollmacht ſchon zur Zeit der Einlegung der Be⸗ 
rufung hätte vorlegen müſſen, iſt die einſtweilige Zulaſſung nicht ſchon 
mit der Entgegennahme der Berufungsſchrift oder deren Zustellung an 
den Gegner erfolgt; denn der Urkundsbeamte der Geſchäftsſtelle ift 
nicht befugt, die einſtweilige Bulaffung zu verfügen. Vielmehr kann 
die einftweilige Zulaſſung nur durch eine Maßnahme des Gerichts er⸗ 
folgen. Sie iſt daher erſt in dem Zeitpunkte erfolgt, zu welchem der 
Senat in mündlicher Verhandlung Anträge des Anwalts entgegen⸗ 
genommen hat, ohne ihn wegen des Mangels der Vollmacht zurück⸗ 
zuweiſen. Das iſt im Verhandlungstermin v. 3. Nov. 1931 ge⸗ 
ſchehen, in dem der Anwalt über die Wiedereinſetzung der Kl. in den 
vorigen Stand verhandelt hat. Von dieſem Zeitpunkt bis zur Erklä⸗ 
rung des Anwalts in der mündlichen Verhandlung v. 28. Febr. 1933, 
daß er nicht mehr verhandeln werde, iſt der Anwalt einſtweilen zu⸗ 
gelaſſen geweſen. Wäre er in dem Verhandlungstermin v. 3. Nov. 
1931 nicht zugelaſſen worden, fu hätte der von ihm damals geſtellte 
Antrag zurückgewieſen und die Berufung als unzuläſſig verworfen 
werden müſſen, fo daß die zwiſchen dem 3. Nov. 1931 und 28. Febr. 
1933 entſtandenen Koſten, insbeſ. die Koſten der Beweisaufnahme, 
nicht entſtanden wären. Dieſe Koſten hat der Anwalt daher dem 
Prozeßgegner als Geſamtſchuldner mit der Kl. zu erſetzen. Die Koſten 
des Urt. v. 27. Juni 1933, in dem die Berufung als unzuläſſig ver⸗ 


ſtreit gerichteten Vollmacht. Das Gericht hatte den Mangel der Voll⸗ 
macht von Amts wegen zu berückſichtigen. Auch für den Fall des 
8613 ZPO. gilt die in § 89 getroffene Regelung, und zwar ſogar 
dann, wenn der RA. zum Arm Anw. beſtellt worden iſt (RG. 47, 
413)! Ein ausdrücklicher oder ſtillſchweigender Verzicht des Ber Bekl. 
war ſchon mit Rücksicht auf 8 617 ZPO. unerheblich (vgl. aber im 
übrigen auch Stein⸗Jonas, 15. Aufl., Anm. 13 zu 8 88 3PO.). 

Nach dem klaren Wortlaut des Geſetzes bedarf es nicht nur der 
Erklärung der Bevollmächtigung oder Genehmigung, ſondern der 
„Beibringung“. Wenigſtens im Falle des § 613 ZPO. muß dies mit 
Rückſicht auf das ſtaatliche Intereſſe an der Aufrechterhaltung der 
Ehe als „Nachweiſung“ verſtanden werden. Der Nachweis hätte zwar 
auch noch nach Ablauf der vom Einzelrichter geſetzten Friſt bis zum 
Schluß der letzten mündlichen Verhandlung, auf die das Urt. erging, 
erfolgen können (RG. 30, 400; Stein⸗Jonas, 15. Aufl., Anm. III 
zu 889 ZPD.). 27 

Aber nachdem auch dieſer Zeitpunkt gekommen war, konnte an 
den Folgen des § 89 Abſ. 1 Saß 3 auch der Umſtand nichts ändern, 
daß die Vollmacht etwa früher erteilt worden war. Etwas anderes er⸗ 
gibt ſich auch nicht aus 8 89 Abſ. 2 ZPO. Gerade ſolche Parteien, 
die nicht imſtande ſind, dem Prozeßgegner die Koſten zu erftatten, 
mögen leichter dazu zu bewegen ſein, dem Anwalt, der nicht innerhalb 
der vorgeſehenen Friſt den Nachweis der Vollmacht erbracht hat, zum 
Nachteil des Gegners die „Freundlichkeit“ zu erweiſen, die Koftenlaft 
dadurch voll auf ſich zu nehmen, daß ſie die Erklärungen des An⸗ 
walts rückwirkend genehmigen. Das wäre mit dem Zweck des 8 89 
Abſ. 1 ZPO., der inſoweit auch dem Schutze des Gegners des „Ver⸗ 
treters ohne Vertretungsmacht“ dient, nicht in Einklang zu bringen. 

RA. Dr. W. Matzke, Berlin. 


worfen worden iſt, fallen der Kl. allein zur Laſt, da ſie dieſelben auch 
zu tragen gehabt haben würde, wenn die einſtweilige Zulaſſung des 
Anwalts nicht erfolgt wäre. 

Die getroffene Entſch. iſt gebührenfrei, da auch für den analogen 
Fall einer Entſch. gemäß § 102 ZPO. Gebühren in den Koſtengeſetzen 
nicht vorgeſehen ſind. 

(OLG. Düſſeldorf, Veſchl. v. 3. Okt. 1933, 5 U 29/31.) 
Eingeſ. von RA. Kleinheidt, Düſſeldorf. 
* 
Karlsruhe. 

5. 58 1, 14, 15 Not VO. v. 11. Nov. 1932; Art. 8 Durchf⸗ 
VO. v. 16. Dez. 1932. Zur Anwendung der Not VO. genügt, 
wenn die Bürgſchaftſchuld — nicht auch die Hauptſchuld — 
dinglich geſichert iſt und wenn die Sicherung nach Ent⸗ 
ſtehung der Forderung, doch vor Inkrafttreten der Not- 
VO. erfolgte. 

Nach § 1 Abſ. 1 i. Verb. m. § 1 Abſ. 4 NotVO. kann die Rück⸗ 
zahlung einer durch Hypothek oder Grundſchuld geſicherten Forderung 
nicht vor dem 1. April 1934 verlangt werden, dies auch, wenn die 
Forderung bei Inkrafttreten der NotVO. fällig iſt. Dieſe Voraus⸗ 
ſetzung liegt vor. Kl. wendet ein, die Hauptſchuld ſelbſt ſei nicht 
dinglich geſichert, ſondern erſt Bekl. habe, um eine Stundung ſeiner 
Bürgſchaftsverbindlichkeit zu erreichen, die (am 16. Sept. 1932 ein⸗ 
getragene) Grundſchuld bewilligt. Die Not VO. beziehe ſich lediglich auf 
ſchon bei ihrer Entſtehung hypothekariſch geſicherte Forderungen, und 
zwar im Hinblick darauf, daß es ſich um Vermögens⸗ 
anlagen und anf längere Dauer berechnete Schuld⸗ 
verhältniſſe handle. 

Darauf, ob ſchon die Hauptſchuld oder erſt die Bürgſchaftsſchuld 
geſichert war, kann es nicht ankommen. Entſcheidend iſt lediglich, daß 
die Forderung z. Z. des Inkrafttretens der NotVO. (12. Nov. 1932) 
dinglich geſichert war, was hier für die Bürgſchaftsſchuld zutrifft. 
Auch macht es keinen Unterſchied, ob die Forderung bei ihrer Ent⸗ 
ſtehung oder erſt nachträglich (wenn nur vor dem 12. Nov. 1932) ge⸗ 
ſichert war. Dagegen greift der Einwand der Kl. durch, es handele 
ſich hier nicht um ein auf längere Dauer berechnetes Schuldverhältnis. 

Nach § 14 NotBD. gilt dieſe überhaupt nicht für Forderungen 
aus Darlehen, die aus Gefälligkeit oder ſonſt unter Umſtänden ge⸗ 
geben worden ſind, daß eine langfriſtige Kreditgewährung nicht be⸗ 
abſichtigt war, ſowie für ſolche Forderungen ſichernde Grundſchulden. 
In Art. 8 DurchfVoO., die auf Grund des § 15 Not O. auch ergänzende 
Rechtsvorſchriften enthält, ſind, da der Regierung die Beſchränkung 
auf Darlehen zu eng ſchien, den Darlehnsforderungen i. S. des § 14 6 
gleichgeſtellt andere Forderungen, wenn den Umſtänden zu entnehmen 
iſt, daß eine langfriſtige Kreditgewährung nicht beabſichtigt war. Den 
Umſtänden hier, insbeſ. dem Verhalten der Kl., die auf baldmöglichſte 
Beitreibung der längſt fälligen Schuld drang und ſich nur durch die 
Bewilligung von Grundſchuld und Forderungsabtretung zum Stun⸗ 
dungsverhältnis herbeiließ, iſt zweifelsfrei zu entnehmen, daß ſie eine 
langfriſtige Kreditgewährung nicht beabſichtigte und nur als Gegen⸗ 
leiſtung für die ihr etwa zu gewährende Stundung die Grundſchuld 
annahm. Es würde dem Sinn und Zweck der BD. widerſprechen, 
würde der Glaubiger einer langſt falligen Forderung durch die An⸗ 
nahme von Grundſchulden, die lediglich zum Zweck der Bewilligung 
einer unverbindlichen kurzfriſtigen Stundung erfolgte, der Vorteile aus 
bereits eingetretener Fälligkeit verluſtig gehen. Solch weitreichenden 
Schutz will die VO. dem Schuldner nicht gewähren. Danach findet 
eine geſetzliche Stundung auf Grund des 8 14b nicht ſtatt. 

(OLG. Karlsruhe, 2. ZivSen., Urt. v. 24. Mai 1933, ZB R 25/33.) 
Ber. von AGR. Dr. Wolff⸗Williger, Freiburg i. Br. 


* 
Kiel. 


6. 83 3 PO. Zur Streitwertberechnung im Verfahren 
der Einſtw Verf. 

Die Feſtſetzung des Wertes des Streitgegenſtandes im Verfahren 
der EinſtwVerf. hat gemäß 8 3 ZPO. zu erfolgen. Allerdings beſtimmt 
86 ZRO., daß, falls die Sicherſtellung einer Forderung oder ein 
Pfandrecht Gegenſtand des Rechtsſtreits iſt, der Wert des Gegenſtandes 
durch den Betrag der Forderung beſtimmt wird. Im vorl. Falle 
handelt es ſich aber nicht um eine Sicherſtellung der Forderung i. S. 
des § 6 a. a. O., der als Ausnahmebeſtimmung von der Vorſchrift des 
83 ZPO. eng auszulegen iſt. Eine Sicherſtellung i. S. des 86 
a. a. O. liegt nur dann vor, wenn Gegenſtand des Rechtsſtreits 
eine Sicherung des materiellen Rechtes bildet. Auf nur prozeßrechtl. 
Sicherungen, insbeſ. auf Sicherſtellung einer Forderung durch eine im 
richterlichen Ermeſſen ſtehende Anordnung gemäß § 935 ZPO. findet 
daher die Vorſchrift des 86 ZPO. keine Anwendung. Danach war der 
Streitwert gemäß 83 3PO. feſtzuſetzen. Maßgebend für die Bewer⸗ 
tung war das Intereſſe, das der Antragſteller an der beantragten 
Maßnahme hätte. Hierbei war zu berückſichtigen, daß die EinſtwVerf. 
zur Sicherung eines Anfechtungsanſpruchs beantragt worden iſt und 
daß in einem ſolchen Falle das Jutereſſe des Antragſtellers an der 


371 


2962 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


beantragten EinſtwVerf. beſonders groß ift, da ohne eine ſolche die 
Gefahr einer Vereitlung des Hauptanſpruchs beſteht. 
(OLG. Kiel, 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 31. Okt. 1933, 1 W 270/83.) 
Ber. von LGR. Schumacher, Altona. 


* 
Münden. 

7. Hebt das Vergleichsgericht die Vollſtreckungs⸗ 
maßnahmen auf Grund eines an ſich zu Recht erwirkten 
Arreſtes nach Ablauf der Vollziehungsfriſt des 8 929 3 PO. 
gemäß 8 33 Abſ. 2 VerglO. auf, fo hat auf Widerſpruch 
das Arreſtgericht die Arreſthauptſache für erledigt zu er⸗ 
klären und dem Arreſtbeklagten (Vergleichsſchuldner) die 
Koſten aufzuerlegen. 

Die Forderung ſelbſt iſt im Vergleichsverfahren im Betrag 
von 5241,44 RM anerkannt und nicht beſtritten. 

Der Sen. bezweifelt auch nicht, daß der Arreſtgrund am 
13. April 1933 und auch noch am 11. Juli 1933 vorlag. 

Aus dem eigenen Vorbringen der Bekl., insbeſ. dem von ihr 
vorgelegten Berichte des Ausgleichsverwalters zum Handelsgericht 
Wien im Zuſammenhalte mit dem Vorbringen des Kl. erhellt: 
Schon im Frühſommer 1931 brach das Unheil über die Bell. her⸗ 
ein, ihr Geſchäft „riß ab“, „die Fabrikation brach zuſammen“, wie 
der Ausgleichsverwalter ſagt, ihre Schulden erreichten bald an⸗ 
nähernd das Doppelte ihres Vermögensſtandes, ihre Zahlungs⸗ 
fähigkeit war dementſprechend geſchwächt. Höchſt auffallend errich⸗ 
tete ſie gerade jetzt 10 neue Zweiggeſchäfte, davon 6 in Deutſch⸗ 
land in 10 Monaten (vom Nov. 1931 bis Sept. 1932). Der Aus⸗ 
gleichsverwalter nennt dies einen „merkwürdigen Vorgang“: Wäh⸗ 
rend ſonſt die Verkaufseinrichtungen den Geſetzen eines natürlichen 
Wachstums folgend ſich dem Geſchäftsumfange anpaſſen, wurde hier 
der Verſuch gemacht, einen Abſatz und Umſatz ſozuſagen künſtlich 
hervorzurufen. Ergänzend bemerkt das Gutachten der Berliner 
Handelskammer, daß die Firma die deutſchen Niederlaſſungen mit 
unzureichenden Mitteln errichtet und ausſchließlich auf das Riſiko 
ihrer Gläubiger betrieben habe. Die Bekl. ſelbſt betont die feine 
erſtklaſſige Ausſtattung der Zweiggeſchäfte mit wertvoller Ein⸗ 
richtung und bedeutenden Vorräten. Dies ging aber alles nicht 
nur auf das Nifiko, ſondern in der Hauptſache auch auf Koſten 
der Gläubiger, wie das für ſie ſehr ungünſtige Ergebnis des Ver⸗ 
gleichsverfahrens und der trotzdem nicht beendete weitere Ver⸗ 
mögensverfall der Bekl. zeigt. Sie hatte noch in dieſem Rechts⸗ 
ſtreit mit beſonderem Nachdrucke betont, es werde keineswegs an 
die Aufgebung der Zweiggeſchäfte in Deutſchland gedacht, ſondern 
im Gegenteil der größte Wert auf ihre Aufrechterhaltung gelegt, 
und darauf hingewieſen, daß der Ausgleichsverwalter ſie am 
24. Juni 1933 als „eine Lebensnotwendigkeit für die 
terminmäßige Erfüllung des Ausgleichs“ bezeichnet habe. Trotzdem 
wurde ein Drittel dieſer deutſchen Zweiggeſchafte verkauft zu 
einer Zeit, als höchſtens eine der ſieben nach dem Vergleichsver⸗ 
fahren über den deutſchen Beſitz zu bezahlenden Vergleicher gen 
fällig war. Der Vermögensbeſtand der deutſchen Geſchäfte betrug 
nur 69 620,21 RA, wovon aber 26 570 RM Inventar und Mobilien 
größtenteils mit Eigentumsvorbehalt der Lieferanten belaſtet, alſo 
für die Gläubiger unpfändbar waren, die Schulden dagegen be⸗ 
zifferten 626 103,91 AM. 

Auf Grund dieſer Verhältniſſe iſt nicht zu bezweifeln, daß 
die Bekl. zu der Errichtung und dem Betriebe der deutſchen Zweig⸗ 
gefchäfte Schulden machte, die, wie fie wußte, in keinem Verhält⸗ 
niſſe zu ihrer ſtark geſchwächten Zahlungsfähigkeit ſtanden. Bei 
dieſem unreellen, den Grundsätzen don Treu und Glauben wider⸗ 
ſprechenden Verhalten der Bekl. im allgemeinen ſowie insbeſ. im 
Hinblick darauf, daß fie von ihr ſelbſt zur Erfüllung ihrer Ver⸗ 
bindlichkeiten als lebensnotwendig anerkannte deutſche Zweig⸗ 
geſchäfte zum Teil bereits veräußert hat, war und iſt zu beſorgen, 
daß ſie den Gläubigern die im Inlande vorhandenen Mittel zur 
Befriedigung entziehen, insbeſ. die deutſchen Zweiggeſchäfte auf⸗ 
geben würde, ſo daß die Vollſtreckung des Urt. vereitelt oder doch 
weſentlich erſchwert würde und die deutſchen Gläubiger darauf an⸗ 
gewieſen würden, die Vollſtreckung im Auslande zu verſuchen. Der 
Arreſtgrund beſtand daher bei der Erlaſſung des Arreſtbefehls wie 
am 11. Juli 1933 nach 8 917 Abſ. 1 und 2 880. 

Erledigt iſt nunmehr der Rechtsſtreit hinſichtlich der Arreſt⸗ 
hauptſache dadurch, daß der Kl. mit 14. Juli 1933 einen vollſtreck⸗ 
baren Titel für ſeine Forderung erlangt, ſohin des Arreſtbefehls 
als eines nur vorläufigen und unvollkommeneren Rechtsſchutzes 
nicht mehr bedarf. Einer beſonderen Aufhebung des Arreſtbefehls, 
der mit Recht erlaſſen wurde und bis zur Erledigung unzweifel⸗ 
haft zu Recht beſtand, bedarf es nicht. Gleichgültig iſt die Frage, 
ob nicht die Arreſthauptſache ſich vielleicht ſchon 3 Tage zuvor, 
27 En Juli 1933, durch die ziemlich unklare Verzichtserklärung 
erledigte. 

. die Koſten des Verfahrens trägt, wer unterlegen wäre, wenn 
die Arreſthauptſache ſich nicht erledigt hätte. Da Forderung und 


Arreſtgrund bis zur Erledigung beſtanden, ſohin bis dahin der 
Widerſpruch unbegründet war, wäre der Arreſtbefehl beſtätigt wor⸗ 
den. Hierbei iſt zu bemerken, daß aus dem ganzen Verhalten des 
Kl. und ſeiner Erklärungen eindeutig erhellt, daß er die für ihn 
wertlos gewordene Arreſtſicherheit alsbald mit der Erledigung 
aufgeben und als gegenſtandslos bezeichnen wollte, kurz, daß er 
die fur beide Teile völlig bedeutungslos gewordene Arreſthaupt⸗ 
ſache nach ihrer tatſächlichen Erledigung auch alsbald als erledigt 
erklärte. Bell. iſt ſohin der unterliegende Teil. Die Ber. ift daher 
begründet, und die Bekl. trägt die Koſten beider Rechtszüge. 8 74 
VerglO. berührt nur die durch den Arreſtvollzug entſtandenen 
Koſten, nicht das Arreſtverfahren ſelbſt. 


(Sch, Manchen, 2. ZivSen., Urt. v. 30. Okt. 1933, Bergeg. 


L 968/33 IT.) 
Ber. von RA. Dr. Schub, München. 


* 
Oldenburg. 


8. Nachfolgender Mietwucher iſt bei rückläufiger 
Konjunktur anzunehmen, wenn der Vermieter bei einer 
geſtaffelten Miete an dem mutmaßlichen Ertrage der 
Steigerung beteiligt werden ſoll. Der Abſchluß eines 
Vergleichs während des Laufs eines langfriſtigen Miet- 
vertrages ſteht der Einrede des Mietwuchers nicht ent⸗ 
gegen. 7) 


un Die Kl. hatte mit dem Bekl. am 26. Sept. 1926 einen fünf- 
jährigen Mietvertrag abgeſchloſſen über Büroräume, in denen der 
verſtorbene Ehemann der Kl. eine Praxis als RA. und Notar 
ausgeübt hatte und in denen nach ihm der Bekl. die Praxis be⸗ 
treiben wollte. In einem Vorprozeß, in dem der Mieter Herab⸗ 
ſetzung der Miete erreichen wollte, war die Vermieterin durch 
gedrungen. Am 14. Juni 1931 ſchloſſen die Parteien einen Ver⸗ 
gleich, durch den die für mehrere Jahre rückſtändige Miete er⸗ 
mäßigt und Ratenzahlung bewilligt wurde. Im vorl. Prozeß 
wandte der Bekl. gegem die Klage auf Zahlung der Vergleichs⸗ 
jumme u. a. nachfolgenden Mietwucher ein. Das BG. gab dieſem 
Einwande zum Teil ſtatt mit folgender Begr.: 

Der jetzt von der Kl. geltend gemachte Anſpruch iſt nicht 
auf den urſprünglich abgeſchloſſenen Mietvertrag geſtützt, ſondern 
auf einen zwiſchen den Parteien im Juni 1931 abgeſchloſſenen 
Vergleich, durch welchen der Mietzinsanſpruch ſowohl für die Ver⸗ 
gangenheit als auch für die Zukunft herabgeſetzt worden iſt. Der 
Bekl. wendet ſich fetzt mit dem Einwand aus § 49a MietSchcg. 
gegen die Höhe des herabgeſetzten Geſamtmietbetrages. Diefem 
Einwande des Bekl. aus 8 492 MietSchch. ſteht nicht etwa der 
Vergleich als ſolcher entgegen. Durch den Vergleich iſt nur die 
Höhe der zu zahlenden Miete abweichend vom urſprünglichen 
Meietvertrage vereinbart. Selbſt wenn der Vergleich die Ungewiß⸗ 
heit darüber beſeitigen ſollte, ob und wie weit etwa ein nach⸗ 
folgender Mietwucher gegeben ſein könnte, und ſelbſt wenn man 
im Vergleichsabſchluß einen Verzicht des Bekl. auf Wucherein⸗ 
wand erblicken wollte, ſo iſt der Bekl. rechtlich nicht gehindert, ſich 
trotzdem jetzt noch auf nachfolgenden Mietwucher zu berufen. Dies 
folgt daraus, daß § 49a MiekSch ch. eine Schutzvorſchr. iſt, auf 


Zu 8. I. Die Begr. iſt in verſchiedenen Punkten bedenklich. 
In der Regel wird ein Vergleich, der zwiſchen Mietparteien im 
Laufe eines langfriſtigen Mietvertrages über die Höhe des Miet⸗ 
zinſes geſchloſſen wird, der Einrede des Mietwuchers für die Ver⸗ 
gangenheit entgegenſtehen, denn ein ſolcher Vergleich ſchließt nach 
Treu und Glauben auch einen Verzicht auf Rückforderungsan⸗ 
ſprüche für die Vergangenheit in ſich. Auch für den Reſt der 
Mietzeit wird aber ein ſolcher Vergleich in der Regel der Er⸗ 
hebung des Wuchereinwandes entgegenitehen und man wird hier 
an die Vorausſetzungen des Mietwuchers beſonders ſtrenge An⸗ 
forderungen ſtellen muſſen, namentlich wenn ſog. nachfolgender 
Mietwucher geltend gemacht wird. Hier war nach Anſicht des Ge⸗ 
richts der Mietzins bei Abſchluß des Mietvertrages angemeſſen 
und jedenfalls für die erſten drei Jahre gerechtfertigt. Als Grund 
für den Rückgang der Einnahmen aus der Anwalts⸗ und No⸗ 
tariatspraxis auf / — 0 der Einnahmen des Vorgängers wird 
lediglich die Verſchlechterung der allgemeinen Wirtſchaftslage an⸗ 
geführt. Dieſe rechtfertigt aber nach dem RG. (Urt. v. 2. Nov. 
1931, VIII 136/31: Mieter. 1931, 177 Hertel, Mieter⸗ 
ſchutz, Nachtrag 27, C 165) für ſich allein nicht die Annahme 
nachfolgenden Mietwuchers. Wenn das RE, eine Ausnahme für 
den Fall zuläßt, daß bei langfriſtigen Mietverträgen die Miete 
anſteigend gerade in dem Gedanken geſtaffelt war, daß der Ver⸗ 
mieter an dem vorausgeſetzten Gedeihen des Geſchäfts teilhaben 
ſollte, ſo trifft dies für den vorl. Fall nicht zu. Denn hier war 
die Miete gleichbleibend auf 200 % und für den Fall, daß 
der Mieter alsbald das Notariat erhalten ſollte, auf 300 K. 
monatlich vereinbart worden. Hierin lag nicht die Vereinbarung 
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welche der Mieter nicht rechtswirkſam verzichten kann. Der Ab⸗ 
ſchluß des Vergleichs hat auch nicht die Wirkung, daß nunmehr 
die im Vergleich vereinbarte Mietſumme nur aus dem Zeitpunkt 
des Vergleichsabſchluſſes auf Angemeſſenheit hin nachgeprüft wer⸗ 
den müßte. Der Einwand des nachfolgenden Mietwuchers zwingt 
vielmehr dazu, zu prüfen, ob die bei Abſchluß des langfriſtigen 
Mietvertrages v. 26. Sept. 1926 vereinbarte Miete der Höhe 
nach als im Urſprung und als für die ganze Dauer des Miet⸗ 
vertrages angemeſſen zu erachten it, To daß die Kl. auch noch 
im Zeitpunkt des Vergleichsabſchluſſes im Juni 1931 die ur⸗ 
ſprünglich vereinbarte Miete hätte fordern dürfen, ohne den ob⸗ 
jektiven Tatbeſtand des § 49a MietSch (G. zu erfüllen. Hinſichtlich 
der erſten Frage tritt der jetzt erk. Sen. der Entſch. des Vor⸗ 
prozeſſes bei und erachtet den Vertrag als im Urſprung ord⸗ 
nungsmäßig zuſtande gekommen, ſo daß die Miete im Urſprung 
der Höhe nach als noch zuläſſig anzuſehen iſt. 

An die Vorausſetzungen für die nur ausnahmsweiſe zuzu⸗ 
laſſende Einrede des Mietwuchers ſind ſtrenge Anforderungen 
zu ſtellen. 

Beſondere, einen Ausnahmefall begründende Verhältniſſe 
können aber, wie auch das RG. (Urt. v. 3. Juni 1931, VIII 125/31, 
2. Nov. 1931, VIII 136/31 und 16. Nov. 1931, VIII 425/31) aner- 
kennt, vorliegen, wenn bei langfriſtigen Verträgen eine geſtaffelte 
Miete eine Art Beteiligung des Vermieters an dem Gedeihen des 
Geſchäfts des Mieters ausdrücken ſollte. Solche beſonderen Verhält⸗ 
niſſe ſind vorliegend nicht zu verkennen. Der Ehegatte der Kl. war 
verſtorben. Er hatte zuletzt als bis dahin einziger RA. und Notar 
in N. recht hohe Einnahmen erzielt. Der Bekl. beabſichtigte, ſich 
dort als RA. niederzulaſſen und legte beſonderen Wert darauf 
ſeine Praxis in den Räumen auszuüben, in denen jahrelang eine 
beſonders gut gehende Praxis ausgeübt war. Die Räume ſelbſt 
hatten als ſolche betrachtet keinen hohen Mietwert. Es handelte 
ſich um drei nicht ſehr große Räume. Für ſie konnte die Kl. un⸗ 
ter normalen Verhältniſſen kaum mit einer höheren Monats⸗ 
miete als etwa 100 S rechnen. Der Bekl. fand ſich bereit, mo⸗ 
natlich 200 % Miete zu zahlen und für den Fall, daß er am 
1. April 1927 auch das Notariat erhielt, monatlich 300 K. Dieſe 
beſonderen Umſtände, welche bei Abſchluß des Mietvertrages vor⸗ 
lagen, und die beſonderen beiderſeitigen Intereſſen, welche auf die 
Beſt. der Höhe des Mietzinſes von Einfluß waren, haben dazu 
geführt, in dem Mietvertvage eine Art Beteiligung der Kl. an 
den zu erwartenden guten Einkünften des Bekl. aus ſeiner Tä⸗ 
tigkeit als RA. und Notar zum Ausdruck zu bringen. Die Par⸗ 
teten gingen davon aus, die bisherigen hohen Einnahmen möch⸗ 
ten wenigſtens in annähernd gleicher Höhe auch für den Bekl. in 
Zukunft zu erwarten ſein. Wenn dann der Bekl. ſpäter tatſäch⸗ 
lich nur Einnahmen erzielen konnte, welche etwa ½—½ der 
Summe ausmachten, die den Parteien bei Abſchluß des Vertrages 
als Einnahme des verſtorbenen Ehemanns der Kl. vorgeſchwebt 
hatte, ſo durfte die Kl. die ganze Mietzeit hindurch nicht mehr 


einer anſteigenden Staffelmiete i. S. jener Ausführungen des 
RG., ſondern damit wurde nur dem Umſtande Rechnung getra⸗ 
gen, daß mit der Verleihung des Notariats der Tätigkeitsbereich 
und damit die Verdienſtmöglichkeiten für den Mieter ſich ſteiger⸗ 
ten. Dabei iſt nicht ausgeſchloſſen, daß trotz der Erweiterung des 
Tätigkeitsfeldes das Geſamteinkommen infolge des allgemeinen 
Niederganges der Wirtſchaftslage geſunken ift. Hätte der Bekl. 
das Notariat nicht erhalten, dann wäre ſein Einkommen wahr⸗ 
ſcheinlich noch geringer geweſen. Hier hat der Mieter die Räume 
in der ſpekulativen Abſicht gemietet, daß ihm gerade der Beſitz 
dieſer Räume, in welchen bisher mit großem Erfolge eine An⸗ 
walts⸗ und Notariatspraxis betrieben wurde, von Vorteil ſein 
würde, und dieſer ſpekulative Charakter ſteht der Einrede des 
Mietwuchers entgegen (RG. 13. März 1933: Grunde. 1933, 360). 

II. Da nach Annahme des Gerichtes für die Räume unter 
ſonſtigen Verhältniſſen höchſtens ein Mietzins von 100 . an⸗ 
gemeſſen geweſen wäre, jo iſt ein Mietzins von 200 7, bzw. 
300 u monatlich unter dem Geſichtspunkt des § 49a MietSchcg. 
nur gerechtfertigt, wenn dem Mieter außer den Räumen noch 
Vermögenswerte überlaſſen wurden. Solche Vermögenswerte ſind 
mit der Überlaſſung von Räumen, in denen bisher eine gut⸗ 
gehende Arzt⸗ oder Anwaltspraxis ausgeübt wurde, an einen An⸗ 
gehörigen des gleichen Berufs verbunden. Wenn auch bei der Aus⸗ 
übung freier Berufe der Schwerpunkt des Unternehmens in den 
perſönlichen Eigenſchaften des Ausübenden und in dem ihm vom 
Publikum entgegengebrachten Vertrauen liegt, ſo überdauern doch 
den Tod des Inhabers gewiſſe in der Gewöhnung des Publikums 
liegende Beziehungen, die durch die Ausübung der Praxis ge⸗ 
ſchaffen und der wirtſchaftlichen Ausbeutung fähig find (vgl. RE. 
29. Nov. 1926: JW. 1927, 1464). 

Derartige Verträge, welche gewiſſermaßen die Überlaſſung der 
Praxis zum Gegenſtande haben, wurden früher vom Ehrengerichts⸗ 
hof der RA. für ſtandeswidrig erachtet. Jedoch hat der Ehren⸗ 


an der vereinbarten Höhe der Miete feſthalten, ohne gegen § 49a 
MietSchcg. zu verſtoßen. Andererſeits durfte Pe auch Ir Vell. 
nicht ſchon in der erſten Zeit der Mietdauer, wenn er ſich in ſei⸗ 
nen hohen Erwartungen getäuſcht ſah, die vereinbarte Miete un⸗ 
ter Ber. auf § 49a MietSchcg. verweigern. Etwa 2¼—3 Jahre 
hatte er nötig, ſeine Praxis aufzubauen und zu feſtigen. Dieſe 
Zeit war er auf jeden Fall an die vereinbarte Höhe der Miete ge⸗ 
bunden, zumal er ein großes Riſiko übernommen hatte. Wann 
nun der genaue Zeitpunkt gekommen war, in welchem die Kl. 
nicht mehr an der Höhe der urſprünglich vereinbarten Miete 
feſthalten durfte, kann dahingeſtellt bleiben. Auf jeden Fall durfte 
ſie im Juni 1931 z. Z. des Abſchluſſes des Vergleichs nicht mehr 
Zahlung der Miete in der geſamten urſprünglich vereinbarten 
Höhe verlangen. Das hat ſie auch nicht getan. Sie hat im Wege 
des Vergleichs ihre Geſamtforderung an Miete um 1550 .2A 
herabgeſetzt und auf Verzugszinſen bis zum 1. Mai 1931 verzich⸗ 
tet. Alles zuſammen entſpricht etwa der Herabſetzung der Miete 
für 1 Jahr auf die Hälfte. Dieſer Nachlaß erſcheint jedoch nach 
Lage der Sache nicht als ausreichend. Der Niedergang der all⸗ 
gemeinen wirtſchaftlichen Verhältniſſe, wie er ſeit ſpäteſtens 
Herbſt 1930 und mehr noch ſeit Anfang 1931 immer deutlicher 
in die Erſcheinung trat, mußte alle Erwartungen auf die Mög⸗ 
lichkeit weiterer erheblicher Steigerungen der Einnahmen des 
Bekl. zunichte machen. Die Geſamtentwicklung der Verhältniſſe 
zeigte aber auch, daß beide Parteien die hohe Miete von monat⸗ 
lich 300 %% verſtändigerweiſe nicht für die ganze Mietzeit von 
5 Jahren als angemeſſen betrachten durften, und daß die Kl. im 
Vergleich nicht einen nur verhältnismäßig niedrigen Mietnach⸗ 
laß gewähren durfte. Sie mußte ihre in der hohen Miete zum 
Ausdruck gekommene Beteiligung an zu erwartenden hohen Ein- 
nahmen des Bell. nach etwa 2¼2—3jähriger Anwaltstätigkeit des 
Bekl. für die letzten 2 Jahre des Mietvertrages den tatſächlich 
nur zu erzielenden niedrigeren Einnahmen anpaſſen. Deshalb er⸗ 
ſcheint es angebracht, die Miete für ein weiteres Jahr um die 
Hälfte herabzuſetzen. 
(Os; Oldenburg, Urt. v. 31. Mai 1933, U 164/32.) 


Landgerichte. 


Frankfurt a. M. Zivilſachen. 


1. Zur Frage der Gewährung des Schutzes aus 818 
VollſtrMaßn VO. v. 26. Mai 1933 an juriſtiſche Perſonen 
und Handelsgeſellſchaften. ß) 

Den Antrag der Schuldnerin, einer GmbH., die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in die gepfändete Regiſtrierkaſſe auf Grund des 818 
VollſtrMaßn VO. v. 26. Mai 1933 aufzuheben, hat das AG. mit 
der Begr. zurückgewieſen, der erweiterte Vollſtreckungsſchutz der ge⸗ 


gerichtshof in einer Entſch. v. 7. Dez. 1927 bemerkt, daß Aus⸗ 
nahmefälle möglich feien, die eine beſondere Beurteilung er⸗ 
heiſchten. 

Nach Friedlaender, RAD, 8 Aufl., Exkurs II zu § 28 
A. 85 geht die Entwicklung dahin, daß die Entſch. ſich nur von 
Fall zu Fall unter Berückſichtigung des Grundes der Veräuße⸗ 
rung und der Angemeſſenheit der Höhe des Entgelts trefſen läßt. 
Keineswegs iſt aber eine ſolche Vereinbarung ohne weiteres als 
ſittenwidrig und damit als nichtig anzuſehen, ſelbſt wenn ſie 
ftandeswidrig ſein follte (Friedlaender, Exkurs vor 830 
A. 13). 

Für die Überlaſſung einer ärztlichen Praxis iſt die Gültig⸗ 
keit eines ſolchen Vertrages bereits wiederholt vom RG. aus⸗ 
geſprochen worden (RGS. 115, 172 = JW. 1927, 1463). 

Im vorl. Falle hatte ſich die Witwe des RA. für die 
Überlafiung der Räume über den an ſich angemeſſenen Mietzins 
von 100 7% monatlich hinaus noch auf die Dauer von fünf 
Jahren eine Vergütung von weiteren 100 % bzw. bei Ver⸗ 
leihung des Notariats von 200 RAM monatlich verſprechen laſſen. 
Dieſes Entgelt erſcheint, da der Ehemann der Kl. bis dahin aus 
ſeiner Praxis ſehr hohe Einnahmen erzielt hatte, nicht unange⸗ 
meſſen, ſelbſt wenn es ſeinem Nachfolger infolge der allgemeinen 
rückläufigen Wirtſchaftslage nicht gelang, gleiche oder annähernd 
hohe Einnahmen zu erzielen. Unter dieſem Geſichtspunkt durfte 
der von der Kl. auf Grund des Vergleichs geforderte Mietzins 
gerechtfertigt geweſen ſein. 

NA. Dr. Franz Hertel, Oppeln. 


Zu 1. Die Frage, ob der Schutz des 8 18 VollſtrMaßn O. 
auch für juriſtiſche Perſonen und insbeſ. alle Handelsgeſellſchaften gilt, 
iſt im Geſetz nicht beſonders geregelt und wird in der Praxis ver⸗ 
ſchieden beantwortet. Eine Anſicht beſchräukt den Schutz auf natür⸗ 
liche Perſonen. Eine andere gewährt ihn auch allgemein juriſtiſchen 
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nannten VO. beziehe ſich ſinngemäß ebenſo wie die Schutzvorſchrift 
des § 811 Ziff. 5 ZPO. nur auf natürliche, nicht auch auf juriſtiſche 
Perſonen, bet dieſen könne nicht von „perſönlichen Gebrauch“ und 
„Erwerbstätigkeit“ i. S. des § 18 a. a. O. geſprochen werden. 

Die Entſcheidungsgründe des AG. vermögen den angef. Beſchl. 
nicht zu tragen. Die Rechtsauffaſſung, die Schutzvorſchriften der frag⸗ 
lichen VO. könnten nur zugunſten natürlicher Perſonen angewandt 
werden, iſt in dieſer allgemeinen Faſſung jedenfalls unrichtig. Sinn 
und Wortlaut der VO. laſſen den erweiterten Vollſtreckungsſchutz nicht 
lediglich auf natürliche Perſonen beſchränkt erſcheinen. . 

Die wörtliche Auslegung der Belt. des § 18 Abf. 2 ſchließt die 
Möglichkeit, den Schutz dieſer Vorſchrift auch juriſtiſchen Perſonen an⸗ 
gedeihen zu laſſen, keineswegs aus. Der Abſ. 2 Satz 1 des 8 18 
ſpricht ganz allgemein davon, daß dann die Zwaugsvollſtreckung auf⸗ 
gehoben werden kann, wenn „bei dem Schuldner“ die näher bezeich⸗ 
neten Sachen gepfändet ſind. 

In dieſer Faſſung deckt ſich der erweiterte Vollſtreckungsſchutz, 
was den Perſonenkreis anbetrifft, nicht, wie das AG. meint, mit 
der Schug Belt. des 8 811 Ziff. 5 ZPO.: hier werden beſtimmte Per⸗ 
ſonen (Künſtler, Handwerker, gewerbliche Arbeiter), die zudem dadurch 
naher gekennzeichnet ſein müſſen, daß ſie aus „Handarbeit oder ſon⸗ 
ſtigen perſönlichen Leiſtungen“ ihren Erwerb ziehen, dort wird ganz 
allgemein „der Schuldner“ geſchützt. Gerade dieſer Vergleich läßt 
darauf ſchließen, daß der durch die VollſtrMaßn O. geſchützte Per⸗ 
ſonenkreis weiter als der in § 811 Ziff. 5 ZPO. benannte gezogen 
werden ſoll. 

Auch die Aufzählung der Gegenſtände, die der Pfandbeſchränkung 
unterliegen, ergibt in Verbindung mit der geſchützten Perſon nicht, daß 
es ſich dabei uur um natürliche Perſonen handeln darf. Wenn die 
VO. zunächſt von Sachen, die „zum perſönlichen Gebrauch dienen oder 
zum Hausrat gehören“ oder von Gegenſtänden, die der „Erwerbstätig⸗ 
keit“ des Schuldners dienen, ſpricht, ſo können dieſe Sachen aller⸗ 
dings nur zuſammen mit natürlichen Perſonen genannt werden. Es 
iſt aber nicht einzuſehen, warum nicht Gegenſtände — wie fie Abf. 2 
des § 18 weiter aufführt —, die zu einem von dem Schuldner „be⸗ 
triebenen gewerblichen Unternehmen“ gehören, als einer turiftifchen 
Perſon eigen angeſehen werden können. 

Allerdings wird man bei der Auslegung der fraglichen Geſetzes⸗ 
beſt. deren Zweck nicht außer acht laſſen dürfen: die erweiterten Voll⸗ 
ſtreckungsſchutzbeſt. find vor allem deshalb getroffen worden, um dem 
ſelbſtändigen Unternehmer, dem kleinen Gewerbetreibenden und dem 
gewerblichen Mittelſtand, vor allem alſo den Betrieben, bei denen die 


Perſonen und Handelsgeſellſchaften. Aber auch der im obigen Beſchl. 
für eine GmbH. vertretenen Mittelmeinung, daß die Vorſchrift zwar 
auch für juriſtiſche Perſonen gelte, jedoch nur für ſolche Unternehmen, 
die nicht rein kapitaliſtiſch aufgebaut ſeien und in denen die per⸗ 
ſönliche Arbeitstätigkeit des wirtſchaftlichen Inhabers nicht völlig 
hinter die Kapitalsausnutzung zurücktrete, iſt häufig zu begegnen. Der 
erſten Meinung, alſo der Anwendung des 8 18 Vollſtr⸗ 
Maßn VO. grundſätzlich auch auf alle juriſtiſchen 
Perſonen und Handelsgeſellſchaften, iſt der Vorzug zu 
geben. Nur mit dieſer Einſchränkung kann der hier erörterten Entſch. 
beigetreten werden. 

Für dieſe Auffaſſung ſprechen vor allem die dem § 18 zugrunde 
liegenden geſetzgeberiſchen Erwägungen. Denn durch die 
Vorſchrift hat im Intereſſe der Schuldner und der geſamten Wirt⸗ 
ſchaft ein ganz allgemeiner Vollſtreckungsſchutz gegen die Folgen der 
Kriſe und eines unverſchuldeten Zahlungsunvermögens geſchaffen wer⸗ 
den ſollen. Es iſt unzutreffend und ſteht im Widerſpruch zum Geſetz, 
wenn in dem Beſchl. zur Begr. der Einſchränkung angeführt wird, 
mit 8 18 ſei vor allem der Schutz des ſelbſtändigen Unternehmers, 
des kleinen Gewerbetreibenden, des gewerblichen Mittelſtandes, nur 
der Betriebe, in der die perſönliche Arbeitsleiſtung der Inhaber nicht 
völlig hinter die Kapitalsausnutzung zurücktrete, beabſichtigt worden, 
und damit entfallen die in der Entſch. und auch ſonſt entſprechend 
in der Praxis für die Mittelmeinung geltendgemachten Gründe. Die 
Einführung eines ſolchen nur beſchränkten Vollſtreckungsſchutzes iſt 
Preſſenachrichten zufolge urſprünglich wohl beabſichtigt geweſen. Der 
Plan iſt aber nicht zur Ausführung gelangt. Das Geſetz ſelbſt ſpricht 
demgemäß auch für das Gegenteil. Wenn in 8 18 Abſ. 2 Satz 1 von 
„der Erwerbstätigkeit des Schuldners dienenden“ Gegenſtänden einer⸗ 
ſeits und „zu einem vom Schuldner betriebenen gewerblichen Unter⸗ 
nehmen gehörenden“ Sachen andererſeits die Rede iſt, ſo ergibt ſich 
daraus, das der Schutz eben nicht wie der des 8 811 Ziff. 5 ZPO. 
auf die Schuldner, in deren Betrieben die perſönliche Arbeitsbetäti⸗ 
gung im Gegenſatz zur Kapitalsausnutzung und der Ausnutzung der 
Arbeitskraft Dritter das Weſentliche iſt, hat beſchränkt ſein ſollen, 
vielmehr allgemein auch für die kapitaliſtiſch betriebenen Unternehmen 
gelten ſoll. 8 18 bietet ferner auch keinen Anhalt für eine unterſchied⸗ 
liche Schutzgewährung an natürliche Perſonen, je nachdem ob die 
Unternehmen rein kapitaliſtiſche find oder in ihnen die Arbeit des In⸗ 
habers mehr oder weniger hinter die Kapitalsausnutzung zurücktritt. 
Findet die Vorſchr. aber auch auf alle Rapitaliftiihen Unternehmen 
Anwendung, ſo erſcheint es, ſofern nicht ſonſtige gewichtige Gründe 


perſönliche Arbeitskraft nicht völlig hinter der Ausnutzung des in dem 
Unternehmen angelegten Kapitals zurücktritt, den Schutz angedeihen 
zu laſſen, der erforderlich iſt, um ſie die gegenwärtige, von ihnen 
unverſchuldete Kriſe hindurch lebensfähig zu erhalten und ſie nicht der 
Betriebsmittel zu berauben, deren Fehlen die Vernichtung ihrer Exi⸗ 
ſtenz und mithin eine Verſchlechterung der wirtſchaftlichen Geſamtlage 
bedeuten würde. Dieſem Zweck würde es zuwiderlaufen, wollte man, 
was die juriſtiſche Perſon anlangt, Betriebe ſchützen, die auf rein, 
Kapitaliſtiſcher Grundlage aufgebaut find, alſo Großunternehmen, wie 
fie regelmäßig AktG. darſtellen. Anders kann es bei einer GmbH 
ſein, bei der aus Gründen rechtlicher oder tatſächlicher Natur die Form 
einer juriſtiſchen Perſon gewählt wurde, die aber wirtſchaftlich als ein 
Unternehmen anzuſehen iſt, das ſich nicht von einem anderen, per⸗ 
ſönlich betriebenen Gewerbe unterſcheidet. Und es iſt kein Grund er⸗ 
ſichtlich, warum man derartigen Betrieben nur deshalb den erwei⸗ 
terten Vollſtreckungsſchutz verſagen ſoll, weil fie als juriſtiſche Perſon 
aufgezogen Find: nicht die Form iſt das ausſchlaggebende, ſondern die 
wirtſchaftliche Bedeutung und Funktion des Unternehmens. Entſchei⸗ 
dend wird aber, dem Zweck der VO. entſprechend, immer fein, ob 
es fi um ein bapitaliſtiſches Unternehmen handelt oder nicht. 


(LG. Frankfurt a. M., Beſchl. v. 7. Juni 1933, 2/3 T 505/33.) 
Eingef. von Ger Aſſ. K. Kerſten, Frankfurt a. M. 


* 
Mannheim. 


2. Feſtſtellungsklage zwecks Unterbrechung ber Ver⸗ 
jährung urteilsmäßiger Unterhaltsraten. 


Durch den angef. Beſchl. hat das AG. M. der Kl. das nach⸗ 
geſuchte Armenrecht verſagt. Durch rechtskr. VerſUrt. v. 26. April 
1929 wurde der Bekl. verurteilt, an die Kl. vom Tage der Ge⸗ 
burt, d. i. v. 7. März 1926 an, bis zur Vollendung des 16. Lebens⸗ 
jahres eine vierteljährliche, im voraus zu zahlende, Unterhaltsrente 
von 108 % zu bezahlen. Bis jetzt hat der Bekl. Unterhalt noch 
nicht geleiſtet, ſein Aufenthalt iſt ſeit 1925 unbekannt. Die in 
der Zeit v. 26. April bis 31. Dez. 1929 fälligen Unterhaltsanſprüche 
werden mit Ablauf des Jahres 1933 verjähren (vgl. 88 197, 218 
Abſ. 2 BGB.) Die Kl. will Klage auf Feſtſtellung, daß der Bekl. 
verpflichtet iſt, der Kl. v. 7. Juni 1929 an bis zum 6. Dez. 1933 
den in dem Verſlrt. v. 26. April 1929 feſtgeſetzten Unterhalts⸗ 
betrag von vierteljährlich 108 ., mithin 1944 AM, zu bezahlen, 
erheben, um die Verjährung zu unterbrechen. 


dagegen ſprechen, nicht gerechtfertigt, ihren Schutz juriſtiſchen Per⸗ 
ſonen und Handelsgeſellſchaften zu verſagen. Solche Gründe beſtehen 
aber nicht. 


Der Wortlaut des 8 18 nötigt keineswegs zu der Beſchrän⸗ 
kung des Schutzes auf natürliche Perſonen, läßt vielmehr auch die 
gegenteilige Auslegung durchaus zu. Die Prozeßordnung umfaßt unter 
dem Begriff des Schuldners grundſätzlich alle Schuldner einſchließlich 
der juriſtiſchen Perſonen. In der Praxis wird häufig eingewendet, bei 
juriſtiſchen Perſonen, insbeſ. Handelsgeſellſchaften, könne nicht von 
einer Erwerbstätigkeit des Schuldners geſprochen werden. Das trifft 
aber nicht zu. Abgeſehen davon iſt demgegenüber auch darauf hinzu⸗ 
weiſen, daß, wie ſchon gejagt, nicht nur „die der Erwerbstätigkeit des 
Schuldners dienenden“, ſondern auch „die zu einem von ihm be⸗ 
triebenen gewerblichen Unternehmen gehörenden“ Sachen von dem 
Schutze erfaßt werden. 

Die vergleichende Heranziehung des 8 811 Ziff. 5 
3 PO. vermag die hier vertretene Auslegung nur zu ſtützen. Der 
weſentliche Unterſchied zwiſchen der Vorſchr. und 8 18 iſt bereits dar⸗ 
getan. Hätte der Schutz des § 18 wirklich auf die natürlichen Per⸗ 
ſonen beſchränkt bleiben ſollen, ſo wäre gerade angeſichts der be⸗ 
ſonderen Hervorhebung dieſer Beſchränkung in 8811 Ziff. 5 ZPO. 
zweckmäßig auch eine ſolche Hervorhebung in § 18 erfolgt. Die 
juriſtiſchen Perſonen bedürfen des Schutzes um jo mehr, als ihnen der 
Schutz aus 8 811 Ziff. 5 ZPO. nicht zuſteht. 

Die Anwendung des $ 18 auch auf fie entſpricht allein dem 
Sinn und Zweck der mit der Vorſchr. geſchaffenen Ge⸗ 
ſamtregelung. Die grundſätzliche Verſagung des Schutzes würde 
überdies zu einer innerlich nicht gerechtfertigten, unverſtändlichen 
Unterſcheidung in der Schutzgewährung an kapitaliſtiſche Unternehmen 
führen, je nachdem ob dieſe von einem Einzelinhaber oder von einer 
Geſellſchaft betrieben werden. 

Die hier vertretene Anſicht kann, ſoweit erſichtlich, als die in 
der Praxis überwiegende bezeichnet werden. Sie iſt zunächſt in 
mehreren grundſätzlichen Beſchluſſen der 9. 3K. des LG. J Berlin 
(209 T 4289/33 v. 26. Juni 1933, 209 T 4143/33 v. 30. Juni 1933 
und 209 T 4668/33 v. 6. Juli 1933) vertreten worden, und ihr 
folgen jetzt alle drei VollſtrBeſchweammern (9, 57, 66) des SG. 
Berlin. Ihr hat ſich jetzt wohl auch das LG. Frankfurt a. M. an⸗ 
geſchloſſen (vgl. den Beſchl. 2/3 T 861/33 v. 20. Sept. 1933: JW. 
1933, 2664). 2 

Edt. Dr. Fritz Schultze, Berlin. 


62. Jahrg. 1933 Heft 58] 


Das AG. hält die Klage für ausſichtslos, da es Sinn und 
Zweck des § 218 Abſ. 2 ſei, dem Schuldner ein Leiſtungsverweige⸗ 
rungsrecht einzuräumen, wenn der Gläubiger den feſtgeſtellten An⸗ 
ſpruch nicht innerhalb der Verjährungsfriſt verwirklicht habe, mag 
dies auch auf Gründen beruhen, auf die der Gläubiger keinen Einr 
fluß habe. Mit dieſem Zwecke des Geſetzes würde es in Wider⸗ 
ſpruch ſtehen, wenn dem Gläubiger die Möglichkeit gegeben würde, 
vor Eintritt der Verjährung die bereits in dem erſten Urt. feſt⸗ 
geſtellte Leiſtungspflicht des Schuldners nochmals durch Urt. feſt⸗ 
ftellen zu laſſen; aus dem Zweck des 9218 Abſ.? BGB. ergebe 
ſich ſomit, daß das Rechtsſchutzbedürfnis für die beabſichtigte Klage 
zu verneinen ſei. N 8 = 

Die Beſchw. ift begründet. Die Einrede der rechtskräftig 
entſchiedenen Sache iſt, wie dies im allgemeinen auch von der 
Einrede der Rechtshängigkeit gilt (ſo 8 263 Abſ. 2 Ziff. 1 3PO.), 
ebenſo wie die Einrede der Verjährung, eine „Einrede“, die nicht 
von Amts wegen zu berückſichtigen iſt (vgl. z. B Baumbach. 
Anm. 3 C zu § 263 ZPO.; RG. v. 1. Mai 1891: JW. 1891, 31025; 
RG. 50, 416, 419). Da der Aufenthalt des Bekl. nicht bekannt 
ift, it anzunehmen, daß öffentliche Zuſtellung der Klage erfolgen 
und die Einrede der rechtskräftig enkſchiedenen Sache nicht geltend 
gemacht werde. Die Einrede der rechtskräftig entſchiedenen Sache 
beruht allerdings auf dem Gedanken, daß ein Rechtsſchutzbedürfnis 
für eine neue Klage nicht vorliege. In dem gegebenen Falle hat 
aber die Kl. das beſondere Intereſſe, die Verjährung zu verhindern 
(8 209 BGB.). Jedenfalls beſteht kein Grund, die Tatſache der er- 
folgten rechtskräftigen Entſch. von Amts wegen zu berückſichtigen, 
um auf Grund deſſen die Kl. an der beabſichtigten Unterbrechung 
der kurzen Verjährung zu hindern. Die Rechtsverfolgung iſt daher 
nicht ausſichtslos. Auch die übrigen Vorausſetzungen für die Be⸗ 
willigung des Armenrechts liegen vor. 

(LG. Mannheim, Beſchl. v. 20. Nov. 1933, 3 ZBS 129/38.) 


Ber. von LGR. Dr. P. Fromherz, Mannheim. 


B. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 


I. Reich. 
Reichsfinanzhof. 


Berichtet von Reichsfinanzrat Dr. Boethke, Reichsfinanzrat Arlt 
und Reichsfinanzrat Dr. Georg Schmauſer, München. 


E Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


1. 88 162 Abſ. 10, 188, 202 insbeſ. Abſ. 5, 305 RA bg O.; 
Art. 15 Abf. 2, 56 R Verf.; § 9 Abſ. 1 Nr. 3 KörpStG. 

a) Buch⸗ und Betriebsprüfung bei einer Staatsbank. 

b) Zwangsmittel ſind gegen öffentliche Behörden un⸗ 
zuläſſig ohne Rückſicht darauf, ob dieſe Behörden aus⸗ 
ſchließlich oder überwiegend Hoheitsrechte ausüben oder 
aber wirtſchaftliche Geſchäfte verwalten. 

I. Das Fin A, hat der Beſchw§., einer Staatsbank, die Durch⸗ 
führung einer allgemeinen Buch⸗ und Betriebsprüfung angekün⸗ 
digt und von ihr die Erklärung gefordert, daß ſie bereit ſei, dem 
Prüfer die zur Durchführung der Prüfung erforderlichen Bücher, 
Belege und ſonſtigen Unterlagen vorzulegen. Für den Fall der Ver⸗ 
weigerung dieſer Erklärung war eine Geldſtrafe von 100 % gem. 
8202 RAbgdo angedroht. Die Beſchw§. hat die Abgabe der ge⸗ 
forderten Erklärung und die Duldung der Prüfung abgelehnt. Sie 
diene als Staatsbank ihrer Beſt. nach in der Hauptſache Ge⸗ 
ſchäften ſtaatswirtſchaftlicher oder allgemeinwirtſchaftlicher Art, ſei 
alſo nach 89 Abſ. 1 Nr. 3 Körp&tG. von der Steuer befreit. Zur 
Prüfung, ob dieſe Steuerbefreiung begründet ſei, bedürfe es nicht 
der Einſicht in die Bücher und in den Betrieb. Ausſchlaggebend für 
die Steuerbefreiung ſeien die für die Bank geltenden geſetzlichen 
Beſt., insbeſ. das Staatsbank. Zu prüfen, ob die Staatsbank bei 
ihrer Geſchäftsführung dieſe Belt. beachte, ſei nicht Sache des 
Fin A., ſondern der Aufſichtsbehörde der Bank. Die Anwendung 
von Zwangsmitteln gegen eine als öffentliche Behörde anzuſehende 
Staatsbank ſei nach der Rſpr. des RF. durch 8 202 Abf. 5 
RAbgO. ausgeſchloſſen. 

Das Fin. hat die angedrohte Erzwingungsſtrafe von 100 .f 
feſtgeſetzt und gleichzeitig für den Fall der weiteren Weigerung, die 
geforderte Erklärung abzugeben, eine weitere Geldſtrafe von 
200 AM angedroht. Die Staatsbank hat Beſchw. eingelegt und da⸗ 
bei außer den bisher ſchon geltend gemachten Gründen auch darauf 
verwieſen, daß nach Art. 15 Abſ. 2 RVerf. die Reichsregierung nur 
mit Zuſtimmung der Landeszentralbehörde Beauftragte zu den 
unteren Landesbehörden entſenden dürfe; das Fin A. ſei deshalb 
nicht berechtigt, gegen den Willen des Landesminiſteriums bei der 
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Staatsbank eine allgemeine Buch⸗ und Betriebsprüfung vorzu⸗ 
nehmen. 

Die Beſchw. iſt als unbegründet zurückgewieſen worden. Dem 
Verfahren über die RBeſchw. iſt der RF M. beigetreten. Er be⸗ 
antragt Zurückweiſung der RBeſchw., da die Anordnung des Fin A. 
ſachlich berechtigt ſei und das Verbot der Anwendung von Zwangs⸗ 
mitteln gegen öffentliche Behörden (8 202 Abſ. 5 RAID.) ſinn⸗ 
gemäß nur auf Behörden, die zur Wahrnehmung von Hoheits⸗ 
akten berufen ſeien, nicht auch auf Behörden, die überwiegend 
Geſchäfte privatwirtſchaftlicher Natur betreiben, angewandt werden 
könne. 

II. Die RBeſchw. richtet ſich gegen eine BeichwEntid. des 
Fin A. über eine Anordnung, für die die Erzwingbarkeit nach 
8202 RAbgO. in Anſpruch genommen iſt. Sie iſt deshalb nach 
8305 RAbgdO. zuläſſig. 4 

Auf die RBeſchw. iſt zu entſcheiden, ob die Anordnung des 
Fin A. fachlich berechtigt war und ob mit ihr die Androhung von 
Zwangsmitteln verbunden werden durfte. 

III. Der erk. Sen. hat in einem Urt. v. 18. Sept. 1929 (RF. 
25, 318) ausgeſprochen, daß die Erſuchen eines Fin A. um Hilfe⸗ 
leiſtung nach 8 191 RAbgO. a. F. nicht zu den erzwingbaren An⸗ 
ordnungen i. S. von 8202 i. Verb. m. § 283 RAbgoO. a. F. gehören 
und daß über ihre Berechtigung die der erſuchten Stelle vorgeſetzte 
Stelle Entſch. zu treffen hat. Dem Urt. liegt die Auffaſſung zu⸗ 
grunde, daß durch § 202 Abi. 5 RAbgoO. die Anwendung von 
Zwangsmaßnahmen des Fin A. gegenüber Behörden und Beamten 
in jedem Falle ausgeſchloſſen iſt. Dieſe Auffaſſung iſt in einem 
dem RF M. unter dem 20. Dez. 1929 erſtatteten Gutachten (RF. 
26, 183) näher erläutert. Dabei iſt ausdrücklich dargelegt, daß das 
Verbot der Anwendung von finanzamtlichen Zwangsmitteln gegen⸗ 
über Behörden und Beamten (§ 202 Abſ. 5 RAbgo.) für alle 
öffentlichen Behörden und Beamten im allgemeinen ſtaatsrechtlichen 
Sinn Geltung habe, und zwar ohne Rückſicht darauf, ob dieſen 
Behörden und Beamten die Ausübung von Hoheitsrechten oder die 
Verwaltung wirtſchaftlicher Zwecke übertragen iſt. In einem Urt. 
IVA 5/31 v. 15. April 1931 (RStBl. 1931, 325) hat der Sen. die 
an eine Gemeindebehörde gerichtete Aufforderung zur Abgabe einer 
Steuererklärung prozeßrechtlich dem Erſuchen um Hilfeleiſtung 
(8 191 RAbgO. a. F.) gleichgeſtellt. Der 1. Sen. des R§ H. hat in 
einem Urt. IA 893/29 v. 25. März 1930 (RStBl. 1930, 245) für 
die gegenüber einer Kreisſparkaſſe verfügte Anordnung einer Buch⸗ 
und Betriebsprüfung zwar die Erzwingbarkeit im Hinblick auf 
§ 202 Abſ. 5 NAD. verneint, aber die Anfechtbarkeit mit der 
RBeſchw. zugelaſſen. Die Rechtsauffaſſung des erk. Sen. wird 
von Becker in einer Abhandlung in StW. 1930, 267 bekämpft. 
Ihm iſt der RZ M. beigetreten. 

Der Sen. nimmt die vorl. RBeſchwSache zum Anlaß, feine 
Rechtsauffaſſung nachzuprüfen. 

IV. Alle Pflichten, die öffentliche Behörden und Beamte in 
dieſer ihrer Eigenſchaft im Intereſſe der Beſteuerung zu erfüllen 
haben, ſind ein Teil ihrer dienſtlichen Aufgabe. Das gilt ſowohl 
von der allgemeinen Hilfeleiſtungspflicht des 8 188 RAbgO. 1931, 
wie auch von der Erfüllung der einzelnen im Intereſſe der Be⸗ 
ſteuerung allgemein erlaſſenen Vorſchr. und von der Einhaltung 
der dem gleichen Zwecke dienenden Verbote, alſo von den Pflichten, 
die dem Staatsbürger im allgemeinen Intereſſe der Beſteuerung, 
insbeſ. zur Durchführung der Beſteuerung Dritter auferlegt ſind. 
Es gilt ſelbſtverſtändlich auch von den Pflichten, die die Behörden 
und Beamten als Vertreter einer ſelbſt ſteuerpflichtigen Körperſchaft 
des öffentlichen Rechts zu erfüllen haben, alſo von den Verpflich⸗ 
tungen, die den Steuerpflichtigen als ſolchen treffen. 

Über die Erfüllung dienſtlicher Pflichten zu wachen und ſie 
ſicherzuſtellen, iſt grundſätzlich Sache der der Behörde oder den 
Beamten organiſationsgemäß vorgeſetzten und mit Diſziplinar⸗ 
befugnis ausgeſtatteten Stellen. Nur dieſe Stellen ſind grundſätzlich 
befugt, Behörden und Beamten, die ihnen unterſtellt ſind, dienſt⸗ 
liche Befehle zu erteilen. Eine Befehlsgewalt einer Behörde gegen⸗ 
über einer ihr nicht organiſatoriſch unterſtellten Behörde bedarf 
einer beſonderen Rechtsgrundlage. Alles das iſt eine ſelbſtverſtänd⸗ 
liche Vorausſetzung für die geordnete Führung der öffentlichen Ver⸗ 
waltungsgeſchäfte; es iſt auch in der Staatspraxis anerkannt, ins⸗ 
beſ. in Art. 56 RVerf. zum Ausdruck gekommen, wo beſtimmt iſt, 
daß jeder Miniſter den ihm nach der Verteilung der Staatsgeſchäfte 
auf die einzelnen Verwaltungszweige unterſtellten Geſchäftszweig 
ſelbſtändig und unter eigener Verantwortung verwaltet. 

Hiernach iſt zu unterſuchen, ob und wieweit etwa abweichend 
von dem erörterten Grundſatz das Steuerrecht den Steuerverwal⸗ 
tungsbehörden eine Befehlsgewalt und darüber hinaus eine Zwangs⸗ 
gewalt gegenüber ihnen nicht unterſtellter Behörden und Beamten 
hinſichtlich der Pflichten zuerkannt hat, die dieſen Beamten und 
Behörden im Intereſſe der Beſteuerung auferlegt ſind. 

Bei dieſen Pflichten laſſen ſich zwei rechtsſyſtematiſch weſent⸗ 
lich verſchiedene Gruppen unterſcheiden. 

1. Die allgemeine Hilfeleiſtungspflicht der Behörden und Be- 
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amten G 188 RAbgSO. a. F.) iſt lediglich eine beſondere Seite der 
ſelbſtverſtändlichen Pflicht aller Behörden, zur Erreichung der 
Staatszwecke zuſammen zu wirken. Dieſe Pflicht ergreift alle 
Behörden und Beamten, iſt ſachlich lediglich durch ihre Zwech⸗ 
beit. begrenzt und hat bei der großen Zahl der Steuerpflichtigen 
und der Steuern ein kaum überſehbar großes Anwendungsgebiet. 
Würde ihre Erfüllung der Befehlsgewalt und damit der ausſchließ⸗ 
lichen Entſch. der Finanzbehörden unterſtellt, ſo würde das einen 
außerordentlich ſtarken Eingriff in das regelmäßige über⸗ und 
Unterordnungsverhältnis in ſämtlichen öffentlichen Verwaltungs⸗ 
zweigen bedeuten. Es würde damit aber weiter, da ſelbſtverſtändlich 
jede Behörde nur im Rahmen ihres eigentlichen Wirkungskreiſes 
zur Hilfeleiſtung berufen iſt, den Finanzbehörden die verbindliche 
Entſch. über Fragen der Zuſtändigkeit und des inneren Dienſt⸗ 
betriebs fremder Behörden übertragen, die ſachgemäß nur von den 
dieſen Behörden vorgeſetzten Stellen getroffen werden kann. Die 
NAbgdO. hat auch eine ſolche Regelung tatjächlich nicht getroffen. 
Ste behandelt die Inanſpruchnahme der Mitwirkung von außerhalb 
der Finanzverwaltung ſtehenden Behörden und Beamten bei der 
Beſteuerung nicht als einen Akt der Finanzbefehlsgewalt, ſondern 
als Erſuchen um Rechtshilfe. Das entſpricht auch der hiſtoriſchen 
Entwicklung (vgl. die bei Becker, Anm. 1 zu 8 191 NAD. a. F. 
angegebenen „Vorläufer“ des § 191). Pflichten, die jedermann im 
Intereſſe der Beſteuerung auferlegt ſind, treffen ſelbſtverſtändlich 
auch Behörden und Beamte; Verbote, die dieſem Intereſſe dienen, 
ſind auch von Beamten und Behörden zu beachten. Die Erfüllung 
dieſer Pflichten, die Einhaltung dieſer Verbote iſt bei Behörden und 
Beamten Dienſtpflicht; ſie unterliegt ſelbſtverſtändlich der diſzipli⸗ 
naren Würdigung und der Dienſtbefehlsgewalt der den Behörden 
und Beamten vorgeſetzten Stellen; der Befehlsgewalt der Finanz⸗ 
behörden — die ſtrafrechtliche Verfolgung iſt hier nicht zu er⸗ 
örtern — iſt ſie nicht unterſtellt; es hätte dazu einer ausdrück⸗ 
lichen geſetzlichen Vorſchr. bedurft; eine ſolche Vorſchr. beſteht 
aber nicht. 

2. Ganz anders iſt die Stellung von Behörden und Beamten, 
ſoweit ſie bei der Beſteuerung als Vertreter von ſelbſt ſteuerpflich⸗ 
tigen Körperſchaften oder Verwaltungen mitzuwirken, alſo Pflich⸗ 
ten zu erfüllen haben, die den Steuerpflichtigen als ſolchen treffen. 
In dieſem Aufgabenkreis ſind die Behörden und Beamten aller⸗ 
dings der Befehlsgewalt der Finanzbehörden unterworfen. Das 
ergibt ſich ohne weiteres daraus, daß das Geſetz die Körperſchaften 
und Verwaltungen, die von den Behörden und Beamten vertreten 
werden, der Steuerpflicht unterſtellt. Natürlich liegt hier ein Ein⸗ 
bruch in fremde Dienſtgewalt vor. Er iſt hier aber nur eine neben⸗ 
ſächliche Folge der ſtaaksrechtlich viel bedeutſameren Maßnahme der 
Unterſtellung öffentlich⸗rechtlicher Körperſchaften und Verwaltungen 
unter die Steuerpflicht. Er iſt hier beſchränkt auf eine verhältnis⸗ 
mäßig kleine Zahl von Behörden und Beamten, nämlich auf die 
mit der Vertretung der ſtenerpflichtigen Körperſchaften und Ver⸗ 
waltungen hinſichtlich dieſer Steuerpflicht betrauten Behörden und 
Beamten. Die Befehlsgewalt der Finanzverwaltung hat inſoweit 
auch beſtimmte, im Geſetz genau umſchriebene Tatbeſtände zum 
Gegenſtand, deren Beurteilung und Entſch. auch ſonſt (gegenüber 
den anderen Steuerpflichtigen) der Finanzverwaltung obliegt und 
geläufig iſt: Abgabe der Steuererklärung, Führung der in den 
Steuergeſetzen vorgeſchriebenen Bücher, Auskunft über ſteuerliche 
Verhältniſſe der vertretenen Körperſchaften oder Verwaltungen, 
Duldung einer Buch⸗ und Betriebsprüfung uſw. 

Nur für den der zweiten Gruppe zugehörenden, ſohin der 
Befehlsgewalt der Finanzbehörden unterſtellten Pflichtenkreis öf⸗ 
fentlicher Behörden und Beamten könnte überhaupt die Anwendung 
des in 8 202 RalbgO. vorgeſehenen Finanzverwaltungszwangs in 
Frage kommen. Sie ift hier aber durch den Abs. 5 des 8202 aus⸗ 
drücklich ausgeſchloſſen. Der Sen. hat in ſeinem Urt. v. 18. Sept. 
1929 (RF. 25, 318) und weiter in feinem dem RF M. erftatteten 
Gutachten v. 20. Dez. 1929 (Rc. 26, 183) dargelegt, daß dieſer 
Ausſchluß von Zwangsmaßnahmen gegenüber allen öffentlichen 
Behörden und Beamten im allgemeinen ſtaatsrechtlichen Sinn Platz 
greift, und zwar ohne Rückſicht darauf, ob die Behörden und 
Beamten ausſchließlich oder vorwiegend Hoheitsrechte ausüben oder 
aber in der Hauptſache mit privatwirtſchaftlichen Geſchäften befaßt 
ſind. Gegen dieſe Auffaſſung ſind insbeſ. von Becker (St W. 1930, 
267 ff.) und auch vom R5 M., der Becker zuſtimmt, Bedenken 
erhoben worden. Becher hält es nicht für richtig, bei der Aus⸗ 
legung des Begriffs „öffentliche Behörden“ in 8 202 Abſ. 5 RAbgdo. 
den allgemeinen ſtaatsrechtlichen Behördenbegriff zugrunde zu legen. 
Rechtsbegriffe, die aus anderen Rechtsgebieten ſtammten, könnten 
nicht unbeſehen und ungeprüft auf das Reichsſteuerrecht übertragen 
werden. Maßgebend für die Auslegung des Behördenbegriffs in 
8202 Abſ. 5 RAbgO. könnten nur ſteuerrechtliche Geſichtspunkte 
ein Der Zweck des § 202 RABGD. ſei die Unterſtützung der Be⸗ 
ſehlsgewalt der Finanzbehörden. Dieſe Befehlsgewalt würde aber 
vielfach gegenüber widerſtrebenden Landes⸗ und Gemeindebehörden 
verſagen, wenn ſie der Stütze durch Zwangsmittel entbehren müßte. 
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Der Ausſchluß von Zwangsmitteln gegenüber öffentlichen Behörden 
könne nach dem Sinn der Beſt. nur gegenüber reinen Hoheits⸗ 
behörden, nicht gegenüber Behörden, die privatwirtſchaftliche Zwecke 
verfolgen, Platz greifen. Das erfordere insbef. auch die Gleich⸗ 
mäßigkeit der Beſteuerung, die ſonſt gegenüber ſteuerpflichtigen 
Korperſchaften des öffentlichen Rechts nicht zu verwirklichen wäre. 
Der Ri. habe auch in anderen Steuergeſetzen ſchon wiederholt 
den Beamtenbegriff anders als im allgemeinen ſtaatsrechtlichen 
Sinn aufgefaßt. 

Der Sen. vermag die Erwägungen Beckers nicht als durch⸗ 
ſchlagend anzuerkennen. Der Behördenbegriff des § 202 Abf. 5 
RAbg O. iſt ſelbſtverſtändlich wie jede Geſetzesvorſchr. der Auslegung 
zugänglich. Für die Auslegung eines Steuergeſetzes ſind auch ſelbſt⸗ 
verſtändlich in erſter Linie ſteuerrechtliche und ſteuerpolitiſche Ge⸗ 
ſichtspunkte heranzuziehen. Jede Geſetzes auslegung muß aber 
zunächſt von der Annahme ausgehen, daß der Geſetzgeber — ſo⸗ 
lange nichts Gegenteiliges erſichtlich iſt — das gewollt hat, was 
dem Wortſinn ſeiner Vorſchr. entſpricht. Das gilt auch für den 
Steuergeſetzgeber. Unter „öffentlichen Behörden“, wenn dieſer Aus⸗ 
druck in einem öffentliche Rechtsverhältniſſe regelnden Geſetz ge⸗ 
braucht wird, ſind im Zweifel die öffentlichen Behörden im all⸗ 
gemeinen ſtaatsrechtlichen Sinn zu verſtehen. Die Entſtehungs⸗ 
geſchichte der Vorſchr., ihr Zweck und der Zuſammenhang mit 
anderen Beſt. können natürlich unter Umſtänden Anlaß geben, dem 
Begriff einen anderen als den in der Rechtsſprache gebräuchlichen 
Sinn zu entnehmen. Ein ſolcher Anlaß beſteht hier aber nicht. Das 
Verbot von Zwangsmaßnahmen gegen öffentliche Behörden iſt 
nicht, wie Becker meint, eine im Vertrauen auf die Loyalität 
der Behörden vom Geſetzgeber zugeſtandene bloße „Höflichkeits⸗ 
rückſicht“. Es rechtfertigt ſich vielmehr ohne weiteres aus der dop⸗ 
pelten Überlegung, daß die Anwendung von Zwangsmaßnahmen des 
Fin A. gegenüber Behörden anderer Verwaltungszweige mit einer 
geordneten Verwaltungsführung und mit der Aufrechterhaltung 
der Staatsautorität nicht vereinbar wäre und daß ſie im übrigen 
auch in aller Regel unnötig wäre. Becker, der das Verbot von 
Zwangsmaßnahmen gegenüber öffentlichen Behörden auf reine 
Hoheitsbehörden beſchränken und Behörden, die wirtſchaftliche An⸗ 
gelegenheiten zu verwalten haben, der Zwangsgewalt des Fin A. 
unterwerfen will, hat erkennbar dabei in erſter Linie nur an 
widerſpenſtige untere Landes⸗ und Gemeindebehörden gedacht. Die 
von ihm getroffene Unterſcheidung würde ſich aber auch auf obere 
und oberſte Behörden, und zwar auch auf ſolche des Reichs, aus⸗ 
wirken. Nach ihr wäre alſo zwar z. B. der Flurwächter einer 
kleinen Gemeinde, da er Hoheitsrechte ausübt, durch die „Digni⸗ 
ät“ feines Amts vor finanzamtlichen Zwangsmaßnahmen ge⸗ 
ſichert, ein Landes⸗ oder auch Reichsminiſter dagegen, der ein er⸗ 
werbswirtſchaftliches Unternehmen, für das Steuerpflicht in Frage 
kommt, unmittelbar leitet, der Zwangsgewalt des Fin A. unter⸗ 
worfen. Dieſe Zwangsgewalt umfaßt auch nicht bloß die Ver⸗ 
hängung von Geldſtrafen — von deren Umwandlung in Haft kann 
in dieſem Zuſammenhang abgeſehen werden — ſondern auch die 
Anwendung „unmittelbaren Zwanges“; das kann im Einzelfalle 
gewaltſame Beſetzung von fremden Amtsgebäuden, Inanſpruchnahme 
polizeilicher Hilfe uſw. in ſich ſchließen. Wenn die Notwendigkeit 
anerkannt werden müßte, öffentliche Behörden durch Zwangsmittel 
zur Erfüllung ihrer ſteuerlichen Pflichten anzuhalten, dann würde 
der Geſetzgeber dazu wohl einen anderen Weg einſchlagen als den 
in 5202 RAbgdO. vorgeſehenen auf das Verhältnis der Staats⸗ 
gewalt gegenüber dem privaten Steuerpflichtigen zugeſchnittenen. 
Eine ſolche Notwendigkeit iſt aber überhaupt nicht anzuerkennen. 
Es kann dabei ganz dahingeſtellt bleiben, ob der Reichsgewalt 
nicht ſchon nach der Gewaltenverteilung der RVerf. die Möglichkeit 
offenſtand, die Erfüllung der ſteuerrechtlichen Verpflichtungen auch 
gegenüber ſteuerpflichtigen Körperſchaften und Verwaltungen des 
offentlichen Rechts zu erzwingen. Denn jedenfalls läßt die Neu⸗ 
regelung der ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe, die ſich im Anſchluß an 
die nationale Revolution insbeſ. durch die Gleichſchaltungsgeſetze 
vollzogen hat, kemerlei Raum für die Beſorgnis, es könnten be⸗ 
rechtigte Forderungen der Finanzbehörden an öffentliche Behörden 
der Länder und Gemeinden am Widerſtand der letzteren ſcheitern. 
Die Gleichmäßigkeit der Beſteuerung, auf die Becker mit Recht 
großes Gewicht legt, erfordert wohl die gleichheitliche Erfüllung 
der ſteuerlichen Pflichten, keineswegs aber die gleiche Form für 
die Durchſetzung dieſes Anſpruchs. 

Der Sen. glaubt hiernach an der Auffaſſung feſthalten zu 
ſollen, daß das Verbot der Anwendung von Zwangsmitteln (8 202 
Abl. 5 RAbgdO.) gegenüber allen öffentlichen Behörden und Be⸗ 
amten in dem im Gutachten v. 20. Dez. 1929 (RF. 26, 183) näher 
umſchriebenen Sinne ohne Rückſicht darauf Anwendung findet, ob 
dieſe Behörden und Beamten ausſchließlich oder überwiegend 
Hoheitsrechte ausüben oder aber zur Verwaltung wirtſchaftlicher 
Geſchäfte berufen ſind. Finanzamtliche Anordnungen können ſohin 
gegenüber öffentlichen Behörden und Beamten nicht nach 8202 
Abs. 1 RAbgo. ... „erzwungen werden“. Gegen ſolche Anord⸗ 
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nungen iſt gleichwohl nach § 305 RAbgO. die RBeſchw. eröffnet 
RF H. 4, 265 und Urt. III A 135/20 v. 24. Nov. 1920 [RStBl. 
1921, 93). 

V. Die Duldung einer Buch⸗ und Betriebsprüfung nach 8 162 
Abſ. 10 RAbgD. gehört zu den Pflichten, die den Steuerpflichtigen 
als ſolchen treffen. Sie kann deshalb nach den vorſtehenden Dar⸗ 
legungen (IV) auch gegenüber einer eine ſteuerpflichtige Körper⸗ 
ſchaft vertretenden öffentlichen Behörde vom Fin A. mit binden⸗ 
der Wirkung angeordnet, jedoch nicht durch Zwangsmittel des 
8 202 RAbgSO. erzwungen werden. Über die Anordnung kann nach 
11 90 R Abg. mit RBeſchw. die Entſch. des RF. angerufen 
werden. 

Nach 8 9 Abf. 1 Nr. 3 KörpStG. find von der Körperſchafts⸗ 
ſteuer befreit „Staatsbanken, die ihrer Beſtimmung nach in der 
Hauptſache Geſchäften ſtaatswirtſchaftlicher oder allgemeinwirtſchaft⸗ 
licher Art dienen“. Die BeſchwF. will aus der Faſſung dieſer Vor⸗ 
ſchrift folgern, daß es für die darin vorgeſehene Steuerbefreiung 
nicht auf die tatſächliche Geſchäftsführung der Bank, ſondern nur 
auf die ihrem Organiſationsſtatut zu entnehmende Beſt. ihres 
Aufgabenkreiſes ankomme. Der Sen. kann dieſer Auffaſſung nicht 
beipflichten. Die Steuerfreiheit iſt in der erwähnten Vorſchr. da⸗ 
von abhängig gemacht, daß die begünſtigte Staatsbank gewiſſen, 
das öffentliche Intereſſe berührenden Geſchäften „diene“, und zwar 
„ihrer Beſtimmung nach“. Daraus iſt zu entnehmen, daß Satzung 
und Geſchäftsgebarung der Bank mit den in der Befreiungsvorſchr. 
des RörpStG. bezeichneten Zwecken im Einklang ſtehen müſſen. 
In den Ausſchußberatungen zum Geſetz (Bericht S. 6), auf die die 
BeſchwF. verweiſt, hat der Regierungsvertreter ausgeführt, daß es 
für die Steuerpflicht einer Staatsbank darauf ankomme, wie ihre 
Haupteinſtellung nach dem Statut und der Geſchäftsführung ſei. 
Später wurde auf eine Anfrage von Regierungsſeite ausgeführt, 
daß die Staatsbanken unter Staatsaufſicht ſtünden und es daher 
nicht zu befürchten ſei, die tatſächliche Geſchäftsführung könne ſich 
zu den „Verfaſſungsbeſtimmungen“ in Widerſpruch ſetzen. Aus dieſen 
Bemerkungen der Regierungsvertreter kann nicht geſchloſſen wer⸗ 
den, das Geſetz habe für Staatsbanken die unwiderlegliche Ver⸗ 
mutung aufſtellen wollen, daß ihre Geſchäftsführung nicht vom 
Statut abweiche. Das Fin A., das über die Frage der Steuerfreiheit 
Entſch. zu treffen hat, muß deshalb nicht nur den ſtatutariſch 
feſtgelegten Aufgabenkreis der BeſchwF., ſondern auch ihre tatſäch⸗ 
liche Geſchäftsgebarung prüfen. Die dieſem Zweck dienende Anord⸗ 
nung einer Buch⸗ und Betriebsprüfung war deshalb ſachlich gerecht⸗ 
fertigt. ) 

Nach dem Geſetz nicht berechtigt war dagegen die mit der An⸗ 
ordnung verbundene Androhung von Zwangsgeldſtrafen, die deshalb 
aufzuheben iſt. Mit dieſer Maßgabe war die RBeſchw. als un⸗ 
begründet zurückzuweiſen. 

(RFH., 4. Sen., Urt. v. 11. Okt. 1933, IV A 143/33 8.) 


* 

882 Nr. 3, 10 Abſ. 1 KörpStG. Stellt ein Kloſter 
ſeinem ſteuerlich ſelbſtändigen Betriebe Ordensangehörige 
als Arbeitskräfte zur Verfügung, ſo ſind die vereinbarten 
Gehälter und Löhne bei dem Betriebe abzugsfähige Wer⸗ 
bungskoſten, ſoweit ſie nicht den Lohn für gleichwertige 
Leiſtungen weltlicher Arbeitskräfte überſteigen. +) 

Die Beihw?- iſt ein Betrieb des Benediktinerſtifts in N. 
Sie beſchäftigt neben weltlichen Arbeitern auch Kloſterangehörige, 


Zu 2. In R. 34, 79 hat ſich der Sen. eingehend mit 
dem Verhältnis eines Kloſters zu ſeinen einzelnen Betrieben 
befaßt und damit mit der Frage des Verhältniſſes einer Kör⸗ 
gen all des öffentlichen Rechts zu ihren einzelnen Verwaltun⸗ 

en uſw. 

5 Damals hatte das Finanzamt völlige Übereinſtimmung 
zwiſchen Körperſchaft und Betrieb angenommen und daraus zwei 
praktiſch wichtige Schlußfolgerungen gezogen: 

1. Lieferungen des Betriebes an die Körperſchaft ſeien ſteuer⸗ 
lich als Eigenverbrauch zu behandeln, ſie ſeien alſo bei der Er⸗ 
mittlung des Gewinnes nur mit den Geſtehungskoſten und nicht 
mit dem Kleinverkaufspreis zu bewerten. a 

2. Entſprechend ſeien irgendwelche Leiſtungen des Betriebes 
an die Körperſchaft nicht als Werbungskoſten von dem ſteuer⸗ 
pflichtigen Gewinn abzuziehen, weil Identität zwiſchen der Kör⸗ 
perſchaft und ihrem Betriebe beſtehe. 

Im Zuſammenhang mit der Frage 1 hat der Re H. die 
rechtliche Verſchiedenheit des Betriebes von der Körperſchaft in 
den Vordergrund geſtellt, ſie ſtehen einander nicht gegenüber wie 
der Landwirt oder der Einzelgewerbetreibende ſeinem Betriebe, 
ſondern wie der Geſellſchafter einer Einmanngeſellſchaft dieſer 
Geſellſchaft gegenüberſteht. Trotz aller wirtſchaftlichen Ahnlichkeit 
wird die rechtliche Verſchiedenheit betont, und es wird 
daraus gefolgert, daß es keine „Entnahmen“ im engeren Sinne 
gibt, ſondern nur Lieferungen, die mit dem Kleinverkaufspreiſe 
anzuſetzen ſind, und daß auf der andern Seite die Gegenleiſtungen 


die ihr von dem Stift zugewieſen ſind. Die Beſchäftigung und die 
Entlohnung der Kloſterangehörigen iſt in einem Vertrag zwiſchen 
dem Stift und der BeſchwF. vereinbart. Die Lohnbeträge fließen 
dem Stift zu und ſind ſo bemeſſen, daß ſie nicht lediglich einen 
Erſatz für die Koſten des Lebensunterhaltes der Kloſterangehörigen 
darſtellen, ſondern ein Entgelt für den Wert der Arbeit bilden 
ſollen. Das Fin A. hat die Löhne für Ordensangehörige nicht als 
abzugsfähig angeſehen. Das Fin A. hat einen Abzug zugelaſſen, 
aber nur in Höhe der Aufwendungen des Kloſters für ſeine im 
Betriebe der Beſchwe. beſchäftigten Angehörigen. 

Der NBeſchw. it ſtattgegeben worden. 

In RES. 27, 40 iſt ausgeführt, daß der Geſetzgeber wohl 
die Betriebe von Körperſchaften des öffenklichen Rechts ſteuerlich 
verſelbſtändigt, aber es bisher der Rſpr. überlaſſen hat, das neue 
Gebilde gegenüber der Körperſchaft des öffentlichen Rechts feſt 
abzugrenzen. Dieſe Abgrenzung macht inſofern Schwierigkeiten, 
als rechtlich und meiſt auch im wirtſchaftlichen Denken der Be⸗ 
teiligten die Körperſchaft mit ihren Betrieben eine Einheit dar⸗ 
ſtellt. Aus dem Gedanken dieſer Einheit heraus ließ ſich die Auf⸗ 
faſſung ableiten, daß die öffentliche Körperſchaft an ſich ſelbſt, 
d. h. an ihren Betrieben, zu Laſten des ſteuerpflichtigen Einkom⸗ 
mens der Betriebe nichts verdienen könne und dürfe. Dieſe Auf⸗ 
faſſung führte dazu, lediglich die tatsächlichen Aufwendungen, die 
von der Körperſchaft für den Betrieb gemacht werden, vom Ge⸗ 
winn des Betriebs abziehen zu laſſen. In der Entwicklung der 
Rſpr. hat ſich jedoch immer mehr der Gedanke als fruchtbar und 
wegweiſend erwieſen, daß für die ſteuerliche Beurteilung die Kör⸗ 
perſchaft und der Betrieb als völlig verſchiedene Subjekte an⸗ 
geſehen werden, etwa wie im Handelsrecht die Geſellſchaft und 
deren Anteilseigner. Mit Nutzen ift z. B. in der Entſch. 1 A 74/33 
v. 25. Juli 1933 (RFH. 34, 79) der Vergleich mit der Ein⸗ 
manngeſellſchaft gezogen worden, in der Art, daß der Betrieb 
einer Gmbh., die öffentliche Körperſchaft dem einzigen Geſell⸗ 
ſchafter der GmbH. gleichgeſetzt wird. Dieſer Vergleich führt aber 
dazu, die Forderung der öffentlichen Körperſchaft anzuerkennen, 
daß ihre Leiſtungen an den Betrieb mit dem wirklichen Wert an⸗ 
geſetzt werden. Denn wenn der Einmanngeſellſchafter feiner GmbH. 
ſelbſthergeſtellte Waren liefert, ſo kann er, wie jeder andere Lie⸗ 
ferer, der GmbH. die Handelspreiſe berechnen, in denen auch der 
übliche Herſtellungsgewinn enthalten iſt. Die Steuerbehörde kann 
nicht etwa verlangen, daß der Einmanngeſellſchafter nur ſeine 
Geſtehungskoſten fordert, alſo ſeiner Geſellſchaft etwas ſchenkt. 
Wie ſich dieſe Folgerung aus der zivilrechtlichen Verſchiedenheit 
von Geſellſchaft und Geſellſchafter ergibt, ſo muß dieſelbe Folge⸗ 
rung aus der ſteuerrechtlichen Verſchiedenheit von öffentlicher Kör⸗ 
perſchaft und Betrieb gezogen werden. 

Die Vorentſch. und die Einſpruchsentſch. unterlagen hier⸗ 
nach der Aufhebung. Bei freier Beurteilung iſt die Sache nicht 
ſpruchreif, ſondern an das Fin A. zur weiteren Prüfung zurück⸗ 
zuverweiſen. Aus dem Vergleich mit den Verhältniſſen zwiſchen 
einer GmbH. und ihrem Geſellſchafter ergibt ſich weiter, daß es 
zwiſchen der öffentlichen Körperſchaft und ihrem Betriebe auch 
eine verdeckte Gewinnverteilung geben kann. Die öffentliche Kör⸗ 
perſchaft kann für ihre Leiſtung nur den wirklichen Wert ſich er⸗ 
ſetzen laſſen. Geht ſie darüber hinaus, nötigt ſie den Betrieb, die 
Leiſtung mit einem höheren Preiſe zu bezahlen, als er handels⸗ 


des Betriebes für irgendwelche Leiſtungen der Körperſchaft als 
Werbungskoſten des Betriebes anzuſehen ſind. 

Mit dieſer Begr. ſind dort für die in den einzelnen Betrie⸗ 
ben tätigen Kloſterangehörigen die angemeſſenen Verpflegungs⸗ 
koſten ſowie die Ausgaben für Wohnung, Kleidung und Arzt 
zum Abzuge zugelaſſen worden. Dort iſt wie in vielen anderen 
neueren Entſch. betont, daß bei der Anerkennung der Höhe dieſes 
Aufwandes nicht kleinlich zu verfahren iſt, und auch dort 
wird ſchon auf den Vergleich mit den an freie Ar⸗ 
beitskräfte zu zahlenden Beträgen hingewieſen. 

Die vorl. Entſch. führt dieſe Grundſätze fort, der Fall liegt 
hier inſofern etwas anders, als der Betrieb an das Stift „Lohn⸗ 
beträge“ für die Tätigkeit der Kloſterangehörigen zahlt. Soweit 
dieſe Lohnbeträge ſich im Rahmen der an freie Arbeiter zu zah⸗ 
lenden Löhne halten, ſind ſie als Werbungskoſten abzugsfähig, 
andernfalls ſind ſie als verdeckte Gewinnverteilung zu behandeln. 

Intereſſant ift, daß in dieſem Zuſammenhang die Ein⸗ 
manngeſellſchaft noch einmal ausdrücklich 
ſteuerlich anerkannt wird. Es iſt nicht zu beanſtanden, 
wenn die Geſellſchaft dem Geſellſchafter für deſſen Lieferungen 
den angemeſſenen Marktpreis bezahlt, und es iſt folge⸗ 
richtig, daß ſie ihm auch für ſeine Tätigkeit ein angemeſ⸗ 
ſenes Gehalt zahlen kann. Dieſes Gehalt iſt zwar bei dem 
Geſellſchafter einkommenſteuerpflichtig (was häufig überſehen 
wird), es iſt aber dem Gewinn der Geſellſchaft nicht etwa als 
verdeckte Gewinnverteilung hinzuzurechnen. 

RA. Dr. Delbrück, Stettin. 
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üblich iſt, ſo liegt in dem Preisunterſchied ein ſteuerpflichtiger 
verdeckter Gewinn. Infolgedeſſen iſt hier zu prüfen, ob die 
BeſchwF. das, was ihr die Ordensangehorigen leiſten, durch 
weltliche Arbeiter billiger hätten erhalten können. 

(Ri., 1. Sen., Urt. v. 12. Sept. 1933, 1 A 190/33 S.) 


* 
3. 85 Abſ. 1 Mecklenb.⸗Schwer GrStG. i. d. Faſſ. v. 
7. April 1927 (Reg Bl. 77). Neu erbaute Wohngebäude. 
Dient ein neu errichtetes Gebäude teils Wohn-, teils ge- 
werblichen Zwecken, ſo beſteht Steuerfreiheit für die ge⸗ 
werblichen Zwecken dienenden Teile des Gebäudes nicht. 
(RFö., 4. Sen., Urt. v. 8. Nov. 1933, IV A 276/33.) 


Reichspatentamt. 


1. 88 5, 6, 20, 4 Ziff. 3 WbzG. „Trocklin“. „Waffer- 
dicht⸗Imprägnierungsmittel“ trotz völliger Zeichengleich⸗ 
heit nicht gleichartig mit (imprägnierten) Textilien. Weder 
für waſſerabſtoßende noch für gewöhnliche Textilien wirkt 
das angemeldete Zeichen „Trocklin“ täuſchend. Zur Frage 
der Verkehrsbekanntheit. 

Das angemeldete, nur noch für verſchiedene Textilien, z. B. Be⸗ 
kleidungsſtücke, Garne, Web⸗ und Wirkſtoffe, beſtimmte Zeichen 
„Trockl in“ ſtimmt mit dem Widerſpruchszeichen 451 295 völlig 
überein. Das Gegenzeichen ſteht aber nur für „Waſſerdicht⸗Imprägnie⸗ 
rungsmittel“ zugunſten einer chemiſchen Fabrik eingetragen. Die Prü⸗ 
fungsſtelle hat deshalb die Warengleichartigkeit verneint. 

Die Beſchwerde der Widerſprechenden macht in erſter Linie geltend: 

Mit Rückſicht auf die beſondere Lage des Falles ſei die Gleich⸗ 
artigkeit der beiderſeitigen Waren zu bejahen; denn ſie kämen im 
Verkehr in engſte Verbindung, und zwar dadurch, daß die Wider⸗ 
ſprechende ihren Kunden zugleich mit ihrem Imprägnierungsmittel 
Anhänger und Einnäheetiketten mit der Inſchrift „Trocklin“ zur Be⸗ 
feſtigung an den mit ihrem „Trocklin“ bearbeiteten Textiljen liefere. 
Bei der Güte ihres Mittels werde infolgedeſſen der Käufer das 
Weſentliche an der Ware nicht ſo ſehr im Stoffe erblicken, ſondern 
in der Bearbeitung mit dem Imprägnierungsmittel „Trocklin“, ahn⸗ 
lich wie das bei mit „Indanthren“ gefärbten Stoffen der Fall ſei. 

Dieſe Ausführungen gehen fehl. Art und Ort der Herſtellung 
ſowie die Beſchaffenheit und die regelmäßige Vertriebsſtätte der ein⸗ 
ander gegenüberſtehenden Waren ſind zu grundverſchieden, als daß die 
Kundſchaft, der dieſe Umſtände in der Regel wohlbekannt ſind, ledig⸗ 
lich aus der Tatſache der Zeichenübereinſtimmung und den oben ge⸗ 
ſchilderten beſonderen Umſtänden auf die gleiche Urſprungsſtätte 
ſchließen wird. Eine Billigung des Standpunktes der Widerſprechen⸗ 
den würde ins Uferloſe führen und in die Kreiſe der Geſchäftswelt 
eine bedenkliche Unſicherheit und Verwirrung tragen. Sie könnte u. a. 
leicht dazu führen, Rohſtoffe der verſchiedenſten Art mit Fertigerzeug⸗ 
niſſen, z. B. Stoffe mit Anzügen, Mehl mit Backwaren, oder gar 
bloße Zutaten, wie Knöpfe mit Kleidern und gewiſſe Gewürze mit 
Fleiſch⸗ und Fiſchkonſerven für gleichartig i. S. des Zeichenrechtes 
zu erachten (ogl. auch die Entſch. der Beſchwerdeabteilung v. 6. Febr. 
1904, PatMuſtgZeich l. 1904, 227). 

Hat hiernach die Prüfungsſtelle mit Recht die Warengleichartig⸗ 
keit verneint, ſo war nur noch — von Amts wegen — zu prüfen, 
ob etwa, wie die Widerſprechende hilfsweiſe vorträgt, der Eintragung 
des angemeldeten Zeichens das Täuſchungs verbot des 84 
Ziff. 3 WbzG. entgegenſteht. Die Widerſprechende hält das angemel⸗ 
dete Zeichen in zwiefacher Hinſicht für irreführend: a) Der Beſtandteil 
„Trock“ weiſe darauf hin, daß die ſo gekennzeichnete Ware in irgend⸗ 
einer Weiſe imprägniert ſei. Deshalb ſei die Bezeichnung „Trocklin“ 
täuſchend für alle nicht waſſerabſtoßend imprägnierten Textilien. Das 
Warenverzeichnis der Anmelderin müſſe daher zum wenigſten einen 
einſchränkenden Zuſatz, wie etwa den von der Anmelderin hilfsweiſe 
angebotenen „alles waſſerabſtoßend imprägniert“, erhalten. Dem war 
nicht beizuſtimmen. Viele Käufer werden dank der Eigenart der Wort⸗ 
bildung „Trocklin“ die erſte Silbe „Trock“ überhaupt nicht mit dem 
Begriffe des Immertrockenbleibens in Verbindung bringen. Und auch 
wer in der Form „Trock“ eine Verſtümmelung von „trocken“ er⸗ 
kennt, wird daraus allein ſchwerlich eine klare Vorſtellung von der 
Beſchaffenheit der Ware gewinnen und auf eine ganz beſtimmte, wert⸗ 
erhöhende, nämlich waſſerabſtoßende Eigenſchaft der Ware ſchließen. 


b) Schließlich ſucht die Widerſprechende darzutun, daß das an» 
gemeldete Zeichen ſelbſt für waſſerabſtoßende Garne u. dgl. N 
täuſchend wirken könne. Denn durch umfangreiche, im Aug. 1932] 
begonnene Werbung der mannigfachſten Art, z. B. Verteilung einiger 


Hunderttauſend Flugblätter auf der diesjährigen Nürnberger Tagung 
der NSDAP., ſei ihr Gegenzeichen als Imprägnierungsmittel für 
Textilien weithin bekannt geworden. Viele Käufer würden infolge⸗ 


deſſen zu der Annahme verführt werden, eine von der Anmelderin 
unter der Bezeichnung „Trocklin“ vertriebene Ware ſei mit Hilfe des 
gleichnamigen Imprägnierungsmittels der Widerſprechenden waſſer⸗ 
abſtoßend gemacht worden. Mit dieſem Vorbringen könnte die Wider⸗ 
ſprechende nur dann gehört werden, wenn ſie eine Verkehrsgeltung des 
Gegenzeichens für Imprägnierungsmittel glaubhaft gemacht hätte (ogl. 
die Entf. der Beſchwerdeabteilung v. 28. Jan. 1931: PatMuſt⸗ 
Zeich Bl. 1931, 35). Für die Feſtſtellung einer ſolchen Verkehrs⸗ 
bekanntheit fehlt es aber durchaus an zureichenden Unterlagen. Gegen 
ſie ſpricht ſchon die eigene Angabe der Widerſprechenden, daß ſie mit 
ihrer Werbung im Aug. vor. Jahres, alſo vor noch nicht fünfviertel 
Jahren, begonnen habe. In ſo kurzer Zeit pflegt ein Zeichen er⸗ 
fahrungsgemäß nur ſelten in weiteſten Kreiſen der Abnehmer bekannt 
zu werden. Jedenfalls iſt nach Lage der Sache eine Irreführung in 
der gedachten Hinſicht nicht „erſichtlich“. Das Merkmal der Er⸗ 
ſichtlichkeit iſt aber unerläßliche Vorausſetzung für die Anwendung des 
§ 4 Ziff. 3 WbezG. 

Der Streit der Parteien über die außerhalb des Zeichenrechts 
liegende Frage, ob die Anmelderin durch eine Verwendung des an⸗ 
gemeldeten Zeichens unlauteren Zeichenraub begeht, iſt vor den ordent⸗ 
lichen Gerichten auszufechten. 

(RPatA., 12. BeſchwSen. (für Warenzeichen), Entſch. v. 2. Nov. 
1933, M 53 836/14 WZ B 252/33 B.) 


Ber. von ORegR. Konrad Bindewald, Berlin. 


Reichsverſicherungsamt. 


Berichtet von Senatspräſident Dr. Zielke und Landgerichtsdirektor 
Dr. Kerſting, Berlin. 


(* Wird in den Amtl. Nachrichten für Reichsverſicherung (Neue Folge 
der Amtl. Nachrichten des RVerſA.) abgedruckt. 


O Wird in den „Entſcheidungen und Mitteilungen“, herausgegeben 
von Mitgliedern des RVerſA. (Eu M.), abgedruckt. 


1. 861 Abſ. 2 Ang VerſG. Begriff „Mutter“. Eine weib⸗ 
liche Perſon, die ein Kind an Kindes Statt angenommen 
hat, gilt als Mutter i. S. des 8561 Abſ. 2 Ang Verſc. Streit 
beſteht darüber, ob die Kl. als Adoptivmutter der verſtor⸗ 
benen Verſicherten Anſpruch auf Erſtattung der Beitrags⸗ 
hälften nach 861 a. a. O. hat. Nach Abſ. 2 dieſer Vorſchrift 
iſt anſpruchsberechtigt „die Mutter“. Was unter „Mutter“ 
zu verſtehen iſt, iſt im Geſetz nicht erläutert. Nach dem 
Sprachgebrauch ſteht die Adoptivmutter der leiblichen 
Mutter gleich, weil ſie die Sorge für die Perſon und das 
Vermögen des Kindes übernimmt, das Kind wie ihr eige⸗ 
nes aufzieht und verſorgt und ſomit dem Adoptivkind 
gegenüber völlig an die Stelle der leiblichen Mutter tritt. 
Dieſe Auffaſſung des täglichen Lebens ſtimmt weſentlich 
mit den Vorſchriften des BGB. über die Annahme an 
Kindes Statt überein. Iſt hiernach die Adoptivmutter im 
täglichen Leben und durch das bürgerliche Recht der leib⸗ 
lichen Mutter gleichgeſtellt, ſo muß in 861 Abſ. 2 unter 
„Mutter“ auch die Adoptivmutter verſtanden werden. Sie 
hat deshalb Anſpruch auf Erſtattung der Hälfte der für 
ihr Adoptivkind entrichteten Beitrage im Rahmen des 
§ 61 a. a. O. 


(RVerſA., Urt. v. 24. Mai 1933, IIIa A V 55/33: EuM. 34, 421.) 
3. 


* 


2. § 20 Abſ. 4 Ausf Vorſchr. zur VO. über den freimilli- 
gen Arbeitsdienſt v. 2. Aug. 1932. Reich und Länder ſind 
berechtigt, gem. 88 624, 625 RVO. mit ihren Betrieben und 
Tätigkeiten, wozu auch Maßnahmen des freiwilligen Ar⸗ 
beitsdienſtes gehören können, der zuſtändigen Bergen. 
beizutreten. Wenn es ſich hierbei um Tiefbauarbeiten han⸗ 
delt, kommt der Beitritt zur Tiefbau Bergen., nicht aber 
zur Zweiganſtalt der Tiefbau BerGGen. in Betracht. 

(RVerſA., Bed). v. 9. Febr. 1933, 111002 4/33: Eu M. 34, 501.) 
8. 


2 Berichtigung. 


JW 1933, 2927 muß es in dem Urt. des LG. Glatz im erſten 
Abſatz Zeile 2 anſtatt 1000 . richtig 1000 PM. heißen. 
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